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Vor wenig mehr als einem Jahrzehnt hätte man die
kommunistischen Diktaturen als die größte Gefahr
für die freiheitliche Ordnung bezeichnet. Die
Sowjetunion und die von ihr abhängigen sozialisti-
schen Staaten bildeten das Gegenmodell zur frei-
en, marktwirtschaftlich verfaßten Welt – in bezug
auf das Wirtschaftsmodell, in bezug auf das Ver-
ständnis von Demokratie und Recht sowie nicht
zuletzt in bezug auf die militärischen Bündnisse.
Auch intellektuell stellte dieses Gegenmodell eine
Herausforderung dar: Wirtschaftswissenschaftler
wie Ludwig van Mises und Friedrich August von
Hayek, um nur die wichtigsten zu nennen, wiesen
die Unterlegenheit der sozialistischen Planwirt-
schaft gegenüber der Verkehrswirtschaft nach.

Die Zeiten haben sich geändert: In jüngerer Zeit
warnt der Bundesinnenminister nun vor Anschlä-
gen islamischer Fundamentalisten auch in
Deutschland. Der 11. September 2001 scheint nur
ein erster Höhepunkt islamistischer Gewalt gewe-
sen zu sein. Weitere Anschläge vor und nach die-
sem schrecklichen Ereignis machen uns klar, daß
der Terrorismus fundamentalistischer Muslime die
Nachfolge der kommunistischen Diktaturen als ge-
fährlichste Bedrohung der freiheitlichen Ordnung
angetreten hat. Noch fehlt es allerdings weitge-
hend an der notwendigen intellektuellen Auseinan-
dersetzung mit dem islamischen Fundamentalis-
mus. Was zeichnet ihn aus? Was ist sein Gesell-
schaftsmodell? Unter Experten umstritten ist auch,
ob die islamischen Terroristen Vorboten eines
„Clash of Civilizations” (Huntington 1993) sind
oder ob es sich nur um einige wenige gewaltberei-
te Fundamentalisten handelt, die zwar großes Leid
verursachen, aber letztlich nur in wenigen Staaten
Unterschlupf finden können. Trotz einer Unmenge

von Zeitungsberichten und Talkshows ist immer
noch unklar, mit wem und mit was wir es bei die-
ser neuen Bedrohung zu tun haben. Über die
sicherheitspolitischen Aspekte der Terrorismus-
Bekämpfung hinaus sind Antworten auf die Fragen
zu finden, was den Fundamentalismus kennzeich-
net, was seine Ursprünge sind und wie er über-
wunden werden kann. Völlig unklar sind auch
seine wirtschaftspolitischen Implikationen.

Die Stiftung Marktwirtschaft lud vor diesem Hinter-
grund am 12. und 13. Dezember 2002 namhafte Ex-
perten zu einer Fachtagung „Wirtschaftsordnung
und Fundamentalismus” nach Hinterzarten
(Schwarzwald) ein. Der vorliegende Band dokumen-
tiert die auf der Tagung gehaltenen Referate.

Die diesen Referaten folgenden Diskussionen be-
schäftigten sich insbesondere mit drei Fragen:

- Was ist Fundamentalismus?
- Ist der Islam inhärent fundamentalistisch?
- Welche Wirtschaftsordnung implizieren Islam

und Christentum?

1 Was ist Fundamentalismus?

Karl Kardinal Lehmann setzte den Fundamentalis-
mus in Bezug zur Aufklärung. Diese habe sich ihrer
eigenen Bedingungen nicht versichert und damit
unvollständig geblieben. Gerade in den nicht-west-
lichen Gesellschaften habe der tiefgreifende und
zum Teil überstürzte soziale und kulturelle Wandel
die Selbstsicherheit der Menschen zutiefst erschüt-
tert. Angesichts der Verunsicherung insbesondere
des traditionell religiös sanktionierten Leitbildes der

Fundamentalismus:
Gefahr oder Chance
für die Wirtschaftsordnung?
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Familie, suchten die Menschen Zuflucht in angeb-
lich ewig sicheren Bezügen.

Auch Rainer Hermann beschrieb Fundamentalis-
mus als das Festhalten an ewig gültigen Normen.
Dies sei im fundamentalistischen Islam zu beob-
achten, der die Orientierung an Rechtsnormen des
7. Jahrhunderts fordere, auch wenn diese heute
widersinnige Ergebnisse hervorbrächten und die
ökonomische Entwicklung behinderten.

Friedhelm Hengsbach SJ definierte Fundamentalis-
mus als die Orientierung an abstrakten Aussagen
ohne Bezug zur Realität. Wo Wirtschaftspolitik sich
an abstrakten, empirisch nicht haltbaren Modellen
und marktwirtschaftlichen Bekenntnissen orientiere,
so Hengsbach, bestehe wirtschaftlicher Fundamen-
talismus. Diese Definition verknüpft gleichsam die
Religionsdefinition von Parson und die Fundamenta-
lismus-Definition von Tibi. Nach Parson (1959) ist
Religion ein Glaubenssystem, das durch einen
nicht-empirischen, wertenden Charakter gekenn-
zeichnet ist. Es unterscheidet sich damit sowohl von
Wissenschaft als empirischem und nicht-wertendem
als auch von der Philosophie als nicht-empirischem,
nicht-wertendem Gedankengebäude (Kehrer 1968).
Verliert Wissenschaft ihre empirische Fundierung,
wird sie zum quasi-religiösen Bekenntnis. Werden
die empirisch nicht abgesicherten wissenschaftli-
chen Aussagen dann zu politischen Forderungen,
ist nach Tibi der Weg in den Fundamentalismus vor-
gezeichnet. Er definiert Fundamentalismus als „die
Politisierung von Religion” (Tibi 2001, 13). Im Falle
der von Hengsbach kritisierten Wirtschaftspolitik
wäre also von der politischen Umsetzung wissen-
schaftlich verbrämter ökonomischer Glaubens-
aussagen zu sprechen. Insofern wurde auf der
Tagung die These bestätigt, daß Fundamentalismus
nicht immer auf einen religiösen Ursprung zurück-
führbar sein muß (Kienzler 1996).

Lüder Gerken schlug eine allgemeinere Definition
von Fundamentalismus vor, um die verschiedenen
Fundamentalismen erfassen zu können: Man über-
höht ein Prinzip und verlangt von anderen, notfalls
unter Androhung von Gewalt, daß auch sie dieses
Prinzip als obersten Wert übernehmen. Fundamen-
talismus ist nach dieser Definition das Gegenteil von
Freiheit: Denn Freiheit ist immer auch die Freiheit
des Andersdenkenden, für sich ein abweichendes
Wertesystem in Anspruch nehmen zu können. Das
gelte, so Gerken, auch für die Wirtschaftsordnung.
Für zahlreiche Freiheitsbeschränkungen sei der öko-
nomische Effizienzgedanke der nicht weiter hinter-
fragte Rechtfertigungsgrund. Wenn aber der Staat
politische, kollektivistische Ziele über die Freiheit der
Bürger stellt und immer wieder in unzulässiger Weise
in deren Freiheitssphäre eingreift, werde die freiheit-
liche Gesellschaftsordnung in Frage gestellt. Viele,
gerade auch gläubige Menschen wehrten sich daher
gegen einen wohlfahrts-ökonomisch begründeten
staatlichen Interventionismus. Denn in der Wohl-
fahrtsökonomik werde der ökonomische Effizienz-
gedanke absolut gesetzt. Als nicht weiter hinterfrag-
ter Rechtfertigungsgrund für zahlreiche Freiheitsbe-
schränkungen erhalte er eine quasi-religiöse Bedeu-
tung. Mit seiner Kritik an der Wohlfahrtsökonomik
stützte Gerken die These, daß Fundamentalismus
nicht auf den religiösen Bereich beschränkt ist, son-
dern auch die Wirtschaftspolitik prägen kann.

2 Ist der Islam inhärent
fundamentalistisch?

Iwan Sokolowsky SJ stellte die These auf, der Islam
sei inhärent fundamentalistisch. Die Fundamentali-
sten lehnten die westliche, am Verfassungsstaat
orientierte Zivilisation ab und strebten eine univer-
selle Gottesherrschaft islamischer Prägung an. Sich
dafür – notfalls auch mit Gewalt – einzusetzen sei
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Aufgabe jedes Muslimen. Zentral sei dabei die Ab-
lösung des westlichen Rechtssystems – ein-
schließlich der von uns als universell angesehenen
Menschenrechte – durch die scharia. Mit seinem to-
talitären Anspruch stehe der islamische Fundamen-
talismus in unversöhnlichem Gegensatz zu Freiheit,
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit. Mit Fun-
damentalisten sei eine Einigung auf eine säkulare
Rechtsordnung daher unmöglich.

Weitere Diskussionsbeiträge stützten diese These:
Eine Trennung von Staat und Gesellschaft gebe es
im Islam nicht. Der Staat werde als Akteur betrach-
tet, mit dessen Hilfe religiöse Normen auch gegen-
über Nichtgläubigen oder Andersgläubigen durch-
zusetzen seien.

Andere argumentierten, Christentum und Islam
unterschieden sich nicht grundsätzlich in ihrer An-
fälligkeit für Fundamentalismus. Zwei Argumente
wurden dafür angeführt: die Ähnlichkeit der religiö-
sen Grundlagen (1) und die empirische Beobach-
tung, daß eine Politisierung von Religion auch im
Christentum vorkomme (2).

(1) Religiöse Grundlagen: Der Fundamentalismus-
Experte Tibi (2001, ix) stellt die These auf, Funda-
mentalismus komme in allen Schriftreligionen vor.
Christliche Fundamentalisten seien ebenso von der
universellen und absoluten Gültigkeit ihrer Glau-
bensinhalte überzeugt wie islamische. Nur habe
das Christentum das Konzept einer politischen
Gottesherrschaft bereits im Mittelalter gelebt, der
Islam heute. Ebensowenig wie das Konzept der
Gottesherrschaft auf Erden in der christlichen Bibel
vorkomme, finde es sich im Koran oder in den Über-
lieferungen des Propheten. Beides seien der Reli-
gionsgründung nachgelagerte Entwicklungen. Ähn-
liches gilt für das islamische Recht: Die scharia ist
nach-koranisch und somit nicht Teil der göttlichen

Offenbarung. Tibi (2001) sieht vor diesem Hinter-
grund hinsichtlich der Anfälligkeit für Fundamen-
talismus keinen grundsätzlichen, in den Wurzeln
der Glaubensüberlieferung angelegten Unterschied
zwischen Islam und Christentum.

Die Bedeutung der Schrift für die Entwicklung des
Fundamentalismus kommt darin zum Ausdruck, daß
der Begriff „Fundamentalismus” zuerst für pro-
testantische Gruppierungen in den USA verwendet
wurde, die das Bekenntnis zu einigen „fundamen-
tals” ihres Glaubens einte. Dazu zählte unter ande-
rem die absolute Irrtumslosigkeit der Schrift
(Kienzler 1996, 30f).

Anders als die Herkunft des Begriffs glauben
machen könnte, ist christlicher Fundamentalismus
nicht auf die protestantischen Kirchen beschränkt,
in denen sich schon früh eine Gegenbewegung
zur kritischen Bibelexegese gebildet hat. Karl
Kardinal Lehmann gestand in seinem Beitrag die
Anfälligkeit auch des Katholizismus für fundamen-
talistische Positionen ein. Der Versuchung, die
schriftlichen Zeugnisse wortwörtlich zu nehmen
und sich so der Auseinandersetzung mit der
Moderne zu entziehen, widerstünden auch katho-
lische Christen nicht immer. Das werde derzeit an
den innerkirchlichen anti-modernistischen Bewe-
gungen, etwa jener von Lefebvre, deutlich. Auch
Gerhard Kruip erkannte eine „Fundamentalismus-
Falle” im Christentum. Sie drohe, wenn nicht nur
eine universelle, rational begründbare Moral, son-
dern das christliche Ethos für allgemeinverbindlich
erklärt werden.

(2) Christlicher Fundamentalismus in der Politik:
Eine zentrale Rolle spielt für christliche Funda-
mentalisten in den USA die Ablehnung der Evolu-
tionstheorie, deren Behandlung auf Veranlassung
von Fundamentalisten denn auch in einigen

Fundamentalismus: Gefahr oder Chance für die Wirtschaftsordnung?
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Schulen verboten wurde. Deutlich wird fundamen-
talistischer Einfluß zudem bei den großen Streit-
punkten Schulgebet und Abtreibung. Manche
Autoren führen auch außenpolitische Entschei-
dungen der USA auf den Einfluß christlich-funda-
mentalistischen Gedankenguts zurück; dem
Selbstverständnis protestantischer Fundamentali-
sten entsprechend, die Amerika als das „neue
Jerusalem” interpretierten (Shell 1995, 30), werde
der weltweite Einsatz für Demokratie und Men-
schenrechte zum Teil als missionarische Aufgabe
angesehen.1

Selbst in Deutschland gibt es christlich-fundamen-
talistische Gruppierungen (Kienzler 1996). Die aus
ihnen hervorgegangen Parteien haben allerdings
bei den Bundestagswahlen regelmäßig nur sehr ge-
ringen Erfolg (Daiber 1995). Gleichwohl machen sie
deutlich, daß die Politisierung von Religion auch im
Christentum erfolgt und das Phänomen des Funda-
mentalismus nicht auf den Islam beschränkt werden
kann.

Für das friedliche Zusammenleben der Menschen
wesentlicher als die abstrakte Frage, ob der Islam
inhärent fundamentalistisch ist und damit der Ver-
ständigung auf eine gemeinsame Rechts- und Wirt-
schaftsordnung entgegen steht, ist die konkrete
Frage, ob die große Mehrheit der muslimischen Be-
völkerung einer Ordnungsvorstellung zustimmen
könnte, die der Freiheit des Individuums den ersten
Rang einräumt – und zwar sowohl der religiösen als
auch der wirtschaftlichen Freiheit. Diese Frage, die
sich sowohl für muslimische Einwanderer in euro-
päischen Ländern als auch in den muslimischen
Ländern selbst stellt, wurde auf der Tagung kontro-
vers diskutiert. Voraussetzung für die Zustimmung
zu einer freiheitlichen Ordnung wäre, daß – wie in
den Staaten des christlichen Kulturkreises – fast
alle Gesellschaftsmitglieder von der fundamentali-

stischen Einstellung Abstand nehmen, ihre persön-
lichen Glaubensideale seien notfalls auch gewalt-
sam durchzusetzen. Insbesondere darf der Staat
nicht religiöse Normen für allgemeingültig erklären
und religiöse Minderheiten diskriminieren bzw. ihre
Diskriminierung tolerieren. Das islamische Dilemma
„Bin ich zuerst Muslim oder Bürger des Staats, in
dem ich lebe?” (Mehmet 1990/1994, 17) muß in
einer freiheitlichen Ordnung zugunsten der Staats-
bürgerschaft und der Orientierung an den demokra-
tisch statt religiös legitimierten gesetzlichen Nor-
men beantwortet werden. Das wird deutlich an Stra-
fen für Verhaltensweisen, die den religiösen Vor-
schriften widersprechen. Sieht beispielsweise reli-
giöses Recht bestimmte Formen der Bestrafung
vor, die das staatliche Recht untersagt, so muß sich
der Gläubige in einer freiheitlichen Ordnung der
Anwendung dieser Strafen enthalten.

Diese Trennung von staatlicher und kirchlicher
Gewalt ist im westlichen Christentum wesentlich
stärker verankert als in anderen großen Religionen
(Daiber 1995, 122). Dies bedeutet jedoch weder,
daß sie dem Christentum inhärent wäre, noch, daß
sie dem Islam grundsätzlich widerspräche. Bis
heute steht die britische Königin an der Spitze der
anglikanischen Kirche; die britische Regierung er-
nennt den Primas. In Spanien und Argentinien gab
es vor wenigen Jahrzehnten noch eine
Verknüpfung von Kirche und Diktatur. Auf der ande-
ren Seite ist die dominante Ideologie in vielen isla-
mischen Staaten säkular (Chapra 1991, 9). Neben
wenigen islamistischen Staaten wie dem Sudan
oder dem Iran gibt es laizistische muslimische
Staaten wie Ägypten oder die Türkei. Die unge-
rechtfertigte Diskriminierung der Bürger christlichen
Glaubens auch in diesen Ländern (Kopten bzw.
Armenier oder christliche Ausländer) erscheint aus
westlicher Perspektive als Beweis für die mangeln-
de Toleranz des Islam. Denkt man an die religiös

Gerhard Schick



13

motivierte Gewalt in Irland oder – in der deutschen
Geschichte – an den Kulturkampf, wird jedoch
offensichtlich, daß die Unterschiede zwischen
Christentum und Islam in bezug auf die Anfälligkeit
für Intoleranz und Fundamentalismus und in bezug
auf die Möglichkeit der Trennung von Kirche und
Staat eher gradueller, denn grundsätzlicher Natur
sind. Beide Religionen haben in ihrer Geschichte
Phasen der Toleranz und der Intoleranz gekannt.

3 Welche Wirtschaftsordnung
implizieren Islam
und Christentum?

Welches wirtschaftliche Handeln der Islam von den
Gläubigen fordert und welchen Beitrag der Islam
zur ethischen Fundierung einer Wirtschaftsordnung
leisten könnte, ist im Westen in der Regel unbe-
kannt, obwohl in Deutschland über drei, in Frank-
reich über vier Millionen Muslime leben und am
Wirtschaftsleben teilnehmen. Viel zu wenig haben
sich Wirtschaftswissenschaftler, Wirtschaftsethiker
und Islamwissenschaftler mit den Wirtschaftsord-
nungsvorstellungen im Islam beschäftigt. Auch ist
im Westen wenig über die Rolle der individuellen
Handlungsfreiheit im Islam bekannt, die für Wettbe-
werbswirtschaften konstitutiv ist.

Rainer Hermann zeichnete ein kritisches Bild isla-
mischer Wirtschaft. Zwar enthalte der Koran kein
konkretes Wirtschaftsordnungsmodell. Einzelne
Vorschriften enthielten aber ökonomische Implika-
tionen. Ursächlich dafür, daß der Islam heute als
Entwicklungshemmnis wirke, sei, daß das einst
moderne islamische Recht nicht fortentwickelt
werde. Konkret nannte er das Zinsverbot, die Almo-
sensteuer, das Erbrecht und das fehlende Körper-
schaftsrecht. Für die ökonomische Entwicklung fa-
tal sei die Rechtsunsicherheit, die dadurch entste-

he, daß die religiöse Gerichtsbarkeit unverbunden
neben der staatlichen existiere und deren Recht-
sprechung aufheben könne. Im Gegensatz dazu
sah Volker Nienhaus in der Rückbesinnung auf isla-
mische Werte eine Chance für die islamische Welt:
Muslimische Ökonomen im Westen sähen eine So-
ziale Marktwirtschaft als Ausweg aus der Klientel-
wirtschaft und der Repression in ihren Heimatlän-
dern. Von einer Stagnation islamischen Denkens
könne nur insofern die Rede sein, als Diktaturen in
islamischen Staaten die freie Meinungsäußerung
unterbinden. In freieren Staaten gebe es eine inten-
sive Diskussion um die Fortentwicklung islamischer
Wirtschaftslehren. Unterschiedlich werde vor allem
die Frage des Zinses gesehen. Manche islami-
schen Ökonomen bestünden auf einer zinsfreien
Sozialen Marktwirtschaft. Nienhaus warnte davor,
das nur als rückschrittlich zu interpretieren: Wenn
das Gebot der Zinslosigkeit wirklich befolgt werde,
könnten sich interessante Unternehmensstrukturen
und Entwicklungsperspektiven ergeben.

In Nienhaus' Beitrag wurde deutlich, daß sich christ-
liche wie islamische Ökonomen auf die Ordnungs-
konzeption einer „Sozialen Marktwirtschaft” bezie-
hen.2 Das legt den Vergleich zwischen islamischer
Ökonomik und christlicher Soziallehre nahe. Die So-
ziale Marktwirtschaft in Deutschland ist, wie Werner
Lachmann ausführte, unter direkter Bezugnahme
auf die christlichen Wertegrundlagen ihrer Vorden-
ker konzipiert worden. Der Begriff der „Ordo”, den
Walter Eucken, Franz Böhm und ihre Mitstreiter ver-
wendeten, machte das deutlich. Darüber hinaus sei
die Soziale Marktwirtschaft auch die Wirtschaftsord-
nung, die dem biblischen Menschenbild entspreche.
Denn sie gehe davon aus, daß der Mensch sündi-
gen und scheitern könne und deshalb zum einen
einer staatlich durchgesetzten rechtlichen Ordnung
bedürfe, zum anderen einer sozialen Ordnung, die
ihm im Falle des Scheiterns auffange.

Fundamentalismus: Gefahr oder Chance für die Wirtschaftsordnung?
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Während christliche Wirtschaftswissenschaftler
schon früh eine Übereinstimmung von Sozialer
Marktwirtschaft und christlichen Wertvorstellungen
erkannten, wurde von kirchlicher Seite die Markt-
wirtschaft erst spät als die dem christlichen Men-
schenbild entsprechende Wirtschaftsordnung ak-
zeptiert (Meyer 2003). Gerhard Kruip verdeutlichte
in seinem Beitrag, wie das befreiungstheologische
Leitbild der „Option für die Armen” zunächst aus
einer marxistisch geprägten Gesellschaftsanalyse
lateinamerikanischer Theologen entstand, die eine
Gegenbewegung auch zu den als „neoliberal” kriti-
sierten Wirtschaftsreformen in Lateinamerika dar-
stellte. Die „Option für die Armen” sei jedoch nicht
an diese Gesellschaftsanalyse gebunden. Im Sinne
von Rawls' (1971/1975) Differenzprinzip könne
auch eine Soziale Marktwirtschaft der „Option für
die Armen” gerecht werden, weil die in ihr enthalte-
nen Ungleichheiten Anreize für wirtschaftliche Ak-
tivität erzeugen, die auch das Schicksal der Armen
verbessern könne.

Christoph Lütge zeigte in seinem Beitrag, daß ethi-
sches, religiös motiviertes Verhalten in der Wirt-
schaft eine produktive Rolle einnehmen kann, ohne
in fundamentalistischer Weise anderen die eigenen
Werte aufzuzwingen. Lütge argumentierte mit der
Funktion der Regelordnung als Ort der Moral: Sie
entlaste den einzelnen von der Entscheidung, ent-
weder wirtschaftlich erfolgreich zu sein oder ethisch
zu handeln, indem sie ethisches Verhalten für alle
zur Regel macht. In einer statischen Welt, wie sie in
der Zeit der Entstehung von Koran und Bibel
bestand, seien Regeln für alle vorteilhaft, die dem
einzelnen Mäßigung vorschreiben. Denn jeder
Zugewinn eines Gesellschaftsmitglieds würde Ver-

luste bei einem anderen voraussetzen. In der heuti-
gen, dynamischen Wirtschaft hingegen sei die privi-
legienfreie Wettbewerbsordnung vorteilhaft. Ethi-
sches Handeln erschöpfe sich jedoch nicht in der
Erfüllung von Regeln. Weil unvollständige, „offene”
Verträge in einer komplexen Welt unvermeidbar
seien, werde der Aufbau einer Reputation als ethi-
scher Akteur lohnenswert. Religiös motiviertes Han-
deln könne so zum Erfolgsfaktor werden.

Lütge bezog sich damit auf eine produktive Rolle
von Religion bei der Ausgestaltung der Wirtschafts-
ordnung und beim Handeln jedes einzelnen. Auf die-
ser Basis könnte der Islam einen konstruktiven Bei-
trag sowohl zur Gestaltung einer Weltwirtschaftsord-
nung als auch zur Entwicklung der muslimisch ge-
prägten Volkswirtschaften leisten. In einer Zeit, in
der auch in unseren vormals christlich geprägten
Ländern viele Entscheidungsträger der ihnen über-
tragenen Verantwortung nicht gerecht werden und
durch Bilanzfälschung, Korruption, Steuerhinterzie-
hung etc. über den Reputationsverlust für sich selbst
und die von ihnen geleiteten Unternehmen hinaus
auch großen volkswirtschaftlichen Schaden verursa-
chen, wäre ein solcher ethischer Impuls selbst in
unserem eigenen Land wünschenswert.

Anmerkungen

1 Kienzler (1996). Vgl. auch Javier Solana in der Financial
Times Deutschland vom 8. Januar 2003, S. 15, Andreas
Rinke „Die Glaubenskrieger” im Handelsblatt vom 10.
März 2003, S. 12, sowie Georg Watzlawek „USA – Auf-
stieg und Fall” im Handelsblatt vom 24. März 2003, S. 11.

2 Vergleiche auch Nienhaus (1982).
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1 Theologische Herkunft von
„Fundamentalismus”

Wo kommt der Begriff „Fundamentalismus” über-
haupt her? Ursprünglich war der Terminus in der
Geschichte des neuzeitlichen evangelischen
Christentums zu Hause. Man meinte damit haupt-
sächlich jene Gruppen in den Vereinigten Staaten
und in England, die als Protestbewegung im 19. und
frühen 20. Jahrhundert gegen den extremen
Liberalismus in Theologie und Kirche angingen.
Man zählt sie gewöhnlich zum konservativ-evangeli-
kalen, gelegentlich auch zum pietistischen Flügel
des Protestantismus. Die gemeinsame Stoßrichtung
der verschiedenen Gruppen geht gegen den soge-
nannten „Modernismus”. Es ist eine Selbstbe-
zeichnung amerikanischer Protestanten, die 1910–
1915 die Schriftenreihe „The Fundamentals” her-
ausgaben. Das Wort „Fundamentalismus” selbst
scheint erst um das Jahr 1920 von C. L. Laws ge-
prägt worden zu sein.1 Der Oxforder Bibelwissen-
schaftler James Barr (1981, 25) schreibt dieser
kirchlichen Bewegung folgende Merkmale zu: starke
Betonung der Unfehlbarkeit und absoluten Irrtums-
losigkeit der Schrift; ablehnende Haltung im Blick auf
die moderne Theologie und ihre Methoden, beson-
ders die historisch-kritische Forschung; feste Über-
zeugung, daß alle übrigen, die nicht den fundamen-
talistischen Standpunkt teilen, keine wahren
Christen sind. Das fundamentale Dogma dieser
Bewegung besteht in der Überzeugung, das Wort
Gottes sei „wortwörtlich” zu nehmen; deswegen rich-
tet sich der Fundamentalismus bis heute z.B. mas-
siv gegen das Erklärungsmodell der biologischen
Evolution.2 Der Darwinismus und das naturwissen-
schaftliche Denken werden für die Säkularisierung

verantwortlich gemacht. Es ist bekannt, daß im
Zusammenhang mit der weiten Verbreitung des fun-
damentalistischen Gedankengutes in den USA
finanzielle Aspekte keine unwesentliche Rolle spie-
len, und auch die Einflußnahme fundamentalisti-
scher Kreise auf politische Prozesse und Ziele ist in
ihrem Gewicht nicht zu verkennen. Dieser Funda-
mentalismus kommt im Ursprung stark von der Er-
weckungsbewegung her, deckt sich freilich nicht mit
dem Pietismus, der eine eigene Antwort auf die
geschichtliche Herausforderung des Christentums
darstellt. Der Fundamentalismus ist jedoch nicht be-
sonders konfessionsspezifisch geprägt, verhält sich
aber dennoch der ökumenischen Bewegung ge-
genüber weitgehend ablehnend. Gemeinsam ist sei-
nen verschiedenen Gruppierungen die Bewahrung
unabdingbarer Glaubenswahrheiten, die sie im
Zuge der neuzeitlichen Theologie und Rationalität
grundlegend gefährdet sehen: die Trinität, die wah-
re Gottheit Jesus Christi, die Geburt Jesu aus der
Jungfrau Maria, die Versöhnung durch sein Blut, sei-
ne leibliche Auferstehung, seine Wiederkunft zum
Gericht und zur Aufrichtung des Reiches Gottes. Die
Annahme dieser Grundwahrheiten steht jedoch
unter der Prämisse, daß die Bibel überhaupt, das
heißt in jeder ihrer Aussagen und in jeder Hinsicht,
wörtlich von Gottes Geist inspiriert und absolut irr-
tumsfrei ist.3

Seine Kraft hat dieser Fundamentalismus vor allem
auch in einer großen missionarischen Aktivität er-
wiesen. Es ist verständlich, daß die missionari-
schen Bemühungen schon wegen der in der Wei-
tergabe des Glaubens notwendigen „Elementarisie-
rung” des Glaubensgutes zu der beschriebenen
Mentalität neigen können.
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Die Sache selbst hatte es freilich schon längst vor
dem Aufkommen des Wortes „Fundamentalismus”
gegeben. In der neuzeitlichen Geschichte des Pro-
testantismus formierte sich bereits früh eine ent-
schiedene Gegenbewegung gegen das Eindringen
der Aufklärung in Religion und Theologie, gegen die
historische und literarische Bibelkritik und gegen den
übermächtigen Einfluß empirisch-wissenschaftlicher
Ergebnisse auf das Verständnis der Schrift. Gegen-
über der „kritischen” Theologie fast aller Jahrhunder-
te setzte eine grundsätzliche Gegenbewegung ein,
die selbstbewußt und manchmal auch trotzig auf je-
nen unantastbaren Wahrheiten beharrte, die jedem
Hinterfragen entzogen sein sollten.

Ursprünglich war, wie wir sahen, der Begriff „Funda-
mentalismus” auf den Umkreis eines evangelikal ori-
entierten Christentums in der Neuzeit eingegrenzt.
Einige seiner Hauptelemente passen freilich auch
auf Erneuerungsbewegungen im Islam, so z.B. die
Art des Schriftverständnisses und die Zurückweisung
der Kritik heiliger Schriften. Der islamische Funda-
mentalismus geht übrigens bereits auf das 18. und
19. Jahrhundert zurück4. Er stellt die höhere norma-
tive Gültigkeit des Korans gegenüber der Vielfalt der
Rechtsschulen heraus. Es geht um die Rückkehr
zum reinen Islam der ersten Generationen. Die spä-
teren Rechtsschulen hätten, so lautet die fundamen-
talistische Kritik, zu viele verstandesmäßige Erwä-
gungen eingebracht, die nicht verbindlich sind; sie
seien für die Einheit der Gläubigen ein Hindernis. Die
Anpassung an die moderne Welt wird als Verlust der
islamischen Identität und als unbillige Bevorzugung
westlicher Lebensformen und Normen auf Kosten
originärer islamischer Überlieferungen verstanden.

Dieser Fundamentalismus ist keineswegs notwen-
dig konservativ. Die bestehende Ordnung ist näm-
lich nicht in Übereinstimmung mit den ursprüngli-
chen Grundsätzen des Islam. Darum sind funda-

mentalistische Bewegungen dieser Art in einer Ge-
sellschaft, die nicht klar zwischen Religion und Poli-
tik unterscheidet, rasch sehr eng mit politisch-revo-
lutionären Bewegungen verbunden. Der Funda-
mentalismus ist in manchen Ländern bis heute weit-
gehend eine Abwehrreaktion gegenüber dem erlit-
tenen Identitätsverlust infolge importierter Systeme
und Ideologien. Die Predigt zur Rückkehr zu den
Quellen der eigenen großen Tradition allein konnte
jedoch bis jetzt kaum irgendwo eine lebensfähige
und stabile Ordnung schaffen.

2 Ausstrahlung und Streuung des
Fundamentalismus-Begriffs

Der Fundamentalismus hat viele Begriffe in seiner
Nähe, die mehr oder weniger locker assoziativ mit
ihm verbunden sind. Ich gehe hier nur auf den reli-
giös-kirchlichen Bereich ein. Man sollte nicht verges-
sen, daß „Fundamentalismus” letztlich so etwas wie
ein hermeneutisches Grundprinzip ist, das mit der
Auslegung Heiliger Schrift zu tun hat. Wir haben
schon darauf hingewiesen, daß der Fundamentalis-
mus ursprünglich mit einer nicht bloß wörtlichen, son-
dern wortwörtlichen Interpretation der Bibel als Hei-
liger Schrift einhergeht. Zur Abwehr jedes evolutiven
Denkens und besonders des Darwinismus wurden
z.B. vor allem die kosmologischen Vorstellungen der
Bibel einlinig als historische Aussagen begriffen.
Deshalb hat man z.B. auch eine allegorische Schrift-
auslegung, die heute hermeneutisch wieder sehr viel
mehr Interesse findet und geradezu rehabilitiert wird,
abgelehnt. Diese Fragen sind freilich nicht neu, son-
dern werden bereits in der Alten Kirche unter dem
polaren Spannungsbogen von Geist und Buchstaben
ausgetragen. Ein Blick vor allem in die Schriftausle-
gung mancher Sekten, aber auch größerer amerika-
nischer Kirchen zeigt, daß die Diskussion noch
längst nicht beendet ist.
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Es ist jedoch deutlich, daß dieser Fundamentalis-
mus sich im Kern auf das Fundament der Bibel be-
zieht, wie es denn sachgerecht und zeitgemäß
auszulegen ist. Der Rückbezug strikt auf den
Buchstaben der Bibel soll alle Probleme lösen hel-
fen. Im Grunde ist dies ein bestimmtes protestan-
tisches Erbe, denn man verfängt sich in den Ant-
worten bei der Klärung des Prinzips „Sola Scrip-
tura”. Vorausgesetzt wird, daß die Schrift sich
selbst auslegt. Dann kann man am Ende nur wie-
der auf dieses Fundament zurückkommen – aber
wie? Durch Buchstabengläubigkeit und autoritäre
Strukturen? In diesem Sinne kann man von der
Selbstgenügsamkeit des Biblizismus sprechen.

Ein solcher Fundamentalismus im strikten Sinn hat
im katholischen Bereich in dieser Form wenig Ver-
breitung. Der Fundamentalismus kommt in einem
anderen Gewand einher. In der katholischen Kir-
che und Theologie war immer schon klar, daß die
Heilige Schrift bei allem eindeutigen „kritischen”
Vorrang durch die weitgespannte Überlieferung
und die Autorität der Kirche ausgelegt wird. Dies
kann in einen Traditionalismus münden, der sich
als „Integralismus” versteht: Man ist überzeugt,
daß man alle profanen Lebensbereiche der kirchli-
chen Entscheidungsgewalt unterstellen muß, die
in sich als religiöses Prinzip den einzigen Schlüs-
sel für alle Fragen auch des modernen Lebens in
der Hand hält. Der Versuch eines Gesprächs mit
den Zeitgenossen und des Dialogs mit der gegen-
wärtigen Welt wird dem gegenüber als „Modernis-
mus” bezeichnet. Die Integralisten sind der Mei-
nung, die Wirklichkeit könne in abstrakten, fixier-
ten und unabänderlichen Begriffen erfaßt und aus-
geschöpft werden. Mit Hilfe eines solchen Lehrsy-
stems muß alles „lückenlos vollständig” (= „inte-
gral” in diesem Sinne) heimgeholt werden. Wenn
die staatlichen Hilfen zur Durchsetzung nicht mehr
zur Verfügung stehen, muß es durch ein Höchst-

maß an innerkirchlicher Autorität und Disziplin zur
Annahme gebracht werden. Das Zweite Vatikani-
sche Konzil bedeutet durch die Forderung des
„Aggiornamento” grundsätzlich ein Ende dieser
Weltsicht, die freilich in den traditionalistischen
Bewegungen, besonders exemplarisch bei M.
Lefebvre, weiterlebt. Diese integralistischen Strö-
mungen treten in konservatistischen und in revolu-
tionär-progressiven Spielarten auf.

Es gibt noch einige Perspektiven, die den Funda-
mentalismus-Begriff erhellen könnten. Ich will nur
eine Station aus der wissenschaftstheoretischen De-
batte der 60er Jahre nennen. Gegenüber dem „Falli-
bilismus”, der unter Erkenntnis einen offenen, prinzi-
piell unabschließbaren, stets kritischen Prozeß ver-
steht, der an keinen festen Punkt gelangt und aus
dem keine unbestreitbaren Gewißheiten abzuleiten
sind, setzt man den Fundamentalismus, der nur eine
wahre Theorie zuläßt, die sich ausreichend begrün-
den läßt und unbezweifelbare Wahrheiten zur Gel-
tung bringt. So hat Hans Albert (1968, 11, 46, 70, 75)
im Anschluß an Karl Popper den „logischen Positi-
vismus” hart kritisiert, weil er immer noch solche
unerschütterlichen Fundamente annehme.

3 Deskriptiver Synthese-Versuch

Man kann jedoch eine deskriptive Annäherung an
den „Fundamentalismus” als Phänomen versuchen,
damit wenigstens ein Vorbegriff erkennbar wird.
Fundamentalismus droht immer dann, wenn Men-
schen auf ihrer Sinnsuche in einer stetig sich wan-
delnden Welt so nach einem „Fundament” und
einer „Ordnung” streben, daß diese allem Wandel
entzogen und nicht mehr befragt werden dürfen.
Offenbar spielt in vieler Hinsicht Angst mit, eine ver-
läßliche Lebensorientierung könnte verloren gehen
oder nicht mehr wirken. Deshalb wird auch Streben
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nach Sicherheit um fast jeden Preis erkennbar, um
diese Angst zu beheben. Die inhaltliche Füllung sol-
cher Mentalitäten kann außerordentlich verschie-
den sein. Die Gemeinsamkeiten im Verhalten sind
jedoch unübersehbar: ungeschichtliches Denken,
geschlossenes Weltbild, Mißtrauen in Wissenschaft
überhaupt, rigoristische Forderungen mit Exklusivi-
tätsanspruch, elitäres Bewußtsein, fragwürdige
Missionierungsstrategien zur Bekehrung der gan-
zen Welt. Im Inneren sind solche Gruppen nicht sel-
ten autoritär strukturiert: Forderung eines absoluten
Gehorsams einem Führer gegenüber, Kappen der
Außenbeziehungen, rückhaltlose Identifizierung mit
den Idealen der Gruppe, kompromißlose Distanzie-
rung von allen Andersdenkenden, elitäres Bewußt-
sein, Ablehnung rationaler Diskurse besonders mit
Außenstehenden.

In vielen Gruppierungen herrscht auch eine grund-
sätzlich intolerante Haltung vor. Intoleranz ist je-
doch kein Merkmal, das notwendig zu jedem Fun-
damentalismus in gleicher Weise gehört. Intoleranz
ist m.E. ein fundamentaleres Fehlverhalten, das
noch diesseits eines spezielleren Fundamentalis-
mus liegt und umfassender ist.

Solche und andere Hinweise5 sind nützlich, klären
jedoch über einzelne Beiträge zur Begriffsge-
schichte hinaus sachlich nichts mehr Wesentliches.
Es braucht noch andere Dimensionen der Reflexion.

4 Fundamentalismus
als Revolte gegen die Moderne

Der recht allgemeine Fundamentalismus-Begriff
wird in seiner Anwendungsbreite oft so überdehnt,
daß er – auf seinen eigenen Gehalt hin besehen –
wenig inhaltlich zur Geltung bringt. Es ist jedoch
deutlich geworden, daß jene mit „Fundamentalis-

mus” bezeichneten Haltungen auf eine bestimmte
geschichtliche Situation antworten, obgleich der
Fundamentalismus an sich jeden geschichtlichen
und gar einen geschichtlich bedingten Standort
eher verleugnen möchte.

Gewöhnlich wird gefragt, auf welche gesellschaft-
lichen Defizite unserer Zeit der Fundamentalismus
mit seinen Denk- und Verhaltensmustern reagiert.
Er scheint ein einziger „Aufstand gegen die
Moderne” (Meyer 1989a) zu werden. „Offen-
kundig treibt die weltweit, wenn auch in sehr ver-
schiedenem Tempo und auf sehr verschiedenen
Wegen, voranschreitende Modernisierung aus
denselben Kräften, denen sie ihre Dynamik ver-
dankt, eine elementare Krise hervor, die die fun-
damentalistische Gegnerschaft gegen ihre
Prinzipien, Formen und Ziele in beachtenswertem
Umfang begünstigt.” (Meyer 1989b, 7). In diesem
Sinne ist der Fundamentalismus eine immanente
Gegenströmung zum modernen Prozeß der gene-
rellen Öffnung des Denkens, des Handelns, der
Lebensformen und der Gesellschaft. Durch die
Zurückweisung vieler sogenannter „Errungen-
schaften” des modernen Lebens, die in Wirk-
lichkeit jedoch eine Krise auslösen, empfiehlt er
sich als das Gegenmittel zu den Verlusten und
Schwächungen der modernen Gesellschaft.

Die Fortschrittskrise – so wird gesagt – habe die tra-
ditionellen gesellschaftlichen Werte erschüttert und
rufe zurück zu den unverrückbaren Grundentschei-
dungen. Moderne Vielfalt und pluralistisches Denken
lösen bei vielen Menschen Verunsicherung aus. Der
Verlust der Selbst-Sicherheit wird als grundlegende
Existenzbedrohung erfahren. Der Fundamentalis-
mus möchte gegenüber den Selbstzweifeln und Un-
gewißheiten der Moderne Ich-Stärke und Orientie-
rungssicherheit zurückgewinnen. Gegenüber dem
vielfältigen Angebot pluraler und alternativer Lebens-
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entwürfe, die einen „Relativismus” der Wahrheit för-
dern, gilt es, den absoluten Anspruch der Wahrheit
und der sittlichen Praxis zur Geltung zu bringen und
auch durchzusetzen. Nur sie allein kann Sicherheit
um jeden Preis, festen Halt, verläßliche Geborgen-
heit und unbestreitbare Orientierung gewähren. Der
Fundamentalismus ist ein Abwehrmechanismus, der
sich gegen die beschriebenen Einbußen an Wert-
überzeugungen zu sichern versucht.

So findet sich in den fundamentalistischen Strö-
mungen die Tendenz, Kompromißbereitschaft und
offenen Dialog als Zeichen von Unwissenheit und
Schwäche zu betrachten. Wer die Wahrheit abso-
lut erkannt hat, hat auch das Recht und die Pflicht,
sie mit allen anerkannten Mitteln zu realisieren.
Eine solche Grundhaltung führt zu einem geschlos-
senen Deutungssystem mit eigenen Strukturen,
wie sie eben beschrieben wurden. Es bilden sich
feste Gesinnungsgemeinschaften, die eine gesi-
cherte Heimat anbieten. In solchen Gruppen herr-
schen strenge Autorität, überhöht legitimierte
Führung und sehr strikt ausgelegte Lebensregeln.
Die Offenheit nach außen ist sehr beschränkt,
zugleich tendiert die Gruppe zur Absonderung von
der gesellschaftlichen Realität. Man zieht sich in
ein heiles Ghetto zurück, das Sicherheit und
Geborgenheit verspricht. Nicht selten ist damit
auch ein militantes und intolerantes Verhalten
gegenüber Andersdenkenden verbunden. Die Zu-
stimmung der Bevölkerung zu solchen Gruppen –
seien sie kulturell, politisch oder religiös – ist im all-
gemeinen nicht groß, wenngleich die Lautstärke
ihrer Propaganda oft einen anderen Eindruck er-
weckt. Es ist jedoch auch nicht zu übersehen, daß
die Suche nach zweifelsfreien, eindeutigen Antwor-
ten inmitten einer durchgängigen Erkenntnis-, Mei-
nungs- und Gesinnungsvielfalt einem Grundbe-
dürfnis sehr vieler Menschen entgegenkommt. Sie
wollen wieder neue Sicherheiten haben.

Man sieht leicht, wie der Fundamentalismus zu tun
hat mit allgemeinen menschlichen Reaktionen auf
die Gefährdung von Wahrheit und Freiheit und wie
er zugleich, nun in einem geschichtlichen Brenn-
punkt konzentriert, eine Reaktion darstellt auf die
Herausforderung des neuzeitlichen Geistes und
der ihm zugeordneten gesellschaftlichen Bedin-
gungen. Vor diesem Horizont erscheint der Funda-
mentalismus als Flucht in sichere Positionen und
trügerische Ruhe, als verweigerte Mündigkeit, als
Radikalisierung, verdrängte Freiheit und Anti-
Aufklärung.

5 Der Fundamentalismus
auf dem Boden der Moderne

So überraschend es ist, zeigt sich dennoch, daß
die beschriebenen Denkweisen auch den Funda-
mentalismus außerhalb Europas, besonders auch
im Islam, bewegen. Er richtet sich gegen die Mo-
derne und ist doch zugleich aus der Konfrontation
mit ihr hervorgegangen. Wissenschaft und Tech-
nologie als zivilisatorische Leistungen können
nämlich nicht einfach nur als technische Größen in
sich selbst begriffen werden, sondern sie hängen
von ihren Entstehungsbedingungen bis zu ihren
Wirkungen auch mit einem neuen Weltbild zusam-
men, das von den technischen Neuerungen nicht
einfach zu trennen ist. „Das Scheitern der Musli-
me, sich die Moderne anzueignen, korrespondiert
eng mit ihrer Vorstellung, kulturelle Moderne und
techno-wissenschaftliche Modernität könnten von-
einander getrennt werden. Der islamische Funda-
mentalismus ist trotz aller antiwestlichen Rhetorik
kein Traditionalismus, sondern ein Produkt des
gescheiterten islamischen Versuchs, sich die
Moderne instrumentell anzueignen” (Tibi 1992a,
13). Es kann nicht einfach darum gehen, die
Entzauberung der Welt rückgängig zu machen.
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Man muß auch die innere Tragik sehen, die der
problematischen Annahme einer halbierten Mo-
derne eignet. Der Druck eines tiefgreifenden und
zum Teil überstürzten sozialen und kulturellen
Wandels, den der Einfluß der modernen euro-
päischen Zivilisation auf viele traditionale Gesell-
schaften, auch auf den Islam ausgelöst hat,
braucht ein Ventil. Dabei geht es weitgehend um
die Verunsicherung des traditionell religiös sank-
tionierten Leitbildes der Familie. Der Modernisie-
rungsprozeß nach westlichem Muster hat die
Selbstsicherheit der Menschen zutiefst erschüt-
tert. Der Modernisierungsschub z.B. im Iran durch
den Schah und die nachfolgende Entwicklung sind
ein besonders markantes Beispiel für Fehlurteile
und eine im ganzen auch recht fatale Verkennung
der gesellschaftlichen Realität in diesen Ländern.

Der Fundamentalismus tritt unter den Bedingun-
gen der Moderne an, z.B. Irreversibilität und kultu-
reller Pluralismus, deren Legitimität er bestreitet,
die er aber nicht revidieren kann.

Wenn man also Kultur, moderne Wissenschaft und
Technologie nicht einfach voneinander trennen
kann, so entsteht die Frage, wie das Verhältnis
des Fundamentalismus zur Aufklärung im weite-
sten Sinne anzusetzen ist. Vor allem erhebt sich
die Frage, ob das Erstarken des Fundamentalis-
mus nicht weltweit ein Niedergang der Aufklärung
sei. Man sprach schon wiederholt von einer Ver-
breitung der reinen Unvernunft, wie sie der Fun-
damentalismus darstelle, aber auch von der „Inter-
nationale der Unvernunft” (Meyer 1989a, 146). Ist
es Angst vor der Vernunft oder vollzieht sich in der
Auseinandersetzung zwischen Fundamentalismus
und Moderne ein noch viel tieferer Prozeß? Dabei
geht es nicht bloß um die Frage einer Rebellion
gegen die Moderne, sondern um die Rückwirkung
auf die Aufklärung.

6 Fraglosigkeit der Aufklärung?

Die Antwort auf die Frage, ob der Fundamentalis-
mus Aufstand gegen die Moderne und Niederlage
der Aufklärung sei, ist nicht einfach. Ist der Funda-
mentalismus-Begriff nicht sonderlich klar, so sind
es die Stichworte „Aufklärung” und „Modernität”
auch nicht sehr viel mehr. Es hätte keinen Sinn, fixe
Positionen einander gegenüberzustellen, die in ih-
rer nur abstrakten Geltung letztlich weder ein Ge-
spräch noch eine Auseinandersetzung erlauben,
die diesen Namen wirklich verdienen.

Nach ihrem Selbstverständnis und Anspruch ist
jede Aufklärung nicht ein fester Besitz im Sinne
einer bereits erreichten universellen Transparenz
der Vernunft, sondern ist Kritik und Funktion, Pro-
zeß und Ziel. Jeder denkt an Kants (1977, 452)
berühmte Umschreibung aus der Schrift „Beant-
wortung der Frage: Was ist Aufklärung?” vom
Dezember 1783: „Aufklärung ist der Ausgang des
Menschen aus seiner selbstverschuldeten Un-
mündigkeit. Unmündigkeit ist das Unvermögen,
sich seines Verstandes ohne Leitung eines ande-
ren zu bedienen. Selbstverschuldet ist diese Un-
mündigkeit, wenn die Ursache derselben nicht am
Mangel des Verstandes, sondern der Ent-
schließung und des Mutes liegt, sich seiner ohne
Leitung eines andern zu bedienen. Sapere aude!
Habe Mut, dich deines eigenen Verstandes zu
bedienen! ist also der Wahlspruch der Aufklärung.”
Aufklärung ist trotz der einschneidenden und rich-
tungsweisenden Orientierung vor allem des 18.
Jahrhunderts nicht an eine bestimmte Epoche
gebunden, sondern lebt immer in der Spannung
zwischen Vorurteil und Vernunft, Bewahrung und
Überwindung, Tradition und Vergegenwärtigung.
Sie leitet zum Selbstdenken und zur gesamt-
menschlichen Selbstbefreiung an, ist aber als ein
historischer Prozeß dennoch an Voraussetzungen
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gebunden, die sie selbst nicht einfach im Griff hat.
Außerdem darf man im Blick auf die Aufklärung
nicht die Folgen ihrer eigenen Wirkungen ausblen-
den, sonst wird Aufklärung selbst blind.

Die Aufklärung selbst hat gerade auf dem Höhe-
punkt ihres Prozesses in ihren großen Protago-
nisten (Herder, Kant, Lessing, Hegel) um ihre
eigene Ambivalenz gewußt. Hegels Wort von der
„unbefriedigten Aufklärung” (Hegel 1952, 407),
das zum Titel eines wichtigen Buches von W.
Oelmüller (1969) geworden ist, bringt das Problem
gut zur Sprache.

Es gibt eine Reihe von Fragen, die zuerst simpel
oder gar banal klingen; sie sind es aber keines-
wegs: Wie wird man kritisch und vor allem am Ende
auch selbstkritisch? Wie kann man einen anderen
kritisch und selbstkritisch machen? Was muß ge-
schehen, damit man die „neue Klarheit” auch wirk-
lich will, gegebenenfalls auf Kosten der alten Wahr-
heit? Wie läßt sich verhindern, daß „Kritik” sich in
ihren Voraussetzungen nicht versteckt, immunisiert
und so selber Indoktrination wird? Woher nimmt die
Kritik ihre Kriterien? Woher legitimiert sich die Anti-
zipation der Wahrheit, die letztlich in jeder Kritik auf
irgendeine Weise geschieht? Wie ist Aufklärung
überhaupt möglich?

7 Aufklärung der Aufklärung

Man tut der Größe der Aufklärung kein Unrecht an,
wenn man feststellt, solche und ähnliche Fragen
seien damals und heute nicht genügend beantwortet
worden.6 Die Voraussetzungen und Folgen der Auf-
klärung müssen bedacht werden. Sonst fehlt am
Ende die Aufklärung der Aufklärung. Zugleich haben
sich die Aufklärungsprozesse verschoben. Heute
wird Aufklärung weitgehend intellektuell und politisch

verstanden. Man reflektiert viel stärker auf die früher
unterschätzten politischen Voraussetzungen. Die
Aufklärung im 18. Jahrhundert fragte vor allem nach
den moralischen Implikationen von Aufklärung.
Diese wiederum scheinen eher vergessen zu sein:
„Heute gelten fast nur noch die Institutionen der
Gesellschaft als Ursache des Mangels an Aufklä-
rung, kaum noch das Versagen der eigenen Person.
Soweit die Unmündigkeit selbst verschuldet ist, war
es meine Dummheit im Sinne von Gutgläubigkeit, die
sich verdummen ließ. Gerade die inneren
Bedingungen der Möglichkeit der Aufklärung bedür-
fen jedoch immer noch der Aufklärung; eine
Selbstaufklärung, die an sich konstitutiv zur
Aufklärung gehört. Aufklärung muß immer noch um
ihre eigenen inneren und äußeren Möglichkeiten
kämpfen. Es scheint fast, als ob Aufklärung bis heute
nicht zuletzt daran scheitere, daß sie ihre eigenen
Möglichkeiten nicht erklären kann.” (Schneiders
1974, 214).

Zweifellos hat die Aufklärung die Rationalität des
Menschen überschätzt und sich dadurch einseitig
auf den theoretischen Bereich verlegt. Aufklärung
ist aber nicht nur ein Auftrag an die Philosophie und
die Wissenschaften, sondern an alle Gruppen und
Institutionen der Gesellschaft. Sie stützt sich nicht
nur auf die Reflexion, sondern auch auf den Diskurs
und das Gespräch als kooperative Suche nach der
Wahrheit. Die Aufklärung selbst hat immer wieder
entdecken müssen, wie sehr die menschliche Ver-
nunft selbst standortbedingt ist, vor allem durch die
Geschichte (Herder) und die Sprache (Hamann).
Die Aufklärung über die Aufklärung hat gezeigt, daß
der Gipfel der Kritik „zugleich der Punkt des höch-
sten Anfälligseins der aufgeklärten philosophischen
Reflexion für eine dogmatische Verkehrung ihrer
selbst (ist), ein Anfälligsein, dem das philosophi-
sche Denken und oft auch die Haltung des vernünf-
tigen Denkens überhaupt alsbald erlegen ist”
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(Kopper 1979, 140). Die menschliche Vernunft hat
in ihrer eigenen Geschichte seit der Aufklärungszeit
mannigfach erfahren müssen, daß sie bei allen Fä-
higkeiten zu Kritik und Distanz nicht so unabhängig
und innerlich unendlich ist, wie sie sich gab und
gibt. Trotz ihrer prinzipiell uneingeschränkten
Fähigkeit zum Erkennen ist sie tief mitbestimmt von
ihren eigenen Voraussetzungen, derer sie erst
innewerden muß. Dies hat auch den Vernunft-
Begriff gründlich verändert.

8 Modernität und Fundamentalismus
als Gegenkonzepte
in ihrer Verstrickung

Zum wahren Begriff der Aufklärung und der Moder-
nität gehört damit auch ihre eigene Ambivalenz und
Dialektik, die Erfahrung der Rück- und Nachtseiten
der Aufklärung selbst. Der Fundamentalismus konn-
te nur so stark werden, weil Aufklärung und Moder-
nität7 ihre eigenen Schwächen nicht genügend in
den Blick genommen und aufzuarbeiten versucht
haben. Sie haben die offenkundige Doppeldeutigkeit
z.B. von Befreiung und Emanzipation, Pluralismus
und Toleranz nicht genügend scharf erfaßt. Ja, heute
löst sich das dialektische Antlitz der Aufklärung bei-
nahe auf. „Nun scheint auf einmal nicht nur das alte
Doppelgesicht die eigentliche und endgültige Gestalt
von Aufklärung zu sein. Vielmehr deutet fast alles
darauf hin, daß es sich mehr und mehr in eine fatale
Eindeutigkeit der Bedrohung des menschlichen
Lebens selber und seiner Grundlagen auflöst. In kür-
zester Frist erscheint uns nun plötzlich der vertraute
Pfad der Erlösung als Holzweg in die Apokalypse.
Dieser Schock geht tiefer als der, den die Aufklärung
in ihrer Epoche selbst bewirkte" (Meyer 1989b, 16).
Aber es ist nicht erlaubt, gleichsam bei diesen histo-
rischen Defiziten der Vernunft zu bleiben oder sie gar

den Mächten des Irrationalen und des Chaos oder
neuen Mythologien preiszugeben, wie dies in nicht
wenigen intellektuellen Positionen unserer Tage im-
mer mehr geschieht. Sie arbeiten am Ende nur
irgendwelchen Spielarten von „Fundamentalismus”
in die Hände.

Der Fundamentalismus ist im Grunde nichts anderes
als die mehr oder weniger bestimmte, weitgehend
jedoch unbestimmte Negation der Grundlagen von
Aufklärung und Modernisierung. Der moderne Fun-
damentalismus ist in unseren Breitengraden im
Grunde nur verständlich als „Gegenaufklärung”. Da-
rum macht er sich jedoch in seinem eigenen geisti-
gen Profil fast vollkommen abhängig von seinem
Herausforderer, nämlich der Modernität. Es gibt also
eine starke innere Abhängigkeit des modernen Fun-
damentalismus vom Zeitalter und der Signatur der
Aufklärung sowie ihren Denkmustern. Dabei wird die
„unbefriedigte Aufklärung” mit ihren Aporien nicht
mehr in ihrem Prozeßcharakter, in ihren Intentionen
und in ihrer Funktion gesehen, also in ihrem eigenen
Bewegungsverlauf, sondern sie wird in irgendeinem
ihrer unzulänglichen Momente von außen fixiert.
Dies macht die Abhängigkeit noch größer und schafft
nicht selten eine eigentümlich strukturelle Ähnlichkeit
zwischen zwei Feindbildern, die jeweils voneinander
entworfen werden. So zeigt sich im Fundamentalis-
mus selbst die Dialektik der Aufklärung, die sich nicht
genügend begreift. Es ist nicht nur die Versuchung
zur Rückfälligkeit in eine „Geborgenheit” und „Un-
mündigkeit” (Meyer 1989b, 18), die man eben mit
etwas mehr Aufklärung überwindet, sondern es ist
eine Verlegenheit der Aufklärung und Modernität
selbst. Wenn gar die Modernisierung nur von außen
erfolgt und von vielen als Überwältigung der eigenen
Überlieferung durch eine fremde Kultur erfahren wur-
de, wie dies in manchen Ländern außerhalb Europas
geschehen ist, ist die Feindschaft des Fundamenta-
lismus gegen die Moderne noch sehr viel radikaler.
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„Modernisierung und Fundamentalismus erweisen
sich als differenzierungsbedürftige globale Gegen-
konzepte. Noch im entlegensten Winkel der Erde hat
der Prozeß der Modernisierung mit der unwidersteh-
lichen Macht des unabweisbaren Zweifels und des
überlegenen Könnens die alten Selbstverständ-
lichkeiten eingelebter Tradition und überlieferter
Lebensform irreversibel unterhöhlt.” (Meyer 1989b,
20). Der Fundamentalismus ist so etwas wie die ver-
unglückte Kehrseite der Aufklärung und der Moder-
nität. Deshalb schafft er auch oft völlig falsche Alter-
nativen, die von seiner Grundstellung als Gegen-
Moderne (Antimodernismus) her das Befangensein
im selben System beweisen und in dieser Konstella-
tion unauflöslich sind: Sehnsucht nach Entschieden-
heit und Angst vor Offenheit und Gesprächsbereit-
schaft, Sehnsucht nach Führung und Angst vor
Freiheit, Sehnsucht nach Geborgenheit und Angst
vor Erwachsenwerden. Erst wenn diese Fixierungen
von beiden Seiten her aufgelöst werden können, gibt
es ein Feld für eine fruchtbare Auseinandersetzung.

9 Kein Frageverbot zu
den Grenzen der Aufklärung

Was gibt es hier für Chancen eines Auswegs? Die
bisher beschriebenen Versuche sind Fluchtbewe-
gungen, die letztlich von denselben Voraussetzun-
gen bestimmt sind. Ein Weg zur Lösung kann nur
gefunden werden, wenn Aufklärung und Modernität
den Mut haben, sich offen ihren eigenen Aporien zu
stellen und sie mit ihren eigenen Mitteln zu lösen. In
diesem Sinne kann ich Jürgen Habermas (1988,
64) zustimmen, wenn er schreibt: „Daß die Aufklä-
rung sich über sich selbst, auch über das von ihr
angerichtete Unheil aufklärt, gehört also zu ihrer
eigenen Natur. Nur wenn man das verdrängt, kann
sich die Gegenaufklärung als Aufklärung über
Aufklärung empfehlen.”

Freilich ist ein solcher Satz noch vieldeutig. Es ist
meines Erachtens nicht erlaubt, schon grundsätz-
lich auf eine Antwort auf diese Herausforderung zu
verzichten. So schreibt z.B. Th. Meyer: „Die
Moderne ... kann aber dem, der nach Halt, Gebor-
genheit, Orientierung oder Tröstung fragt, nach
einer verwirrenden Fülle hinhaltender Zwischenbe-
scheide am Ende nichts anderes bieten als stets die
Rückverweisung auf ihn selbst. Sie ist für An-
sprüche dieser Art nicht zuständig. Sie setzt für die
Entfaltung ihrer Möglichkeiten eben jene Ich-Stärke,
Orientierungssicherheit und Selbstgewißheit vor-
aus, deren zuverlässige und breitenwirksame
Ausbildung sie ohne Absicht fortwährend unter-
gräbt.” (Meyer 1989b, 17). Meines Erachtens wird
hier nicht konsequent weitergefragt, vielmehr wird
die offen formulierte Aporie einfach eliminiert,
indem das Denken für solche Fragen nicht mehr als
zuständig erklärt wird. Ein solcher Bankrott der Ver-
nunft bestätigt und verstärkt jedoch nur den Fun-
damentalismus in seinen verschiedenen Spielarten
und kann sich ihm gegenüber nicht ausreichend
wehren. Es gibt eben eine Modernität des Funda-
mentalismus und auch einen Fundamentalismus
der Moderne (H. Dubiel).

Man muß sich in den Prozeß der Aufklärung selbst
hineinbegeben. Es finden sich in diesem Prozeß
zweifellos Grundverlegenheiten, die nicht schon
von vornherein erkennbar waren, sondern oft erst
vom geschichtlichen Ergebnis her erkennbar ge-
worden sind. Sie sind nicht einfach durch Vernunft
vorwegzunehmen, sondern sie müssen erlitten und
auch eingestanden werden. An ihren Früchten sollt
ihr sie erkennen. In aller Kürze sollen wenigstens
einige Grundzüge erwähnt werden, die jeweils den
Aporien der Aufklärung selbst entspringen und auf-
gearbeitet werden müssen, wenn sie nicht – ge-
wollt oder ungewollt – selbst Weg zu einer funda-
mentalistischen Haltung eröffnen sollen.
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10 Tradition im
Reinigungsprozeß der Kritik

Die Aufklärung richtet sich nicht zuletzt gegen eine
Übermacht von traditionsbestimmten Anschauun-
gen. Nicht selten glaubte man, auf dem Weg der
Aufklärung und „Kritik” alle „Vorurteile” aufheben und
den mündigen Menschen erreichen zu können.
Fortschritt und Tradition wurden zu der Antithese
schlechthin. Erst nach und nach ging dem Denken
auf, wie sehr der Mensch bis in seine noch so kriti-
sche Reflexion hinein von Überlieferungen herkommt
und auch noch insgeheim bestimmt bleibt. Dabei ist
es nicht zwangsläufig, daß jedes Vorverständnis und
alle Traditionen im Durchgang durch ein kritisches
Befragen in ihrer Geltung hinfällig werden, sondern
es kann sich erweisen, daß Überlieferungen, gerade
wenn sie auf Herz und Nieren geprüft werden, auch
noch für die jeweilige Gegenwart einen gültigen Sinn
vermitteln können. Es ist dabei selbstverständlich,
daß überkommene Anschauungen in diesem Verste-
hensprozeß von problematischen geschichtlichen
Bedingtheiten gereinigt und neu interpretiert werden
müssen. Aufklärung wird abstrakt im schlechten
Sinne, wenn sie Tradition nur negativ wertet oder
Geschichte in ihrem Rang unterschlägt. Die Folgen
des Traditionsverlustes, der durch die verschiedenen
Stationen der Aufklärung verursacht worden ist, müs-
sen nun aufgedeckt werden. Zweifellos verdanken
wir eine gewisse Rehabilitation von Überlieferung
dieser freilich etwas verspäteten Korrektur der
Aufklärung. „Die Totalität des Systems unserer jewei-
ligen Orientierungen ist viel zu groß und strukturell
viel zu komplex als daß wir, und sei es in kollektiver
Bemühung, imstande wären, die Last traditionsfreier,
sozusagen harter Legitimierung aller Elemente die-
ser Orientierungssysteme auf unsere Schultern zu
laden. Wir können diese Last stets nur partiell auf
uns nehmen und müssen im übrigen bis zum detail-
lierten Beweis des Gegenteils in die Zuverlässigkeit

des überlieferten Systems unserer Orientierungen
vertrauen.” (Lübbe 1975, 41f). Hier geht es tatsäch-
lich grundlegend um die Beweislast für Tradition und
Wandel (vgl. die Arbeiten von H. Lübbe und R.
Spaemann).

So erhebt sich Zweifel, ob der oft triumphale Über-
schwang zu Recht besteht, Aufklärung und Moderni-
sierung hätten durch die rastlose Auflösung vieler
Traditionen und eingelebter Lebensformen eine ganz
neue Freiheit geschaffen. Von der neuen Knecht-
schaft, in die eine solche Freiheit kommen kann, darf
man nämlich nicht absehen. In der Zwischenzeit wis-
sen wir auch, daß Traditionen und geschichtliche
Erfahrungen nicht nur Vorurteile, Barrieren und Fik-
tionen sind. Wenn der Mensch Gewißheiten sucht,
verfällt er nicht bloß einer verzweifelten Regression,
für die die Vernunft keine Gründe hat. In unserer
Gegenwart ist die Frage nach der Suche und dem
Wiedergewinn verlorener Sicherheit8 allenthalben
ein so aktuelles und universelles Thema geworden,
daß ihre Bedeutung weit über Philosophie und
Wissenschaft hinausgeht. Ich denke hier an die
Sozial- und Ingenieurwissenschaften, an Technik
und Ethik. Wenn die Aufklärung sich diesen Zweifeln
nicht stellt, überläßt sie das Feld dem Fundamenta-
lismus in seinen verschiedenen Spielarten, der dann
ihren Platz einnimmt. Er ist jedoch eine falsche Ant-
wort auf eine echte Frage. Dies ist der Fundamenta-
lismus überhaupt: eine Flucht vor einer wahren Not
und Herausforderung.

11 Auf der Suche nach
der verlorenen Gewißheit

Ein weiteres Problem der aus der Aufklärung hervor-
gegangenen neuzeitlichen Gesellschaft betrifft ihre
geistige Grundverfassung. Sie ist durch einen hohen
Meinungs- und Gesinnungspluralismus gekenn-
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zeichnet. Soweit durch diesen Pluralismus die Frei-
heit des Geistes und die Religionsfreiheit gewähr-
leistet wird, ist dieser Grundzug der Aufklärung
durchaus anzuerkennen. In der Zwischenzeit hat
sich der Pluralismus jedoch in einem so hohen Maß
verfeinert, daß es eine Unzahl von geistigen, kultu-
rellen und moralischen Wahlmöglichkeiten für den
Menschen gibt. Dadurch entsteht nicht nur ein
„Zwang zur Häresie” (Berger 1980), d.h. die Nöti-
gung zum eklektischen Auswählen, sondern auch
ein Hang zur Beliebigkeit, wie es die neuere Diskus-
sion um die Postmoderne zeigt. Der Vorrat gemein-
samer Überzeugungen und Maßstäbe in unseren
Gesellschaften ist auf einen sehr kleinen Nenner
zusammengeschmolzen. Darum werden Konsens-
bildungen in grundlegenden Fragen auch so schwie-
rig. Vielleicht ist dies am Ende die gefährlichste,
unbeabsichtigte Nebenfolge eines an sich legitimen
Pluralismus, der jedoch keineswegs so harmlos und
unschuldig ist, wie er sich gibt.

Eine solche Situation schafft elementare Orientie-
rungsprobleme. „Unübersichtlichkeit” (Habermas
1985) und „Unabsehbarkeit” (Wellershoff 1992, 9–
15) gelten immer noch als die wichtigsten Stichworte
zur Beschreibung und Diagnose unserer Situation.
Ist es nicht mehr als verständlich, wenn hier viele
Menschen fundamentale Lebensorientierungen ver-
missen und sich auf die Suche nach der verlorenen
Gewißheit begeben? Man darf diese Situation und
ihre Folgen nicht dadurch karikieren, daß man die
„Fundamentalisten”, Konservativen und sogar Ge-
genaufklärer als hoffnungslose Fälle hinstellt, die
allein aus Ich-Schwäche und aus Versuchung zur
Regression nach den üblichen, sattsam bekannten
Sicherungen um jeden Preis suchen. In der Tat ist
mit diesen wachsenden Schwierigkeiten geistiger
und moralischer Orientierung ein Problem aufge-
zeigt, das faktisch eben zu „eindeutigen Antworten”
verleitet. Je weniger Aufklärung und Modernität sol-

che Lücken sehen und eingestehen wollen, um so
härter und schroffer werden die Fundamentalismen.
Aber die Aufklärung, besonders im Gewand lernun-
fähiger Jünger von 1968, wird dadurch auch ein
Fundamentalismus.

Die Aufklärung leidet noch an einer weiteren Verein-
fachung. Man hat sich von Verwissenschaftlichung
und Dauerreflexion so gut wie alles erhofft. Dies war
die Konsequenz daraus, daß man den Menschen
nur als „res cogitans” wahrnahm. Der Vernunftbegriff
ist oft zu einseitig auf Zweckrationalität und Instru-
mentalität hin gefaßt worden. Vernunft dient in die-
sem Sinne nur dem Erreichen bestimmter Zwecke.
Wenn der Vernunftbegriff jedoch die Reflexion der
Vernunft auf sich selbst vernachlässigt, ist dies eine
fatale Verkürzung, die schon zu mannigfachen Täu-
schungen geführt hat. Verwissenschaftlichung der
Erziehung ist eben noch nicht Erziehung. Information
ist noch längst nicht Umsetzung in lebenspraktisch
wirksames Wissen. Reden über die Moral ist noch
kein gelebtes Ethos. So hat man oft auch versäumt,
bei aller Erziehung auf Mündigkeit hin dem Men-
schen Entscheidungshilfen für sein Leben anzubie-
ten. Lange Zeit wurde die Bedeutung von Vorbildern
unterschätzt.

12 Der Fundamentalismus
halbierter, unbefriedigter
Aufklärung

Solche Ausfallerscheinungen rächen sich. Plötzlich
werden mitten in der Aufklärung mythische Gegen-
mächte wieder wach, wie man es kaum für möglich
hielt. Man denke nur an all das, was uns in der New
Age-Bewegung spirituell zugemutet wird. Halbratio-
nale und zum Teil destruktive Kulte werden ange-
boten. Gnostische Mythen und Märchen werden für
Intellektuelle wieder aufpoliert. Hinter dem offiziö-
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sen aufgeklärten Weltbild stehen im Halbschatten
der Öffentlichkeit ganz andere Mächte und Kräfte.
Wo der Glaube das Haus verläßt, zieht der Aber-
glaube mächtig durch die Hintertüre ein. Vieles,
was unter dem Stichwort „Esoterik” läuft, ist
schlechter Religionsersatz. Ein gewisser Funda-
mentalismus konnte m.E. nur deshalb mächtiger
werden, weil man in der Aufklärungsmentalität
zumal unserer Zeit den Rang sittlicher Entschei-
dungen in ihrer Eindeutigkeit, die Rolle von Affekt
und Pathos im menschlichen Leben, die Notwen-
digkeit von Ritualen und vieles andere wie gute
Gewohnheit, Sitte, Übung und Institutionalität über-
haupt, damit aber auch „Recht” unterschätzt hat.
Durch die abstrakte Bildungswelt ist so etwas wie
„Seele” fast zu einem Fremdwort geworden.

Es bleibt noch der Säkularisierungsprozeß9, der mit
der Aufklärung und dem Pluralismus eng zusam-
menhängt. Man darf sich nicht täuschen lassen: Die
säkularisierte Welt, die immer mehr unser Denken
und unser Bewußtsein erfaßt, ist gegenüber Glau-
ben und Religion nicht einfach zurückhaltend oder
gar sanft „neutral”. Indem sie Glauben und Religion
allein der privaten Innerlichkeit des einzelnen über-
läßt und sie öffentlich für irrelevant erklärt, wird sie
vielmehr auf die Dauer auch – vielleicht ungewollt
und unbewußt – repressiv. Religion und Glaube
wurden durch die innere Eigendynamik von Plura-
lismus und Säkularität gleichsam auf dem Schleich-
weg ausgeschaltet. Gegenüber einer solchen ver-
borgenen Erosion religiöser Kräfte wehrt sich aber
der religiöse Geist. Manche Handlungs- und Verhal-
tensweisen von „Fundamentalisten”, gerade im reli-
giösen Bereich, sind nur die Re-Aktion auf die Kälte
und heimliche Gewalttätigkeit der säkularen Welt
gegenüber Glauben und Religion. Die Feindselig-
keit, die hier herrscht, läßt sich nicht übersehen.
Auch hier können wir wiederum eine innerste Zu-
sammengehörigkeit von Aktion und Reaktion, von

Herausforderung und Antwort beobachten. Der
moderne Fundamentalismus ist nur das spiegelbild-
liche Gegenüber zu den Postulaten der Aufklärung
– selbst wenn sie dort sogar nur als Leerstellen fun-
gieren. Was z.B. in unserer Gesellschaft eine sich
Kunst nennende und in manchen Medien sich auf-
spielende Pseudo-Aufklärung an Gotteslästerung
und bodenloser Kritik von Papst und Kirche leistet,
gehört als eine Spielart korrupter Aufklärung hier-
her. Dies ist schlimmster Fundamentalismus, von
welcher Richtung er immer kommt.

Aufklärung und Modernität müssen sich auch fragen,
ob sie den Menschen dadurch, daß sie alles wieder
auf ihn selbst und seine Verantwortung zurückwer-
fen, nicht überfordern. Der Mensch empfindet diese
Zumutungen nicht selten als eine unerträgliche Last
und wirft deshalb oft Freiheit und Verantwortung für
sein Tun ab. Er bedient sich mancher Entschuldi-
gungsmechanismen und sucht nach Sündenböcken.
Wenn die menschliche Autonomie absolut wird, kann
sie unmenschlich werden. Dies ist aber eine grund-
legende Anfrage überhaupt, ob nämlich der Mensch
allein aus sich heraus begriffen werden kann und ob
er nicht vielmehr von seinem ganzen Dasein her auf
einen letzten Sinngrund verwiesen ist, den wir Gott
nennen. Nichts anderes ist im Kern Religion. Hier
müßte die Religionsphilosophie einsetzen (vgl. die
Veröffentlichungen von K. Kienzler, J. Werbick, vor
allem aber – weitergedacht auf unsere Situation –
von B. Welte und K. Hemmerle).

13 Der Fundamentalismus als
unglückliche Fixierung der
Mängel der Modernität

So möchte ich die These vertreten, daß das Erstar-
ken des Fundamentalismus zwar keine Niederlage
der Aufklärung und der Moderne bedeuten muß,
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aber doch ihre oft uneingestandenen Schwächen
markiert. Diese Schwächen können aber nicht
durch den Fundamentalismus behoben werden.
Sie werden aber auch nicht durch Moden beseitigt,
die sich an die Schwachstellen der Aufklärung hef-
ten. „Alle Versuche, die Mängel und Beschränkt-
heiten, Irrtümer und Übertreibungen der histori-
schen Aufklärung durch ,Rückgriffe’ auf Mythen
oder neu zu stiftende Religionen zu korrigieren,
haben barbarisch geendet, wenn sie nicht zuvor
gescheitert sind.” (Fetscher 1989, 689). Der Fun-
damentalismus ist nicht eine Überwindung der
Mängel der Aufklärung und der Moderne, sondern
die unglückliche Fixierung dieser Mängel. Aufklä-
rung kann nur durch noch bessere, tiefere Aufklä-
rung – nämlich vor allem über sich selbst – ins Lot
kommen. Der Fundamentalismus unserer Tage ist
so etwas wie ein Stachel im Fleisch der Aufklärung,
die in ihrem triumphalen Pathos oft genug abstrakt,
blasiert und überheblich geworden ist. Wahre Auf-
klärung hat zwar das Recht, wie Kant sagt, alles
vor den Gerichtshof der menschlichen Vernunft zu
ziehen und nach seiner Berechtigung zu fragen.
Doch in dem noch so unerbittlichen Vernehmungs-
prozeß kann es sich auch ereignen, daß der
Vernehmende selbst, wenn er nur offen ist gegen-
über dem, was ihm begegnet, in Frage gestellt und
vielleicht auch verwandelt wird. Dies kann sich
ereignen in der Auseinandersetzung mit Personen
und Positionen, Lebensformen und sogar Institu-
tionen. Wenn die Aufklärung nicht nur destruktive,
sondern auch bewahrende Kritik der Tradition wird,
kann sie zwar die immer wieder drohende Herauf-
kunft vieler Fundamentalismen nicht verhindern,
aber sie kann jeden Fundamentalismus, der den
Anspruch erhebt, eine Antwort auf diese Heraus-
forderung zu sein, überflüssig machen.

Spricht man von Fundamentalismus, dann steht
fast immer einer vor Gericht oder sitzt auf der An-

klagebank. Der Vorwurf zielt auf Verdrängung der
Freiheit, Verrat der Mündigkeit, Aufstand gegen die
Moderne, Allianz der Unvernunft. Vielleicht müssen
wir auch hier umdenken. Die Tradition der europäi-
schen Aufklärung muß gefragt werden, ob sie sich
zu ihren oft verborgenen inneren Nöten bekennt
und ob sie sich nicht erneuern läßt aus den tieferen
Quellen ihrer eigenen Herkunft, die sie manchmal
vergessen hat oder gar verschweigt.

14 Die unverwechselbare
Radikalität des
christlichen Glaubens

In diesem Beitrag ist es nicht möglich, nun eine ins
Detail gehende systematisch-theologische Aufar-
beitung zu unternehmen. Ich möchte jedoch einige
Grundzüge für eine Antwort herausstellen, damit
wenigstens die Richtung erkennbar wird.

Sehr viel hängt vom Verständnis des christlichen
Glaubens ab. Dieser muß als eine eigene mensch-
liche Verhaltensweise begriffen werden, die zwi-
schen Erkennen und Wollen, kognitiven, volitiven
und affektiven Dimensionen steht. Der Glaube be-
deutet einen totalen Akt der menschlichen Existenz
und darf nicht einfach verwechselt werden mit den
Deutungsnuancen von Glauben, die im Felde des
Meinens und Wähnens, des Mutmaßens und des
Annehmens angesiedelt sind. Im übrigen ist auch
die Bibel gerade auch des Alten Testamentes sehr
zurückhaltend mit dem theologischen Gebrauch
des Wortes Glauben. Die Bibel weiß, das der
Mensch immer wieder versucht wird, verschiede-
nen Instanzen, die eine Sicherung individueller und
sozialer Lebensrisiken versprechen, Glauben, zu
schenken. Die Verabsolutierung dieser Instanzen
verlangt eine ständige Unterscheidung zwischen
dem lebendigen Gott und den Götzen. So benutzt
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das Alte Testament das Wort Glauben vorwiegend
und besonders auf den Höhepunkten der theologi-
schen Entfaltung zur Beschreibung eines radikalen
Aktes der ganzen menschlichen Existenz, in dem
alles Vertrauen auf Gott den Herrn geworfen wird.
Glauben in diesem Sinne gibt es letztlich nur als
das Gründen des menschlichen Lebens in Gott als
Anfang, Mitte und Ziel. Die Tradition hat diesen
Grundzug beibehalten, wenn sie z.B. in der Struktur
des Credo und der Glaubensanalyse diese radikale
Transzendenz des Glaubens festhält.

Dieser Gottesglaube als grenzenloses Vertrauen auf
Gott gibt gewiß keine Sicherheit gegen die Wech-
selfälle und Schicksalsschläge des Lebens. Wer sich
aber ganz auf die Verheißung Gottes einläßt, daß er
immer bei seinem Volk und beim einzelnen ist, der
weiß im Glauben, daß er im Leben und Sterben
einen letzten Halt findet. Die Dunkelheit des Glau-
bens, die einerseits auf das undurchdringliche
Geheimnis Gottes selbst und andererseits auch auf
die Verborgenheit Gottes verweist, gehört zur Wirk-
lichkeit Gottes. Da immer wieder die Gefahr gegeben
ist, daß die Menschen Gott in den Käfig ihrer Begriffe
und Interessen einspannen und er immer wieder mit
den Götzen verwechselt wird, bedarf es einer steti-
gen Reinigung unserer Gottesbilder. Die Religion
weiß, daß sie immer wieder Wesen und Unwesen in
sich selbst unterscheiden muß. In diesem Sinne
gehört die Entideologisierung sowohl des Glaubens
und kirchlicher Vollzüge als auch fälschlicher An-
sprüche zum innersten Verständnis des christlichen
Glaubens selbst. Das Streben nach einer letzten
Gewißheit und Geborgenheit gehört zum Glauben,
nicht aber das Verlangen nach Sicherheit in den
innerweltlichen Angelegenheiten.

Inhaltlich ist der christliche Glaube bezogen auf
die zentrale Botschaft der Erlösung und Befreiung
durch Jesus Christus. Er selbst, seine Person und
sein Werk, sind das unersetzliche Fundament des
christlichen Glaubens. Alle anderen „Fundamen-
te” kommen von ihm her und sind in ihm begrün-
det. Dies gilt auch für die Kirche als Ort der Kom-
munikation von Gottes befreiender Wahrheit für
die Welt. Sie darf sich nie als in sich stehende und
in sich verschließende Institution begreifen, son-
dern ist die Kirche Gottes in Jesus Christus nur
dann, wenn sie stets in einem doppelten Über-
stieg (Transzendenz) begriffen ist, nämlich in der
Hinkehr und Hinführung der Menschen zu Gott
und in der Zuwendung zu allen Menschen und zur
zerrissenen Welt. Sie erfüllt ihr Wesen, Sakra-
ment des Heils für die ganze Welt zu sein, nur
dann, wenn sie diese Sendung auch in die Frem-
de hinein übernimmt.

Der christliche Glaube ermöglicht dieses Ver-
ständnis Gottes, eine solche Ausrichtung des
Evangeliums und eine solche Sendung der Kir-
che. Der Glaube birgt in sich selbst eine eigene
Sinnhelle, sucht selber nach dem eigenen Ver-
ständnis und setzt sich dafür in Anknüpfung und
Widerspruch mit seiner Um- und Mitwelt ausein-
ander. Auch wenn er an die Fundamente der
Apostolischen Zeit (z.B. Schrift, Canon, Glau-
bensregel) gebunden ist, weiß er stets zwischen
diesem Fundament und den sich geschichtlich
wandelnden Formen zu unterscheiden. Die gilt
auch für die „Substanz” der Sakramente und ihre
Erscheinungsformen. Damit ist auch gegeben,
daß der Glaube nicht blind und opak ist, nicht
unabänderlich an bestimmte Sprachen und
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Konturen gebunden ist, sondern daß er verwand-
lungs- und übersetzungsfähig bleibt für andere
Räume der Geschichte, der Nationen und der Kon-
tinente. Der Glaube weiß um die Notwendigkeit und
Bedingtheit dieser Kontexte und der ganzen Inkul-
turation. Darum gehört zu ihm die Verkündigung in
den vielen Sprachen der Menschen, die stets neue
Erarbeitung einer Theologie, die mit wissenschaftli-
chen Maßstäben vereinbar ist, der Diskurs mit den
Wissenschaften und anderen Weltanschauungen
sowie Religionen, der Dialog in der Gesellschaft
und das entschiedene Eintreten für die eigene
Wahrheit in einem pluralistischen Gemeinwesen,
ohne durch den eigenen Wahrheitsanspruch fana-
tisch oder intolerant zu werden. Dafür sind eine ste-
tige spirituelle Erneuerung und ein „aggiornamento”
notwendig, das die „Zeichen der Zeit” zu lesen und
zu unterscheiden versteht.

Viele Formen eines Fundamentalismus sind mit die-
sem Glaubensverständnis nicht vereinbar.

15 Die institutionelle Umsetzung im
Verhältnis von Staat und Kirche

Selbstverständlich muß dieses „Fundament” im-
mer wieder in der Geschichte neu realisiert wer-
den, wie dieses „Fundament” möglichst getreu und
möglichst wirksam in die geschichtliche und ge-
sellschaftliche Realität umgesetzt wird. Dabei
spielt das Verhältnis von Kirche und Staat, von
weltlicher Herrschaft und geistlicher Gewalt eine
große Rolle. Ich möchte dazu auch nur eine Be-
merkung machen. Es scheint mir, daß man gerade
das Staat-Kirche-Verhältnis nicht nur formal oder

systematisch betrachten darf. Zum heutigen Ver-
hältnis von Staat und Kirche in einem Land, aber
auch in ganz Europa, gehört zweifellos auch die
Geschichte dieses Verhältnisses. Die Wandlungen
dieser Beziehung sind tief in das Wesen einge-
drungen. Gerade aus diesem Grund gibt es wohl
kaum eine Übernahme fremder Modelle in unsere
Konstellation. Man kann aber auch nicht unsere
Verhältnisbestimmung von Staat und Kirche nicht-
europäischen Religionen überstülpen. Dies sagt
nichts gegen Vergleiche und auch gegenüber ein-
zelnen Gleichstellungen mit den Kirchen in unse-
rem Land. Was jedoch in vielen Jahrhunderten, in
manchen Phasen durchgesetzt und erlitten wor-
den ist in der Auseinandersetzung zwischen Kir-
che und Staat, läßt sich nicht einfach kopieren.
Dies hat auch mit dem Thema Fundamentalismus
zu tun. Das Abendland hat in verschiedenen An-
läufen jede unmittelbare theokratische Einheit von
weltlicher Herrschaft und geistlicher Gewalt ge-
sprengt und differenziert. Sie stehen einander
selbständig gegenüber, sie fallen nicht zusammen
oder sind einander über- oder untergeordnet wie
in anderen Systemen. Die Kirche ist seit Cluny
freie Kirche. Sie verteidigt ihre Freiheit, die oft
zitierte „libertas ecclesiae”. Das europäische
System ist doppelpolig: Dies gibt Freiräume und
eine ganz außerordentliche Spannung. Es gibt
Freiheit und Unabhängigkeit auf der einen und
partnerschaftliche Kooperation auf der anderen
Seite. Dieses doppelpolige System selbständiger
Gewalten und ihrer Konflikte ist eine wichtige
Voraussetzung des Verfassungsstaates und der
liberalsäkularen Gesellschaft. In diesen Auseinan-
dersetzungen des Mittelalters liegen viele
Voraussetzungen für die Modernität.
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Die Scheidung von „weltlich” und „geistlich” hat
nicht nur das Reich entsakralisiert und den Kaiser
laisiert, sondern hat auch in der sichtbaren, irdi-
schen Kirche Anwendung erhalten. Man denke nur
an die Unterscheidung des „göttlichen” und des
„menschlichen” Rechtes in der Kirche. Es darf auch
nicht vergessen werden, daß die Wissenschaft, hier
das Kirchenrecht, die Unterscheidung von „weltlich”
und „geistlich” in das Gespräch und mit zur Geltung
brachte. Es versteht sich vor diesem Hintergrund
auch, warum man sich in der Praxis noch lange
schwer tat, dieses Nebeneinander zu verwirklichen
und durchzusetzen.

Vor diesem Hintergrund fragt es sich, ob unser
Staatskirchenrecht auf Religionen Anwendung fin-
den kann, die diesen unumkehrbaren geschichtli-
chen Prozeß nicht kennen und darum auch wohl
kaum anerkennen.

16 Folgerungen für
das Verständnis der
Wirtschaftsordnung

Am Ende möchte ich eine Anmerkung machen zum
Verständnis der Wirtschaftsordnung nach den Aus-
sagen des Zweiten Vatikanischen Konzils. Hier ist
besonders beim Begriff der Eigengesetzlichkeit der
irdischen Wirklichkeit anzusetzen, wie er besonders
in der Pastoralkonstitution des Zweiten Vatikani-
schen Konzils und in einigen anderen Texten (De-
kret über das Laienapostolat, Erklärung über die
Religionsfreiheit, Erklärung über das Verhältnis der
Kirche zu den nichtchristlichen Religionen, Dogma-
tische Konstitution über die Kirche) erläutert worden
ist. Zum Begriff „iusta autonomia” sagt das Konzil:
„Wenn wir unter Autonomie der irdischen Wirklich-
keiten verstehen, daß die geschaffenen Dinge und
auch die Gesellschaften ihre Eigengesetze und

Werte haben, die der Mensch schrittweise erken-
nen, gebrauchen und gestalten muß, dann ist es
durchaus berechtigt, diese Autonomie zu fordern.”
(Pastoralkonstitution Gaudium et Spes Nr. 36) In
dialektischer Beziehung und Begrenzung dieser
Position wird die Möglichkeit einer radikal säkula-
ristischen Konzeption von Wirklichkeit negiert, wel-
che die Autonomie der zeitlichen Dinge ohne
irgendeinen Bezug zur theologischen Kategorie der
Geschöpflichkeit bestimmen möchte. Dabei werden
verschiedene Sachgebiete für die recht verstande-
ne Autonomie genannt, wie z.B. die Politik (ebd.,
Nr. 43 und 76), die Wissenschaft und Kultur (ebd.,
Nr. 36 und 59), die Kunst (ebd., Nr. 62) und schließ-
lich auch die Wirtschaft (ebd., Nr. 64).

Die Ausführungen über die Wirtschaft können dabei
auf eine Reihe früherer Dokumente zurückgreifen.
Im Text des Artikels 64 von Gaudium et Spes wird
klargestellt, daß das Bemühen um vermehrte Erzeu-
gung von Gütern und um eine gesteigerte Darbie-
tung von Dienstleistungen mit dem Ziel, den Bedürf-
nissen der Menschen gerecht zu werden und
Genüge zu tun, „heute mehr als je gerechtfertigt” er-
scheint. „Darum verdienen technischer Fortschritt,
Aufgeschlossenheit für das Neue, die Bereitschaft,
neue Unternehmen ins Leben zu rufen und beste-
hende zu erweitern, die Entwicklung geeigneter Pro-
duktionsverfahren, das ernsthafte Bemühen aller
irgendwie am Produktionsprozeß Beteiligten, über-
haupt alles, was zu diesem Fortschritt beiträgt,
durchaus gefördert zu werden. Die fundamentale
Zweckbestimmung dieses Produktionsprozesses
besteht aber weder in der vermehrten Produktion als
solcher noch in Erzielung von Gewinn oder
Ausübung von Macht, sondern im Dienst am Men-
schen, und zwar am ganzen Menschen im Hinblick
auf seine materiellen Bedürfnisse, aber ebenso auch
auf das, was er für sein geistiges, sittliches, spirituel-
les und religiöses Leben benötigt. Das gilt ausdrück-
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lich für alle Menschen und für jeden einzelnen, für
jede Gruppe, für Menschen jeder Rasse und jeden
Erdteils. Daraus folgt: Alle wirtschaftliche Tätigkeit ist
– nach den ihr arteigenen Verfahrensweisen und
Gesetzmäßigkeiten – immer im Rahmen der sittli-
chen Ordnung so auszuüben, daß das verwirklicht
wird, was Gott mit dem Menschen vorhat.”

Damit ist deutlich gemacht, wie sehr sich die Theolo-
gie der irdischen Wirklichkeiten dem Prozeß der Ver-
selbständigung der Lebensbereiche geöffnet hat und
dadurch einer Ideologisierung entgegensteht. Durch
den Transzendenzbezug ergibt sich freilich auch
eine kritische Grenze des Autonomie-Prinzips. Die
Welt darf sich nicht in sich selbst und gegenüber
einer Orientierung an ethischen Werten ver-
schließen. Umgekehrt hat dies zur Konsequenz, daß
der Dienst der Kirche an der Welt gerade in einer
säkularisierten und pluralistisch organisierten Welt
unerläßlich ist. Es wird in den anderen Beiträgen zu
zeigen sein, welcher Spielraum damit für ein heuti-
ges Verständnis eröffnet worden ist.

Anmerkungen

1 Vgl. dazu Gremmels (1972, 1134).

2 Vgl. Jeßberger (1990).

3 Vgl. Joest (1983).

4 Vgl. Peters (1991).

5 Vgl. Beiträge in Kienzler (1990, 9ff, 67ff) und in Jäggi /
Krieger (1991, 14ff).

6 Vgl. dazu Schneiders (1974, 189ff).

7 Vgl. zu ihrem Verhältnis Meyer (1989a).

8 Vgl. dazu die „Mannheimer Gespräche”, abgedruckt in
Fischer (1991).

9 Vgl. unter anderen Ruh (1986).
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Der hier vorgelegte Text versucht weder Schlüsse
zu ziehen noch Beurteilungen abzugeben, son-
dern möchte nur aus der Kenntnis von mancherlei
in islamischen fundamentalistischen Kreisen zirku-
lierenden Publikationen eine kurze Einführung in
deren religiöse Gedankenwelt bieten als Basis für
spätere, auf die Problematik vertiefend eingehen-
de Diskussionen.

Der Islam ist die Religion des Herzensfriedens durch
Annahme der durch Mohammed verkündeten Got-
tesoffenbarung. Sie ist die einzige in allen Punkten
wahre Religion ohne jedwede menschliche Verfäl-
schungen und kann daher mit keiner anderen Reli-
gion weder dogmatisch noch gesellschaftspolitisch
gleichgestellt werden. Sie ist vielmehr jene Religion,
nach der sich alle anderen bemessen lassen müs-
sen. Dem ist so, weil der Islam nicht etwa nur die
Religion Mohammeds ist, sondern die Religion der
Menschheit, beginnend mit Adam, dem der Islam als
Uroffenbarung gegeben wurde. Alle anderen Reli-
gionen und Ideologien sind Verfälschungen dieser
Uroffenbarung gemäß menschlicher Bosheit oder
Irrtumsanfälligkeit. Somit ist allein die durch den von
Allah gesandten Propheten Mohammed wiederher-
gestellte Uroffenbarung des Islam die der menschli-
chen Natur entsprechende Anleitung zu rechtem
Glauben und Handeln. Keine andere Religion oder
Ideologie wird der Natur des Menschen in allen
Punkten gerecht, weshalb auch allein der Islam zu
Humanismus und menschlichem Glück in rechter
Weise hinführt. Wer den Islam verwirft, verwirft sein
eigenes Glück und gehört zu den Verlierern im
Diesseits wie im Jenseits. Wer den Islam verwirft,
trägt aber auch dazu bei, daß die Menschheit ihr
Glück nicht finden kann, und so werden die Islam-

verwerfenden zu Übeltätern, denen das Handwerk
gelegt werden muß. Der Gemeinschaft der Muslime
obliegt es, überall auf Erden der Macht Allahs zu die-
nen, Übeltäter wirkunfähig zu setzen und das durch
die Gottesbotschaft gestiftete Gemeinwohl zu för-
dern. Dabei werden sie, inschallah, stets siegreich
sein, denn der Islam ist die Religion des Sieges.

Dieser Sieg ist zwar nicht an Menschen gebun-
den, die dem Islam zum Sieg verhelfen, denn er ist
der Sieg Allahs auch gegen den Willen widerstän-
diger Menschen, und Allah ist immer siegreich,
weshalb es auch stets Menschen geben wird, de-
nen Allahs Botschaft zu Herzen spricht und die
gern alles andere zu opfern bereit sind, um sich
dem Sieg Allahs dienend anzuschließen, zum ei-
genen Wohl im Diesseits und speziell auch im
Jenseits. Darum haben sich die ansâr, die Helfer
Allahs und seines Propheten, dem Sieg des Islam
mit all ihrem Hab und Gut, ihrer Gesundheit und
ihrem Leben zur Verfügung gestellt und haben zur
Zeit der dschahilîya, der Zeit der Herrschaft des
arabischen Heidentums, durch Razzien und Über-
fälle auf Handelskarawanen entscheidend dazu
beigetragen, die Wirtschaftsordnung des Heiden-
tums so nachhaltig zu stören, daß die Eroberung
Mekkas für die Gemeinschaft der Muslime und ih-
ren Propheten gemäß der Vorausplanung Allahs
erleichtert wurde. So wurde dann Mekka und
seine gerechte soziale Ordnung zum Symbol des
Sieges Allahs und der Neusetzung des Glücks in
der menschlichen Gesellschaft. Für dieses Glück
konnte in kurzer Zeit der gesamte Nahe Osten
gewonnen werden und das Reich der Kalifen. Die
siegreiche Macht der Religion Gottes dehnte sich
aus von Spanien bis Indien.

Was bedeutet die zunehmende
Fundamentalisierung des Islam
für die Gesellschaft heute?
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Die widergöttliche Machtbesessenheit der Franken-
herrscher im Westen Europas und jene der byzan-
tinischen Kaiser im Osten verhinderte für eine ge-
wisse Zeit die weitere Ausbreitung der Gottesherr-
schaft nach Norden. Dazu trug auch die Verblen-
dung derer bei, die sich nicht der Wahrheit Allahs,
sondern dem Irrglauben ihrer Päpste unterworfen
hatten, denen es im Jahre 846 gelang, nachdem
erstmals in ihrem Petersdom der heilige Koran rezi-
tiert wurde, die Muslime wiederum aus Rom zu ver-
drängen und sie zu beschränken auf das Emirat
von Ostia und die segensreiche Herrschaft über
Apulien und Sizilien. Nichts jedoch geschieht gegen
den Willen Allahs und so war auch diese Beschrän-
kung nur Anlaß zum besseren inneren Aufbau des
Kalifenreiches. Zwar gab es unter den ersten Hel-
fern Allahs und seines Propheten weder
Ingenieure, Ärzte oder Wissenschaftler noch
Beamte oder Verwaltungsspezialisten für die neu-
gewonnenen Kulturgebiete außerhalb des arabi-
schen Raums, doch konnte der Islam die machtpo-
litischen und ethischen Regeln vorgeben, denen
gemäß nun Juden und Christen zu dem Islam dien-
enden Mitarbeitern gemacht wurden. Alle übernah-
men Arabisch, die Sprache der Gottesoffenbarung,
als Medium wissenschaftlichen Ausdrucks für jede
Übersetzung aus der aramäischen und speziell der
griechischen Sprache. Juden und Christen wirkten
als Ärzte, gründeten Akademien, forschten und
dienten dem Sieg des Islam nach verbindlich
gesetzten Regeln der schari'a, wodurch ein harmo-
nisches Neben- und Miteinander garantiert war.

Leider nahm aber die Wachsamkeit der Muslime ge-
genüber den Nicht-Muslimen ab und so wurden sie
immer abhängiger von ihnen, was dazu führte, daß
sogar die gesunden Regeln der Interpretation des
heiligen Buches, des Koran, dahingehend abgeän-
dert wurden, daß Positivaussagen über Christen und
Juden Negativaussagen aufhoben. Muslime betei-

ligten sich nun am Wissenschaftsbetrieb der Christen
nach deren aristotelischen Vorgaben, so daß diese
sich schließlich zu Kreuzzügen und Herabwürdigun-
gen des wahren Glaubens erdreisten konnten und
die von Allah in die Hand der Muslime gegebene
Weltordnung zu wanken begann und es sogar dem
Gottesfeind Tschingis Khan und seinen Helfershel-
fern gelang, den Kalifensitz Bagdad zu erobern.

Der dschihâd zur Wiederherstellung des Sieges
der Religion Allahs brauchte große Anstrengung
und das Kalifat ging an die türkischen Sultane, die
den Glanz des Glaubens wieder leuchten ließen
und durch geschickte Militärpolitik die Macht der
griechischen Christen zerbrachen und es der isla-
mischen Weltmacht wieder ermöglichten, alle
Wissenschaft der Christen und Juden einzukaufen
und den Muslimen dienstbar zu machen. Alles
hing von gewinnbringenden Eroberungen und
einer Handelsstruktur ab, die das auf Dauer
sicherstellte. Doch auch das osmanische Reich
machte sich abhängig, verlor die Handelsüberle-
genheit, versumpfte in schlechter Verwaltung und
konnte nicht verhindern, daß Muslime europäi-
scher Kolonialherrschaft unterstellt wurden. Weil
es keine Demokratie gäbe und keine Aufklärung
im Islam, belehrte man die Muslime, gäbe es auch
keinen wirtschaftlichen Erfolg mehr und keinen
Sieg für den Islam.

Somit begannen sich Muslime demokratische Ver-
fassungen zu geben gemäß den Möglichkeiten mo-
derner Koraninterpretation und folgten aufkläre-
rischem Gedankengut. Anerkennung als zumindest
gleichwertige Partner Europas oder Amerikas fan-
den sie aber dabei nicht. Im Gegenteil, mit dem
Applaus der Christen konnten die Juden sich auf
ihre Auserwählung berufend Israel einrichten als
Gottesstaat der Bibel. So wurden die Muslime
durch Demokratie und Aufklärung betrogen und
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besannen sich wieder auf den Sieg der ihnen zuge-
sagten Gottesherrschaft, für die es nun zu kämpfen
galt, auch gegen die etablierten Scheindemokratien
in islamischen Ländern im Sold Amerikas und zum
Verderben des wahren Glaubens.

Wahrhaft Gläubige halten in solchen Notzeiten das
Festhalten am eigenen Leben für Glaubensheuche-
lei, da sie doch ausgerichtet sind auf den schönen
Lohn bei Allah, den der heilige Koran vor Augen
führt. Mögen die modernen Kreuzzügler des
Westens nun zittern vor der Macht Allahs in seinen
Märtyrern, die niemandem Unrecht tun, wenn sie die
von Allah gesetzten Werte der Gerechtigkeit und des
spirituellen Glücks verteidigen. Denn wiederherge-
stellt werden muß die Überlegenheit des Islam als
Ansporn der Gläubigen und zur Errichtung einer
Weltordnung, die dem Islam höchste Achtung zollt,
die auch den Muslimen zugute kommen wird, die
man bisher nur verächtlich oder herablassend be-
handelt hat. Dann können alle Nicht-Muslime fried-
lich leben im Schutz des Islam und wieder ihren Bei-
trag leisten zum Sieg der Religion Allahs. Niemand,
der sich der schari'a angleicht, wird dies zum eige-
nen Schaden tun, denn Muslime, die zu den Funda-
menten ihres Glaubens zurückkehren, sind gerade
deshalb besonders tolerant gegenüber allen, die
sich unterwerfen oder zumindest als Handelspartner
dazu beitragen, daß aller Hochmut gottferner Sy-
steme nicht von Dauer ist.

Was bedeutet die zunehmende Fundamentalisierung des Islam für die Gesellschaft heute?
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Darf der Staat den Kapitalismus in die Schranken
weisen? Und: Sollte er seine Wirtschaftspolitik so
gestalten, daß die Effizienz und damit Wohlstand
und Sozialprodukt maximiert werden? Die Antwor-
ten lauten: Ja, der Staat darf den Kapitalismus in
die Schranken weisen. Er muß es sogar. Und: Nein,
der Staat sollte seine Wirtschaftspolitik nicht so
gestalten, daß die Effizienz und damit Wohlstand
und Sozialprodukt maximiert werden. Es ist ihm
sogar zu verwehren.

Beide Thesen sind im folgenden zu begründen. Zu
diesem Zweck sollen drei wirtschaftspolitische
Konzeptionen erörtert werden, die jeweils zu
unterschiedlichen Empfehlungen über die Ausge-
staltung von Wirtschaftspolitik kommen: der Ordo-
liberalismus, der Liberalismus und die normative
Neoklassik oder Wohlfahrtsökonomik, der inzwi-
schen dominierende Ansatz in der Wirtschafts-
wissenschaft.

Die Wirtschaftswissenschaft befaßt sich nicht
zuletzt mit der Frage, welche wirtschaftspoliti-
schen Maßnahmen sinnvoll oder zulässig sind und
welche nicht. Hierfür bedarf es eines Referenz-
kriteriums. In der heutigen Wirtschaftswissen-
schaft dominiert das Effizienzkriterium. Nach ihm
ist diejenige Wirtschaftspolitik optimal, die die wirt-
schaftliche Knappheit minimiert, also den materiel-
len Wohlstand und damit letztlich das Sozial-
produkt maximiert. Mit der Freiheit gibt es aller-
dings ein weiteres Referenzkriterium. Danach sind
nur solche wirtschaftspolitischen Maßnahmen
unproblematisch, die den Grundsätzen einer frei-
heitlich verfaßten Wirtschafts- und Gesellschafts-
ordnung entsprechen.

Alle drei Ansätze – Ordoliberalismus, Liberalismus
und normative Neoklassik – stehen im Spannungs-
verhältnis von Effizienz und Freiheit. Der Ordolibe-
ralismus thematisiert beide Kriterien. Der Liberalis-
mus stellt die Freiheit in den Mittelpunkt, die nor-
mative Neoklassik die Effizienz.

1 Die ordoliberale Konzeption

Der Ordoliberalismus, der seine wissenschaftliche
Heimat in Freiburg hat – daher auch der Name
„Freiburger Schule“ – hat die deutsche Wirtschafts-
politik nach 1945 mit geprägt. Maßgeblich ent-
wickelt wurde dieser Ansatz von Walter Eucken.1

Was war der zentrale Leitgedanke Euckens?
Bereits 1940 schrieb er: „[Es] besteht eine große
Aufgabe darin, dieser neuen industrialisierten Wirt-
schaft ... eine funktionsfähige und menschenwürdi-
ge Ordnung der Wirtschaft zu geben“ (Eucken
1940/1989, 240). Ganz ähnlich heißt es in seinem
1952 posthum erschienenen Buch „Grundsätze der
Wirtschaftspolitik“: „Für den Bereich der Wirtschaft
ergibt sich die Frage: wie kann der modernen indu-
strialisierten Wirtschaft eine funktionsfähige und
menschenwürdige Ordnung gegeben werden?“
(Eucken 1952/1990, 14).

Die Wirtschaftsordnung hat nach Eucken folglich
sowohl funktionsfähig als auch menschenwürdig zu
sein. Was heißt das? „[F]unktionsfähig und men-
schenwürdig heißt: In ihr soll die Knappheit an Gü-
tern ... so weitgehend wie möglich und andauernd
überwunden werden. Und zugleich soll in dieser Ord-
nung ein selbstverantwortliches Leben möglich sein“
(Eucken 1940/1989, 240). Funktionsfähigkeit be-

Die Freiheit des Menschen in
Liberalismus, Ordoliberalismus
und Wohlfahrtsökonomik
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deutet folglich Effizienz; Menschenwürde bedeutet
ein Leben in Eigenverantwortung und damit, weil
Eigenverantwortung die Kehrseite der Freiheit ist
(Hayek 1960, 71–84; 1976/1982, 88–91, Gerken
1999, 146–150), ein Leben in Freiheit. In der Tat
ist gerade die Freiheit erkenntnisleitend für
Eucken und steht im Zentrum seiner Ausführun-
gen: „Die Freiheit des Menschen“ ist derjenige
„Wert ..., auf den sie [die Wettbewerbsordnung]
vor allem ausgerichtet ist“ (Eucken 1952/ 1990,
369).

Eucken und mit ihm der Ordoliberalismus sagen
also: Ziel aller Wirtschaftspolitik haben Freiheit und
Effizienz zu sein. Entscheidend ist bei Eucken die ka-
tegoriale Unterscheidung zwischen Wirtschaftsord-
nung und Wirtschaftsprozeß, also zwischen der Ord-
nung, innerhalb der gewirtschaftet wird, und den wirt-
schaftlichen Handlungen selbst (Eucken 1940/ 1989,
50). Seine Antwort auf das Problem lautet: „Der
Staat hat die Formen, in denen gewirtschaftet wird,
zu beeinflussen, aber er hat nicht den Wirtschafts-
prozeß selbst zu führen. ... Staatliche Planung der
Formen – ja; staatliche Planung und Lenkung des
Wirtschaftsprozesses – nein“ (Eucken 1951, 72).

Auf dieser Unterscheidung baut die Konzeption der
Wettbewerbsordnung (Eucken 1949; 1952/1990,
254–289) auf. Die Wettbewerbsordnung, die von
einer kompatiblen Rechtsordnung begleitet sein
muß, erfüllt nach Eucken beide an die Wirtschafts-
ordnung zu stellenden Anforderungen. Sie sichert
eine bestmögliche Güterversorgung der Bevölkerung
(Effizienz) und schützt die Bürger vor der Willkür
privater oder staatlicher Macht (Freiheit). Die wirt-
schaftliche Macht wird durch die Sicherstellung von
Wettbewerb begrenzt, die staatliche Macht durch die
Beschränkung der Politik auf die Gestaltung der Wirt-
schaftsordnung, also durch die Vorenthaltung von
Befugnissen zu Eingriffen in den Wirtschaftsprozeß.

2 Die liberale Konzeption

Im Mittelpunkt des Liberalismus steht die Freiheit
des Individuums. Auch der Staat hat danach die in-
dividuelle Freiheit der Bürger zu respektieren. Ge-
rade auch für den Bereich der Wirtschaft ergeben
sich bedeutsame Schlußfolgerungen.2

2.1 Das Freiheitsrecht

Freiheit ist das Recht des Menschen, über sich und
seine persönliche Sphäre selbst bestimmen, sich
eigene Ziele setzen und diese mit selbstgewählten
Handlungen eigenverantwortlich verfolgen zu kön-
nen. Dieses Recht kann der einzelne Mensch nur
wahrnehmen, wenn andere keinen Zwang auf ihn
ausüben, wenn sie ihn also bei seinen Handlungen
nicht behindern. Mithin läßt sich das Freiheitsrecht
äquivalent definieren als die Abwesenheit von
Zwang durch andere Menschen.3

Es scheint, als stoße das Freiheitsrecht des einzel-
nen Menschen jedenfalls dort an seine Grenze, wo
dieser durch die Ausübung seines Freiheitsrechts
in das Freiheitsrecht anderer Menschen eingreifen
würde. Beispielsweise greift jemand, der das Auto
seines Nachbarn zuparkt, in dessen Freiheits-
sphäre ein. Andererseits aber stellt auch das Ver-
bot solcher Handlungen, durch die in die Freiheits-
sphäre anderer eingegriffen würde, einen Eingriff
in das Freiheitsrecht dar, und zwar in die Freiheits-
sphäre des Handelnden. Im Beispiel beschränkt
das Verbot, das Auto des Nachbarn zuzuparken,
die eigene Freiheitssphäre.

Es besteht hier eine Kollision zweier unterschiedli-
cher Ausprägungen des Freiheitsrechts. In sol-
chen Kollisionsfällen tritt die Frage auf, welcher
der beiden Ausprägungen Vorrang zukommt.
Erforderlich ist insoweit eine Konkretisierung oder
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Ausgestaltung des Freiheitsrechts (Gerken 1999,
137–143).

Eine allgemeingültige Aussage hierüber ist nicht
möglich. Denn solche Ausgestaltungen hängen
von den Traditionen, moralischen und anderen
Vorstellungen ab, die in der jeweiligen Gesellschaft
herrschen. Sie variieren deshalb von Gesellschaft
zu Gesellschaft. Ein Beispiel sind die von Land zu
Land unterschiedlich ausfallenden Umweltschutz-
vorschriften für Industrieemissionen, die der Ab-
grenzung zwischen der unternehmerischen Frei-
heit als einer Ausprägung des Freiheitsrechts und
dem Schutz vor industriebedingten Gesundheits-
störungen als einer anderen Ausprägung gelten.
Ein anderes Beispiel sind die Bebauungsvor-
schriften auf dem Gebiet des Nachbarrechts, wel-
ches die Freiheitssphären von benachbarten
Grundeigentümern gegeneinander abgrenzt; sie
fallen etwa in Deutschland, in Ägypten und in
Singapur sehr unterschiedlich aus.

Allgemeingültige, gesellschaftsübergreifende Aussa-
gen sind deshalb nicht möglich. Jedoch: Jenseits der
Kollisionen zwischen unterschiedlichen Ausprägun-
gen des Freiheitsrechts, also bei Handlungen, mit
denen nicht in die Freiheitssphäre anderer eingegrif-
fen wird, darf das Freiheitsrecht nicht beschränkt
werden. Ein Beispiel ist die Religionsfreiheit.

2.2 Die Rolle des Staates

Dem Staat kommt in einer freiheitlichen Ordnung
eine wichtige Aufgabe zu, gleichzeitig unterliegt er
aber auch erheblichen Beschränkungen (Gerken
1999, 170–179).4 Erstens hat er die Bürger vor
Verletzungen ihres Freiheitsrechts durch andere zu
schützen. Zweitens hat er in den heutigen Gesell-
schaftsordnungen auch die Konkretisierung des
Freiheitsrechts vorzunehmen. Zum Beispiel be-

stimmt er, ob jemand auf seinem Grundstück neben
einem Wohnhaus auf dem Nachbargrundstück
auch nur ein Wohnhaus, ein Hochhaus oder eine
Gülleanlage bauen darf. Zumindest in der Theorie
nimmt der demokratische Staat diese Aufgabe als
Vertreter der Bürger wahr, so daß danach letztlich
die Bürger es sind, die die Konkretisierung des Frei-
heitsrechts vornehmen.

Ganz wesentlich ist, daß der Staat seine hoheitliche
Gewalt nicht mißbrauchen darf. Das heißt: Der Staat
darf die Freiheit der Bürger nur dort beschränken,
wo unterschiedliche Ausprägungen des Freiheits-
rechts kollidieren. Aus dem Freiheitsrecht ergibt sich
somit eine klare Vorgabe für die Politik: Es sind nur
solche staatlichen Handlungen mit den Grundsätzen
einer freiheitlichen Gesellschaftsordnung vereinbar,
die der Abgrenzung unterschiedlicher Ausprägun-
gen des Freiheitsrechts gelten. Unvereinbar mit die-
sen Grundsätzen sind dagegen staatliche Maßnah-
men, die das Freiheitsrecht einschränken, ohne daß
die fraglichen Handlungen eine andere Ausprägung
des Freiheitsrechts verletzen.

2.3 Konsequenzen für den
Bereich der Wirtschaft

Individuelle Freiheit heißt auch Handlungsfreiheit im
wirtschaftlichen Bereich. Dies ist nur in der Marktwirt-
schaft möglich. Denn die marktwirtschaftliche Ord-
nung ist bestimmt durch die Handlungsfreiheit des
einzelnen (Gerken 1999, 97–99): Jeder kann sich
seine eigenen Ziele setzen und versuchen, diese zu
realisieren; keine Instanz schreibt ihm – anders als in
der Planwirtschaft – vor, welche wirtschaftlichen Tä-
tigkeiten er wie auszuüben hat, damit ein gesell-
schaftliches Gesamtziel erreicht werde. Die Hand-
lungsfreiheit der marktwirtschaftlichen Ordnung zieht
zwangsläufig Wettbewerb nach sich, denn jeder be-
nötigt für die Verwirklichung seiner Ziele knappe
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Ressourcen, so daß er mit anderen um diese Res-
sourcen konkurrieren muß (Gerken 1999, 108–113).

Handlungsfreiheit und Wettbewerb können in kei-
nem regelfreien Raum gedeihen (Gerken 1999, 99–
102). Denn auch wirtschaftliche Handlungen sind
nur dann jedenfalls zulässig, wenn mit ihnen nicht in
die Freiheit anderer eingegriffen wird. Andernfalls
ist zwischen den kollidierenden Freiheitsrechten
eine Abgrenzung vorzunehmen. Daher muß die
marktwirtschaftliche Ordnung durch eine Rahmen-
ordnung gesichert werden, die aus für die Marktteil-
nehmer verbindlichen Regeln besteht. Es ist Auf-
gabe des Staates, diese Rahmenordnung zu ge-
stalten und durchzusetzen.

Dabei sind bestimmte Grundsätze zu beachten.
Erstens hat sich der Staat im Verhältnis zu den
Marktteilnehmern neutral zu verhalten. Er ist ord-
nungsgebende und ordnungsschützende Instanz,
also gerade nicht der Sachwalter dieser oder jener
Sonderinteressen. Diskriminierungen oder Privile-
gierungen seitens des Staates haben daher zu un-
terbleiben.5 Dies gilt nicht nur für korruptes Verhal-
ten von Staatsbediensteten, sondern auch für ge-
setzliche Vergünstigungen, etwa Steuervorteile für
bestimmte Güter, und für direkte Subventionen.
Beides privilegiert einige wenige Marktteilnehmer
und diskriminiert die Masse der übrigen.

Zweitens hat die Rahmenordnung die Funktion,
Handlungsfreiheit und Wettbewerb zu schützen.
Der Staat darf daher nicht das Gegenteil tun und die
Handlungsfreiheit oder den Wettbewerb durch Re-
gulierungen willkürlich einschränken. Er hat eine
Rechtsordnung zu schaffen, die das Freiheitsrecht
dort beschränkt, wo seine Ausübung in das Frei-
heitsrecht anderer Menschen eingreifen würde. In-
soweit muß der Staat auch den „Kapitalismus“ in
die Schranken weisen. Ein Bürger darf in seiner

Eigenschaft als Unternehmer genausowenig wie in
einer anderen Eigenschaft das Freiheitsrecht seiner
Mitbürger verletzen. Im übrigen aber darf der Staat
das Freiheitsrecht nicht einschränken.

Das gilt auch für staatliche Eingriffe in die Vertrags-
freiheit (Gerken 1998, 182f). Das Freiheitsrecht
umfaßt insbesondere auch das Recht, sich durch
Verträge zu binden. Aus Verträgen resultierende
Verpflichtungen stellen daher grundsätzlich keinen
Eingriff in das Freiheitsrecht der vertragschließenden
Wirtschaftsteilnehmer dar. Soweit durch den Ver-
tragsschluß unbeteiligte Dritte nicht in ihrer Freiheits-
sphäre betroffen werden, ist es daher dem Staat ver-
wehrt, die Vertragsfreiheit in irgendeiner Weise durch
zwingende Vorschriften einzuschränken.6

Auch der Hinweis auf ungleiche Machtpotentiale
auf der Anbieter- und Nachfragerseite rechtfertigt
ein solches Vorgehen nicht. Denn die Marktteil-
nehmer auf der vermeintlich „schwächeren“ Markt-
seite werden durch niemanden gezwungen, Ver-
träge zu schließen, mit deren Bedingungen sie
nicht einverstanden sind. Im übrigen zeugt das Ar-
gument der ungleichen Machtpotentiale von einem
grundsätzlichen Unverständnis über die System-
eigenschaften sowohl der freiheitlich verfaßten
Gesellschaftsordnung als auch der marktwirt-
schaftlichen Wirtschaftsordnung.

Denn zum einen ist nicht nachvollziehbar, warum
einem Vertragspartner Vorschriften gemacht wer-
den sollen, wie er einen Vertrag zu gestalten hat,
wenn er gleichzeitig nicht dazu verpflichtet sein soll,
den Vertrag überhaupt zu schließen. Zum anderen
ist die ungleiche Stärke der Marktparteien konstitu-
tives Merkmal einer dynamischen Wirtschaft, in der
schöpferische Unternehmer (Schumpeter 1911/
1993, 110–139, 334–348) dadurch einen monopol-
artigen Vorteil, also ein Machtpotential erlangen,
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daß sie sich neue, zuvor unbekannte Potentiale und
Arbitragemöglichkeiten erschließen. Preissystem
und Wettbewerb führen, wenn sie denn nicht staat-
licherseits in ihrer Funktionsfähigkeit behindert wer-
den, dazu, daß derartige Machtpotentiale relativ
rasch erodieren.

Diese Ausführungen gelten wohlgemerkt auch für
Arbeitsverträge und Mietverträge.

3 Die Konzeption der normativen
Neoklassik

Der normativen Neoklassik geht es um Effizienz,
das heißt Verringerung der wirtschaftlichen Knapp-
heit. Verringerung der wirtschaftlichen Knappheit
heißt Maximierung des Wohlstands und damit letzt-
lich des Sozialprodukts.

Die Individuen unternehmen vielfältige Anstrengun-
gen, um ihren materiellen und immateriellen Nutzen
zu maximieren. Unter anderem gehört dazu das Be-
streben, die eigenen Bedürfnisse zu befriedigen und
damit implizit das Problem der wirtschaftlichen
Knappheit zu verringern. Unter Einnahme einer ge-
samtgesellschaftlichen Perspektive aggregiert die
herrschende Wirtschaftswissenschaft diese individu-
ellen Anstrengungen zu einem Bild, wonach es da-
rum geht, den Nutzen über alle Bürger hinweg –
gesamtgesellschaftlich – zu maximieren. In der Tra-
dition der normativen Neoklassik wird hierfür das
Maß der gesellschaftlichen Wohlfahrt zugrundege-
legt. Dieses Maß wird grundsätzlich verengt auf den
gesamtgesellschaftlichen ökonomischen Wohlstand,
wobei dieser dann oft kurzerhand mit dem Sozial-
produkt bzw. dessen Steigerung gleichgesetzt wird.

Unter anderem hängt der volkswirtschaftliche Wohl-
stand von der konkreten Wirtschaftspolitik ab. Daher

stellt die normative Neoklassik die Frage: Wie muß
die Wirtschaftspolitik aussehen, damit das Sozial-
produkt maximiert oder zumindest doch gesteigert
wird? Was ist eine effiziente Wirtschaftspolitik?

Aus dem Gesagten ergibt sich: Die Wirtschafts-
politik ist um so effizienter, je wirkungsvoller sich in
ihr der Wohlstand steigern läßt, je höher mit ande-
ren Worten das Sozialprodukt beziehungsweise
das Wachstum des Sozialprodukts ausfällt.

Hier gibt es ein Referenzmodell, das „vollkommene
Konkurrenz“ heißt. Die Aussage lautet: Wenn voll-
kommene Konkurrenz herrscht, dann sollte der
Staat sich zurückhalten, denn die am Markt agie-
renden Menschen werden von sich aus das Sozial-
produkt absolut maximieren und damit auch ohne
staatlichen Einfluß die beste aller Welten schaffen.
Wann aber herrscht vollkommene Konkurrenz?
Dieser Referenzzustand ist definiert über einige
erstaunliche Voraussetzungen:

1. Alle Menschen sind allwissend.
2. Auch die Politiker und ihre wirtschaftspoliti-

schen Berater sind allwissend: Sie kennen
jedes Detail in der Volkswirtschaft. Außerdem
handeln sie völlig selbstlos.

3. Es gibt auf jedem Markt eine unermeßlich
große Zahl von Nachfragern und Anbietern,
also etwa in der Automobilbranche eine sehr
große Zahl von Automobilherstellern.

4. Alle Produkte, Dienstleistungen und Arbeits-
leistungen innerhalb einer Branche sind iden-
tisch. Ein Mercedes und ein BMW sind folglich
baugleich, und es gibt niemanden, der einen
Mercedes einem BMW vorzieht, weil es ein
Mercedes ist.

5. Alle Preise sind vollkommen flexibel – auch die
Löhne.

6. Die Produktion von Gütern wirkt sich weder
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positiv noch negativ auf andere Bereiche der
Volkswirtschaft aus. Es gibt mithin keine Um-
weltverschmutzung und keinen impliziten
Know-how-Transfer.

7. Alle Produktionsfaktoren sind vollständig mobil,
auch die Arbeitnehmer.

Sofern diese Voraussetzungen erfüllt sind, stellt
sich dann das maximale Sozialprodukt ein, wenn
der Staat auf Eingriffe in den Wirtschaftsprozeß in
Gestalt von Subventionen, Sondersteuern und an-
deren Lenkungsinstrumenten vollständig verzichtet.

Aber: Sobald im wohlfahrtsökonomischen Refe-
renzsystem von dem Idealfall der vollkommenen
Konkurrenz abgewichen und eine dieser Annahmen
aufgegeben oder modifiziert wird, läßt sich mit viel-
fältigen Modellvarianten fast beliebig häufig zeigen,
daß nicht die Unterlassung von staatlichen Ein-
griffen in die Wirtschaft, sondern das Gegenteil den
Wohlstand erhöht: Sondersteuern, Subventionen,
Zölle und anderes mehr führen die Gesellschaft auf
ein höheres Sozialproduktsniveau, als ohne Staats-
eingriff resultieren würde. Und solche Modellvarian-
ten gibt es zuhauf.

Vor allem zwei Gründe sprechen gegen die norma-
tive Neoklassik: die Vernachlässigung der Tat-
sache, daß das Wissen um wirtschaftliche Umstän-
de höchst unvollständig ist, sowie die Instrumenta-
lisierung der Freiheit der Bürger.

3.1 Normative Neoklassik und
die Anmaßung von Wissen

In hohem Maße problematisch ist erstens, daß die-
ser Maßstab nicht operational ist. Eine belastbare
Effizienzaussage läßt sich für konkrete politische
Maßnahmen deshalb nicht zuverlässig treffen, weil
das hierfür erforderliche Wissen nicht vorhanden

ist.7 Die Politiker und ihre Berater sind eben gerade
nicht allwissend. Eher dürfte das Gegenteil zutreffen.

Denn es ist nicht bekannt, wie die Individuen rea-
gieren, wenn diese oder jene wirtschaftspolitische
Maßnahme ergriffen wird. Allenfalls mögen sich für
eine wirtschaftspolitische Maßnahme die unmittel-
baren Verhaltensanpassungen voraussagen lassen
– und dies auch nur hinsichtlich der allgemeinen
Richtung, keinesfalls jedoch in ihrem quantitativen
Ausmaß. Völlig ausgeschlossen ist es dagegen,
auch die mittelbaren Auswirkungen, die aus den
unmittelbaren Verhaltensanpassungen notwendi-
gerweise in anderen Bereichen der Volkswirtschaft
resultieren, auch nur näherungsweise zu prognosti-
zieren. Daher läßt sich nicht zuverlässig feststellen,
mit welcher Wirtschaftspolitik die wirtschaftliche
Knappheit am effektivsten verringert wird.

Das Dilemma wird daran offensichtlich, daß sich
Ökonomen nicht einmal in grundlegenden Fragen
zur Effizienz von Wirtschaftspolitik einig sind. So
bestehen in der Wettbewerbstheorie die unter-
schiedlichsten Auffassungen über die Rolle des
Staates im Wettbewerbsprozeß. Während die
Chicago-Schule8 allgemein davon ausgeht, daß
der Wettbewerb aus sich heraus effiziente Markt-
strukturen hervorbringt und daher eine aktive staat-
liche Wettbewerbspolitik entbehrlich ist, unterstellt
die Theorie des funktionsfähigen Wettbewerbs9

unter Effizienzgesichtspunkten einen Zusammen-
hang zwischen der Marktstruktur und dem Markter-
gebnis, mit der Implikation, daß der Staat die
Marktstruktur zu beeinflussen habe. Während die
Theorie der angreifbaren Märkte10 unter Effizienz-
gesichtspunkten die Bedeutung des potentiellen
Wettbewerbs hervorhebt und eine aktive Wett-
bewerbspolitik mit Eingriffen in die Marktstruktur
zurückhaltend beurteilt, fordert die deutsche Ord-
nungssökonomik11 eine aktive, interventionistische
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Wettbewerbspolitik, die eine Monopolstellung auch
dann verhindern sollte, wenn diese Ergebnis eines
Leistungswettbewerbs ist.

Ebenso wird innerhalb der traditionellen Außenhan-
delstheorie höchst kontrovers diskutiert, ob sich das
Sozialprodukt durch strikten Freihandel oder durch
eine strategische Handelspolitik maximieren läßt.12

Je nach Wahl der Annahmen kommt einmal dieses,
ein andermal jenes Ergebnis heraus.

Das gesamtwirtschaftliche Effizienzkriterium ist da-
her kein belastbarer Referenzmaßstab für die pra-
xisorientierte Bewertung wirtschaftspolitischer Maß-
nahmen.13 Dadurch, daß Heerscharen von Ökono-
men ihren Untersuchungen und wirtschaftspoli-
tischen Empfehlungen immer wieder das Effizienz-
argument zugrundelegen, wird dasselbe nicht taug-
licher. Auf diese Weise wird lediglich eine Schein-
objektivität und -plausibilität erzeugt, die das Pro-
blem des fehlenden Wissens über die komplexen
gesellschaftlichen Strukturen und Kausalbeziehun-
gen schlicht wegdefiniert. Mundell (1957, 335)
räumte schon 1957 nichts anderes ein, als er über
seine eigene Arbeit resümierte: “Like all theory, the
... analysis is remote from reality.“

Hier tut sich somit ein fundamentales Problem des
wirtschaftspolitischen Dogmas der normativen Neo-
klassik auf: Das Effizienzkriterium ist als allgemei-
nes Referenzkriterium für konkrete wirtschaftspoliti-
sche Maßnahmen untauglich.

3.2 Normative Neoklassik und Freiheit

Die normative Neoklassik ist die Aufforderung an
den Staat zur Instrumentalisierung der Freiheit
(Gerken 1999, 196–198). Das Freiheitsrecht besitzt
in dem wohlfahrtsökonomischen Modellrahmen in-
sofern einen Stellenwert, als mit seiner Verwirk-

lichung das Sozialprodukt absolut maximiert wer-
den kann. Wenn aber das absolute Optimum nicht
erreicht werden kann, weil die Idealvoraussetzun-
gen der vollkommenen Konkurrenz nicht vorliegen
– und das ist in der Realität nun einmal der Fall –,
dann verliert die Freiheit ihre Berechtigung. Dann
nämlich verlangt die normative Neoklassik häufig,
damit das Sozialprodukt zumindest relativ maxi-
miert werden kann, gerade die Beschränkung der
Freiheit durch staatliche Interventionen. Die Freiheit
wird somit in den Dienst der Sozialproduktsmaxi-
mierung gestellt: Wenn sie die ihr gestellte Aufgabe
erfüllt, wird sie respektiert; wenn sie diese Aufgabe
nicht erfüllt – und das kann sie in vielen Modellva-
rianten nicht –, muß sie eingeschränkt werden. Je
nach Zweckmäßigkeit wird den Menschen ihre Frei-
heit hier gewährt und dort entzogen.14

Im Umkehrschluß gilt: In einer Gesellschaftsord-
nung, die das Freiheitsrecht des Menschen respek-
tiert, darf der Staat mit seiner Wirtschaftspolitik
nicht in den Wirtschaftsprozeß eingreifen, um den
Wohlstand zu maximieren.

Etwas anderes würde nur gelten, wenn sämtliche
Bürger einstimmig die Maximierung des Sozialpro-
dukts zum obersten gesellschaftlichen Ziel erklären
würden. Wie aber die Erfahrung zeigt, wird die
Maximierung des Sozialprodukts jedenfalls nicht
von sämtlichen Bürgern – in vielen Gesellschaften
nicht einmal von der Mehrheit – als höchstes gesell-
schaftliches Ziel betrachtet. Aus diesem Grunde
wäre die exogene Vorgabe dieses Ziels eine tota-
litäre Konstruktion (Gerken 1999, 81–88, 196–198).
Ganz im Gegenteil dürfte es zumindest in den west-
lichen Gesellschaften weitgehend unstreitig sein,
daß den Politikern nicht die Kompetenz zugestan-
den werden solle, die Freiheit der Bürger nach eige-
nem Gutdünken einzuschränken, sei das Ziel die
Steigerung des Sozialprodukts oder ein anderes.
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Das ist allgemein akzeptiertes Gedankengut in der
Bevölkerung sowie durch Verfassungen und durch
die ständige Rechtsprechung der Verfassungsge-
richte abgesichert.

4 Wirtschaftstheorie
und Fundamentalismus

Fundamentalismus läßt sich wie folgt charakterisie-
ren: Man überhöht ein Prinzip und verlangt von an-
deren, daß auch sie dieses Prinzip als obersten
Wert übernehmen.

Fundamentalismus ist damit das Gegenteil von
Freiheit: Denn in einer freiheitlichen Ordnung dürfen
weder der Staat noch irgendwelche Individuen sich
anmaßen, den Bürgern bestimmte Handlungen vor-
zuschreiben oder zu verbieten, solange diese
Handlungen nicht in das gleichermaßen geschützte
Freiheitsrecht anderer eingreifen.

Indem die normative Neoklassik die Freiheit der
Menschen für ein kollektives Ziel instrumentalisiert,
ist sie keine freiheitliche, sondern eine kollektivisti-
sche Doktrin. Der materielle Lebensstandard der
Gesellschaft insgesamt, verkörpert durch das So-
zialprodukt, wird als wichtiger angesehen als die
Freiheit der einzelnen Menschen. Die Leichtfertig-
keit, mit der manche Ökonomen über ihre Modelle
Sondersteuern, Subventionen und anderes mehr
rechtfertigen, indiziert, daß das Bewußtsein dafür
längst verlorengegangen ist – wenn es überhaupt
jemals vorhanden war.

Aber auch die vermittelnde Haltung Euckens, die
Freiheit und Effizienz auf eine hierarchische Ebene
stellt und darauf baut, daß die Wirtschaftspolitik der
Wettbewerbsordnung beiden Anliegen gerecht
werde, ist nicht möglich. Denn aus dem Gesagten

ergibt sich, daß diese beiden Referenzkriterien für
die Beurteilung von Wirtschaftspolitik sich gegen-
seitig ausschließen. Es besteht mithin ein grund-
sätzlicher Zielkonflikt zwischen der politisch gesteu-
erten Steigerung der Effizienz und der Freiheit der
Menschen.

Eucken mag dies geahnt haben. Denn wie sagte
er? „Die Freiheit des Menschen“ ist derjenige „Wert
..., auf den sie [die Wettbewerbsordnung] vor allem
ausgerichtet ist“ (1952/1990, 369). Freiheit und Effi-
zienz als die beiden Maßstäbe für Wirtschaftspolitik
wären danach auch bei Eucken zueinander abge-
stuft: Die Freiheit geht der Effizienz vor. Die Wirt-
schaftswissenschaft sollte dieser Rangfolge in
Zukunft mehr Aufmerksamkeit schenken.

Anmerkungen

1 Insgesamt zur wirtschaftspolitischen Konzeption Euckens
Gerken / Renner (2000).

2 Zum ganzen Gerken (1999, 135–210).

3 Die positive Definition von Freiheit geht auf Hobbes (1651/
1839, I xiv 117f, II xxi 198) und Locke (1690/1698/1988, II
ii §4 269, II iv §§22–23 283f; 1690/1700/1975, II xxi §§8–16
237–241) zurück. Vgl. auch Montesquieu (1748/1956, XI iii
162), Hume (1748/1777/1875, 78), Smith (1776/1789/
1904, V ix 184). Die negative Definition von Freiheit stammt
von Montesquieu (1748/1956, XI iii 162). Vgl. auch
Bentham ([1782/]1945, II 59), Ferguson (1792a VI viii 459),
Knight (1940; 1943; 1953). Daß beide Betrachtungsweisen
zwei unterschiedliche Darstellungsweisen desselben
Phänomens sind, findet sich in Andeutungen bereits bei
Locke (1690/1698/1988, II ix §128 352; 1690/1700/1975, II
xxi §13 240), ganz klar dann bei Montesquieu (1748/1956,
XI iii 162). Hayek betonte zunächst (1960, 11–13, 16f) die
negative Definition, später (1973/1982, 55; 1976/1982, 8f)
die positive. Allgemein zum Inhalt des Freiheitsrechts auch
Hayek (1960, 11–21, 133–147; 1973/1982, 55–57;
1976/1982, 8f) sowie Gerken (1999, 136–151, 158–165).

4 Vgl. insbesondere auch Locke (1690/1698/1988, II iv §22
283f, II ix §131 353, II xi §§134–142 355–363, II xiii §151
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368), Hume (1741/1777/1875, 161), Hayek (1960, 133–249;
1963/1969, 48–51; 1979/1982, 3–8, 128–130, 133–135).

5 Vgl. bereits Locke (1690/1698/1988, II iv §22 283f, II ix
§131 353, II xi §§135–137 357–360 i.V.m. II ii §§4–7 269–
271), Hume (1751/1777/1875, 274).

6 Durch die Vertragsparteien abdingbare Normen verletzen
diesen Grundsatz hingegen nicht.

7 Ferguson 1792, III x 266; Gerken 1998, 172–175; 1999,
114–119. Vgl. auch bereits Montesquieu (1748/1956, 11).

8 Grundlegende Beiträge sind Stigler (1968), Bork (1978),
Demsetz (1973; 1976; 1982), Posner (1979).

9 Grundlegende Arbeiten sind Clark (1940; 1954). Vgl. auch
den Ansatz der Industrieökonomik.

10 Grundlegende Beiträge sind Baumol (1982), Baumol /
Panzar / Willig (1982).

11 Grundlegende Arbeiten sind Böhm (1933), Eucken
(1952/1990).

12 Umfassende Kritik der wohlfahrtsökonomischen Außen-
handelstheorie in Gerken (1999, 7–89).

13 Diese Kritik gilt dem Kriterium der gesamtwirtschaftlichen
Effizienz mit dem Fixpunkt der gesellschaftlichen Wohlfahrt
beziehungsweise des Sozialprodukts. Sie gilt nicht der Her-
anziehung des ökonomischen Prinzips als solchem. Die
ökonomische Methodik ist, was heute häufig übersehen
wird, für die Untersuchung der Wahlhandlungen des Indi-
viduums entwickelt worden. Sie ist daher eine individualisti-
sche Analyseform. Im Gegensatz zum Kriterium der gesamt-
wirtschaftlichen Effizienz läßt sich vom Kriterium der indivi-
duellen Effizienz sprechen. Vgl. Gerken et al. (2002, 148f.).

14 Dies ist seit langem auch den Vertretern der normativen
Neoklassik bekannt: Für diese Theorie sind die Präferenz-
systeme der einzelnen Individuen entsprechend dem Dogma
des methodologischen Individualismus (Wicksell 1896, 82;
Schumpeter 1908, 88–98) Grundlage und Ausgangspunkt
der Analyse (Präferenzsouveränität). Es wird unterstellt, daß
jedes Wirtschaftssubjekt seinen Nutzen zu maximieren
trachtet und sein Verhalten rational an diesem Ziel aus-
richtet. Durch die Aggregation der individuellen Nutzen-
systeme zu einer sozialen Wohlfahrtsfunktion soll unter dem
Postulat der Präferenzsouveränität eine gesamtgesellschaft-
liche Bewertung der verschiedenen gesellschaftlichen Zu-
stände ermöglicht werden. Ausgewählt oder angestrebt wird
dann derjenige Zustand, in dem es allen Bürgern am besten
geht. Nur: Arrow (1951) hat nachgewiesen, daß diese
Aggregation nur in einem totalitären System möglich wäre.

Literatur

Arrow, Kenneth J. (1951). Social Choice and Individual Values.
New York: John Wiley & Sons.

Baumol, William J. (1982). Contestable Markets: An Uprising in
the Theory of Industry Structure. The American Economic
Review, 72. 1–15.

Baumol, William J. / Panzar, John C. / Willig, Robert D. (1982).
Contestable Markets and the Theory of Industry Structure.
New York: Harcourt Brace Jovanovich.

Bentham, Jeremy. ([1782/]1945). The Limits of Jurisprudence
Defined. Opus posthumum. New York: Columbia
University Press.

Böhm, Franz. (1933). Wettbewerb und Monopolkampf. Berlin:
Carl Heymanns Verlag.

Bork, Robert H. (1978). The Antitrust Paradox. A Policy at War
with Itself. New York: Basic Books.

Clark, John M. (1940). Toward a Concept of Workable Compe-
tition. The American Economic Review, 30. 241–256.

Clark, John M. (1954). Competition and the Objectives of
Government Policy. In: Chamberlin, Edward H. (Hg.).
(1954). Monopoly and Competition and Their Regulation.
London: Macmillan. 317–337.

Demsetz, Harold. (1973). Industry Structure, Market Rivalry,
and Public Policy. The Journal of Law and Economics, 16.
1–9.

Demsetz, Harold. (1976). Economics as a Guide to Antitrust Re-
gulation. The Journal of Law and Economics, 19. 371–384.

Demsetz, Harold. (1982). Barriers to Entry. The American
Economic Review, 72. 47–57.

Eucken, Walter. (1940/1989). Grundlagen der National-
ökonomie. 9. Auflage. Berlin, Heidelberg: Springer.

Eucken, Walter. (1949). Die Wettbewerbsordnung und ihre
Verwirklichung. ORDO, 2. 1–99.

Eucken, Walter. (1951). Die Entwicklung des ökonomischen
Denkens. In: Eucken, Walter. (1951). Unser Zeitalter der
Mißerfolge. Fünf Vorträge zur Wirtschaftspolitik. Tübingen:
Mohr Siebeck. 59–72.

Eucken, Walter. (1952/1990). Grundsätze der Wirtschaftspolitik.
Neuauflage. Tübingen: Mohr Siebeck.

Ferguson, Adam. (1792). Principles of Moral and Political
Science. Volume I. London: A. Strahan and T. Cadell.

Die Freiheit des Menschen in Liberalismus, Ordoliberalismus und Wohlfahrtsökonomik



54

Ferguson, Adam. (1792a). Principles of Moral and Political
Science. Volume II. London: A. Strahan and T. Cadell.

Gerken, Lüder. (1998). Die Grenzen der Ordnungspolitik.
ORDO, 49. 165–190.

Gerken, Lüder. (1999). Von Freiheit und Freihandel: Grundzüge
einer ordoliberalen Außenwirtschaftstheorie. Tübingen:
Mohr Siebeck.

Gerken, Lüder / Renner, Andreas. (2000). Die ordnungspoliti-
sche Konzeption Walter Euckens. In: Gerken, Lüder (Hg.).
(2000). Walter Eucken und sein Werk. Rückblick auf den
Vordenker der sozialen Marktwirtschaft. Tübingen: Mohr
Siebeck. 1–47.

Gerken, Lüder / Märkt, Jörg / Schick, Gerhard / Renner,
Andreas. (2002). Eine freiheitliche supranationale
Föderation. Zur Aufgabenverteilung in Europa. Baden-
Baden: Nomos.

Hayek, Friedrich August von. (1960). The Constitution of Liberty.
London: Routledge & Kegan Paul. [Deutsche Übersetzung:
Hayek, Friedrich August von. (1971/1991). Die Verfassung
der Freiheit. 3. Auflage. Tübingen: Mohr Siebeck.].

Hayek, Friedrich August von. (1963/1969). Recht, Gesetz und
Wirtschaftsfreiheit. In: Hayek, Friedrich August von.
(1969). Freiburger Studien. Tübingen: Mohr Siebeck. 47–
55. [Erstveröffentlichung: Industrie- und Handelskammer
zu Dortmund (Hg.). (1963). 100 Jahre Industrie- und
Handelskammer zu Dortmund 1863–1963. Dortmund: Fr.
Wilh. Rufus.].

Hayek, Friedrich August von. (1973/1982). Law, Legislation and
Liberty. Volume 1. Rules and Order. Neuauflage. London:
Routledge. [Deutsche Übersetzung: (1980). Recht,
Gesetzgebung und Freiheit. Band 1. Regeln und Ordnung.
München: mi-Verlag Moderne Industrie.].

Hayek, Friedrich August von. (1976/1982). Law, Legislation and
Liberty. Volume 2. The Mirage of Social Justice.
Neuauflage. London: Routledge. [Deutsche Übersetzung:
(1981). Recht, Gesetzgebung und Freiheit. Band 2. Die
Illusion der sozialen Gerechtigkeit. München: mi-Verlag
Moderne Industrie.].

Hayek, Friedrich August von. (1979/1982). Law, Legislation and
Liberty. Volume 3. The Political Order of a Free People.
Neuauflage. London: Routledge. [Deutsche Übersetzung:
(1981). Recht, Gesetzgebung und Freiheit. Band 3. Die
Verfassung einer Gesellschaft freier Menschen. München:
mi-Verlag Moderne Industrie.].

Hobbes, Thomas. (1651/1839). The Leviathan, or the Matter,

Form, and Power of a Commonwealth Ecclesiastical and
Civil. Neuauflage. London: John Bohn.

Hume, David. (1741/1777/1875). Of Civil Liberty. In der
Fassung von 1777. In: Hume, David. (1777/1875). Essays
Moral, Political, and Literary. Vol. I. Neuauflage. London:
Longmans, Green, and Co. 156–163. [Erstveröffentlichung
in: Hume, David. (1777). Essays and Treatises on Several
Subjects in Two Volumes. Vol. I. Containing Essays,
Moral, Political, and Literary. A New Edition. London: T.
Cadell. Urfassung: (1741).].

Hume, David. (1748/1777/1875). Of Liberty and Necessity. In
der Fassung von 1777. In: Hume, David. (1777/1875).
Essays Moral, Political, and Literary. Vol. II. Neuauflage.
London: Longmans, Green, and Co. 65–84. [Erstveröffent-
lichung in: Hume, David. (1777). Essays and Treatises on
Several Subjects in Two Volumes. Vol. II. A New Edition.
London: T. Cadell. Urfassung: (1748).].

Hume, David. (1751/1777/1875). Some farther Considerations
with regard to Justice. In der Fassung von 1777. In: Hume,
David. (1777/1875). Essays Moral, Political, and Literary.
Vol. II. Neuauflage. London: Longmans, Green, and Co.
272–278. [Erstveröffentlichung in: Hume, David. (1777).
Essays and Treatises on Several Subjects in Two
Volumes. Vol. II. A New Edition. London: T. Cadell.
Urfassung: (1751).].

Knight, Frank H. (1940). The Meaning of Freedom. Ethics, 52.
86–109.

Knight, Frank H. (1943). The Meaning of Freedom. In: Perry,
Charner M. (Hg.). (1943). The Philosophy of American De-
mocracy. Chicago: The University of Chicago Press. 59–86.

Knight, Frank H. (1953). Conflict of Values: Freedom and
Justice. In: Ward, A. Dudley (Hg.). (1953). Goals of
Economic Life. New York: Harper & Brothers. 204–230.

Locke, John. (1690/1698/1988). Two Treatises of Government.
3. Auflage. Neuauflage. Cambridge: Cambridge University
Press.

Locke, John. (1690/1700/1975). An Essay Concerning Humane
Understanding. 4. Auflage. Neuauflage. Oxford: The
Clarendon Press.

Montesquieu, Charles de Secondat, Baron de la Brède et de.
(1748/1956). De l'esprit des Lois. Tome premier.
Neuauflage. Paris: Éditions Garnier Frères.

Mundell, Robert A. (1957). International Trade and Factor
Mobility. The Amercian Economic Review, 47. 321–335.
[Wiederabdruck in: Caves, Richard E. / Johnson, Harry G.

Lüder Gerken



55

(Hg.). (1968). Readings in International Economics.
London: George Allen and Unwin. 101–114. Sowie in:
Bhagwati, Jagdish N. (Hg.). (1981/1987). International
Trade: Selected Readings. 2. Auflage. Cambridge, Mass.:
The MIT Press. 21–36.].

Posner, Richard A. (1979). The Chicago School of Antitrust
Analysis. University of Pennsylvania Law Review, 127.
925–948.

Schumpeter, Joseph A. (1908). Das Wesen und der Hauptinhalt
der theoretischen Nationalökonomie. Leipzig: Duncker &
Humblot.

Schumpeter, Joseph A. (1911/1993). Theorie der wirtschaftli-
chen Entwicklung. Eine Untersuchung über Unternehmer-
gewinn, Kapital, Kredit, Zins und den Konjunkturzyklus. 8.
Auflage. Berlin: Duncker & Humblot.

Smith, Adam. (1776/1789/1904). An Inquiry into the Nature and
Causes of the Wealth of Nations. Volume II. 5. Auflage.
Neuauflage. London: Methuen & Co.

Stigler, George J. (1968). The Organization of Industry.
Homewood: Richard D. Irwin.

Wicksell, Knut. (1896). Finanztheoretische Untersuchungen
nebst Darstellung und Kritik des Steuerwesens
Schwedens. Jena: Gustav Fischer.

Die Freiheit des Menschen in Liberalismus, Ordoliberalismus und Wohlfahrtsökonomik





57

In den Vereinigten Staaten streiten bekennende
Christen darüber, ob die Evolutionstheorie Dar-
wins der biblischen Schöpfungslehre widerspre-
che und folglich aus den Lehrbüchern der Schulen
entfernt werden solle. Ich verstehe unter „Fun-
damentalismus” das Bekenntnis zu absoluten
Wahrheiten, die unmittelbar auf religiöse Ein-
sichten oder überirdische Offenbarungen zurück-
geführt werden.

„Wirtschaftlicher Fundamentalismus” im abgeleite-
ten Sinn, in einer erkenntniskritischen Dimension
läßt sich meiner Meinung nach erstens als naives
Übersehen eines blinden Flecks in der Beobach-
tung wirtschaftlichen Handelns kennzeichnen, zwei-
tens als absichtliches Ausblenden der Abhängigkeit
des Erkennens wirtschaftlicher Prozesse oder
Strukturen von der subjektiven Einstellung der
Erkennenden und drittens als idealtypische Kon-
struktion wirtschaftlichen Handelns losgelöst vom
Boden alltagspraktischer Erfahrung. Im folgenden
will ich Beispiele eines solchen wirtschaftlichen
Fundamentalismus erläutern.

1 Der blinde Fleck

Der blinde Fleck steht im folgenden als Chiffre für
das naive Nichtsehen gemeinsamer moralischer
Überzeugungen und des gesellschaftlichen Zu-
sammenhangs, in den wirtschaftliches Handeln
bzw. das System der Marktwirtschaft eingebettet
sind. Beispielhaft wird auf Niklas Luhmanns
Theorie sozialer Systeme und auf Friedrich A.
Hayeks Konzept spontaner Ordnung als Deu-
tungsmuster der Wirtschaftsgesellschaft Bezug
genommen.

1.1 Soziales System und
spontane Ordnung

In der Theorie sozialer Systeme, die von Niklas
Luhmann formuliert worden ist, wird das marktwirt-
schaftliche System als selbstreferentiell-geschlos-
senes, autopoietisches Teilsystem einer funktional
ausdifferenzierten modernen Gesellschaft abgebil-
det. Seine operative Einheit und alle Elemente er-
zeugt es aus sich selbst. Sein Funktionieren ist das
Ergebnis einer abgelösten, geschlossenen Opera-
tion und wird weder auf psychische Subjekte noch
auf kollektive Akteure als gesellschaftliche Einhei-
ten zurückgeführt. Sie wird durch die binäre Codie-
rung des Zahlens/Nichtzahlens geregelt und rück-
gekoppelt. Da in modernen Gesellschaften ein
Konsens über verbindliche Moralprogramme nicht
mehr besteht, die Moral also keine gesellschaftli-
che Integration mehr leistet, sind funktional ausdif-
ferenzierte Systeme moralisch indifferent, ihre
Funktionscodes bleiben zumindest für den Normal-
fall moralfrei. Nur im Ausnahmefall wird eine mora-
lische Kommunikation mit der binären Unterschei-
dung „Gut/Böse” hingenommen, und zwar unter
dem Risiko, daß die funktionalen Teilsysteme in
einen Alarmzustand versetzt und in ihrem rei-
bungslosen Ablauf gestört werden.

Eine zweite Spielart des blinden Flecks sehe ich im
wirtschaftstheoretischen Denken Friedrich A. von
Hayeks, der in den 80er Jahren als prominenter
Wortführer der marktradikalen Ökonomen hervor-
getreten ist. Er hält das der Marktwirtschaft zuge-
fügte Adjektiv „sozial gerecht” für unsinnig und
schädlich. Frühere, sozial engmaschige Gemein-
schaften hätten wohl über religiös und moralisch
begründete Überzeugungen einer inhaltlichen

Die marktradikalen Bekenntnisse
sind bodenlos

Friedhelm Hengsbach



58

Gerechtigkeit und Solidarität verfügen können, die
das eigene Handeln orientierten, einer gesellschaft-
lichen Verständigung zugänglich waren und die Mit-
glieder auf ein gemeinsames Ziel, etwa das Ge-
meinwohl oder altruistische Gesinnungen verpflich-
teten. Moderne Gesellschaften dagegen sperren
sich aus zwei Gründen gegen eine solche inhaltli-
che Verständigung über Gerechtigkeitsvorstellun-
gen. Denn zum einen schließt der systemische
Charakter funktional ausdifferenzierter Gesellschaf-
ten aus, daß ein Akteur die Vernetzung seines be-
absichtigten Handelns und der nicht beabsichtigten
Handlungsfolgen mit dem Handeln anderer Akteure
überschaut und beeinflußt; während strukturelle
Veränderungen sich erst recht nicht vorhersagen
bzw. bewußt lenken lassen, um bestimmte Ziele
kollektiver Akteure zu realisieren. Zum andern sind
die Mitglieder moderner Gesellschaften nicht im-
stande, den Handlungsspielraum anderer Akteure
einzuengen und sie für die eigenen Zwecke zu in-
strumentalisieren. Zwar unterwerfen sie sich be-
stimmten Regeln, die ihre Handlungszwecke zwar
aufeinander abstimmen, ihre Handlungsfreiheit
aber unangetastet lassen. Solche Regeln werden
nicht bewußt und einvernehmlich konstruiert, sie
resultieren vielmehr aus einem blinden evolutionä-
ren Prozeß. So haben sich zwei moderne Regeln
durchgesetzt, daß nämlich die Eigentumsrechte
anderer zu achten und Verträge einzuhalten sind,
und daß die Einhaltung dieser beiden Regeln, der
Schutz des Eigentums und die Vertragstreue,
eingeklagt werden kann. Gemäß diesen Verfah-
rensregeln kennzeichnet „Gerechtigkeit” aus-
schließlich den formalen Anspruch gesellschaftli-
cher Akteure, von der unrechtmäßigen Einschrän-
kung ihrer Eigentums- und Vertragsrechte ver-
schont zu bleiben.

In der Kraft dieser formalen Gerechtigkeitsregeln
hat sich heutzutage der Markt als Verfahren der

Handlungskoordinierung durchgesetzt. Durch ihn
wird eine „doppelt spontane Ordnung” sozialer
Verhältnisse hervorgebracht und aufrecht erhalten,
die zum einen das Handeln der Akteure steuert und
deren unterschiedliche Erwartungen einander kor-
respondieren läßt, und die zum andern die Chan-
cen aller Akteure erhöht, weit mehr als auf jede
andere Weise über einen erheblichen Umfang be-
gehrenswerter Güter zu verfügen, ohne daß sich
die beteiligten Akteure über partikuläre Gerechtig-
keitsziele verständigen müßten. Denn Märkte funk-
tionieren bereits, wenn die Instrumente des Mark-
tes, die Eigentums- und Vertragsrechte in Tausch-
beziehungen respektiert werden. Folglich hat eine
freie Marktwirtschaft dann als sozial zu gelten,
wenn die Anbieter um die kaufkräftige Nachfrage
der Konsumenten konkurrieren, wenn ein funktions-
fähiger Wettbewerb die Souveränität der Kon-
sumenten in Kraft setzt und wenn eine dauerhafte
Anbietermacht verhindert wird. Hayek beruft sich
dabei auf eine Äußerung Ludwig Erhards, daß eine
Marktwirtschaft nicht erst sozial gemacht werden
müsse; sie sei es bereits von ihrem Ursprung her.

1.2 Kohärenz von sozio-ökonomischer
Analyse und ethischer Reflexion

Die von Max Weber ausgezeichnete Dualität zwei-
er Welten, nämlich der Beschreibung von Tat-
sachen und der Bewertung von Überzeugungen ist
seit der neuzeitlichen Revolution des Erkennens
und Denkens eine unbestrittene Vorgehensweise
und nicht hintergehbar. Damit sind zum einen
sowohl eine Prinzipienethik, aus der konkrete
Handlungsorientierungen deduktiv abgeleitet wer-
den, als auch ein naives Übersehen des blinden
Flecks bei der Diagnose und Therapie gesellschaft-
licher Verhältnisse desavouiert, während die Be-
zugnahme auf das real existierende individuelle wie
kollektive Handeln sowohl in sozio-ökonomischen
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Analysen als auch in philosophisch-ethischen
Reflexionen methodisch nahe liegt. Zum andern ist
damit jeder hegemoniale Anspruch einer ethischen
Reflexion gegenüber der sozio-ökonomischen Ana-
lyse oder der sozio-ökonomischen Analyse gegen-
über einer ethischen Reflexion zurückgewiesen.
Weder die sozio-ökonomische Analyse noch die
ethische Reflexion darf mit imperialem Gestus da-
herkommen, um wie eine feindliche Besatzungs-
macht die jeweils andere Vorgehensweise wie ein
fremdes Territorium zu erobern. Für die ethische
Reflexion bedeutet dies, daß sie ein reflexives
Gleichgewicht zwischen den Handlungssubjekten,
der Handlungssituation und den Handlungsorientie-
rungen rekonstruieren sollte. Und für die sozio-öko-
nomische Analyse bedeutet dies, daß sie vermei-
den sollte, sich von der wirtschaftlichen Alltagswelt
abzulösen. Für das Verhältnis beider Forschungs-
verfahren bedeutet dies, daß aus der Kohärenz
spezifischer Analysen und Ethikentwürfe eine inter-
disziplinäre Architektur von analytischer Wahrheit
und normativer Richtigkeit, von Situationsbe-
schreibung und Situationsanalyse, von Handlungs-
zwecken individueller und kollektiver Akteure, von
normativ aufgeladenen Lebensentwürfen und
Handlungsorientierungen sowie von eingeschlage-
nen Wegen, die zu den formulierten Zielen führen,
entsteht.

Bei der Suche nach ökonomischen Analysen und
ethischen Reflexionen, die sich als einander ko-
härent erweisen, bieten sich zwei paradigmatische
Formen ethischer Argumentation an: eine Ethik des
guten Lebens und eine Ethik des Gerechten. Die
real existierenden Menschen bilden ihre Identität
meist in der kreativen Auslegung und Aneignung
von Gewohnheiten der alltäglichen Lebenswelt.
Auch das Bewußtsein verantwortlichen Handelns
gewinnen sie durch die Übernahme normativer
Handlungsorientierungen, die in einem sozio-kultu-

rellen Milieu anerkannt sind. Derartige Orientierun-
gen des guten Lebens werden aus miteinander
ausgetauschten Erinnerungen und erzählten Ge-
schichten geschöpft. Junge Menschen formen
diese Orientierungen zu eigenen Lebensentwürfen
um, nachdem sie im Lauf der Erziehung und sozia-
len Interaktion entdeckt haben, wie wertvoll diese
für sie selbst sind. Wir sind jedoch nicht nur Ange-
hörige sozial-kultureller Milieus, die durch eine ge-
meinsame Sprache, Geschichte oder Kultur abge-
grenzt werden. Gleichzeitig sind wir Mitglieder plu-
raler Gesellschaften, in denen Menschen aus unter-
schiedlichen weltanschaulichen Milieus und mit
unterschiedlichen Überzeugungen leben und sich
wechselseitig respektieren. Die ethische Reflexion
identifiziert nun Angehörige begrenzter sozial-kultu-
reller Milieus, die zugleich Mitglieder pluraler
Gesellschaften sind, in zwei Dimensionen als mora-
lische Subjekte: In der ersten Dimension folgen sie
Handlungsorientierungen des guten Lebens, in der
zweiten Dimension unterstellen sie die Suche nach
gesellschaftlich verbindlichen Normen dem „morali-
schen Gesichtspunkt” (the moral point of view), daß
nämlich die Folgen und Nebenwirkungen, die sich
aus der allgemeinen Befolgung einer Norm für die
Interessen eines jeden einzelnen ergeben, von
allen Betroffenen zwanglos anerkannt werden kön-
nen. Der moralische Gesichtspunkt drückt die
Perspektive der Unparteilichkeit und der Universali-
tät aus, den doppelten Respekt vor dem andern als
gleichberechtigtem Mitglied der Gesellschaft und
als unvertretbar einzelnem.

Die Kohärenz sozio-ökonomischer Analysen und
ethischer Reflexionen ist erfahrungsgemäß durch
gesellschaftliche bzw. politische Überzeugungen
vermittelt. So kann der blinde Fleck einer systemi-
schen Deutung der Gesellschaft durch eine hand-
lungstheoretische Deutung relativiert werden.
Luhmann selbst verweist wiederholt auf die offene
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Flanke der wechselseitigen Durchdringung sozialer
und psychischer Systeme und ihrer Operations-
formen, nämlich Kommunikation und Bewußtsein,
hin, nennt „Sinn” und „Vertrauen” als übergreifende
Operationsformen, die vorgeleistet werden, um die
Risiken der doppelten Kontingenz zu überwinden.
Außerdem gesteht Luhmann dem Funktionssystem
des Rechts einen fundamentalen Bestand an mora-
lischer Kommunikation zu. Vermutlich ist die mora-
lische Kommunikation auch in den übrigen Funk-
tionssystemen vergleichsweise präsent und wirk-
sam. Eine solche Vermutung wird durch das ord-
nungspolitische Denken in der Volkswirtschafts-
lehre und die unternehmensethische Diskussion in
der Betriebswirtschaftslehre bestätigt. Die ökologi-
sche Kommunikation konnte, bevor sie größere
Teile der Gesellschaft erfaßt hat, an die Fachdis-
kussion einer Minderheit von Naturwissenschaftlern
und Geologen anknüpfen, während die Mehrheit
der Experten zunächst dazu neigte, die Umweltrisi-
ken des herkömmlichen Wirtschaftens zu relativie-
ren. Erst als deutlich wurde, daß staatliche Ent-
scheidungsträger für jene Folgeschäden verant-
wortlich gemacht wurden, die zwar ursprünglich von
Unternehmensleitungen und Wirtschaftsverbänden
verursacht worden waren, aber am Ende ganz be-
stimmte Bevölkerungsgruppen belasteten, traf die
moralische Kommunikation über die Grenzen funk-
tionaler Teilsysteme auf wachsende Resonanz und
wurde als berechtigt anerkannt.

Der blinde Fleck in Hayeks Sichtweise einer sponta-
nen, evolutionär hervortretenden marktwirtschaftli-
chen Ordnung, die auf die gesellschaftlichen Ver-
hältnisse übergreift, kann mit dem Hinweis auf die
gesellschaftliche Einbettung wirtschaftlichen Han-
delns relativiert werden. Hayek selbst räumt ein, daß
die verbindliche Garantie der Eigentums- bzw. Ver-
fügungsrechte und der Vertragstreue durch die
Gesellschaft bzw. durch den Staat und seine Sank-

tionsmacht erreicht wird, und daß sie nicht allein
durch das Regelwerk von Angebot und Nachfrage
auf den Märkten zustande kommt. Auch sein Plä-
doyer dafür, daß sich die gesellschaftlichen Vorstel-
lungen beispielsweise über die Verteilungsgerech-
tigkeit dem Pareto-Kriterium einer optimalen Alloka-
tion verfügbarer Ressourcen beugen müßten, ent-
springt entweder seiner persönlich motivierten nor-
mativen Setzung oder einer gesellschaftlichen Ver-
ständigung darüber, daß der gesellschaftliche Maß-
stab der Verteilungsgerechtigkeit dem ökonomi-
schen Effizienzkriterium folgen solle, so daß staatli-
che Umverteilungsmaßnahmen deshalb als unzu-
lässig zu gelten hätten, weil sie unter dem Verdacht
stehen, die als optimal geltende Marktverteilung zu
unterlaufen. In jedem Fall handelt es sich um eine
normative Auszeichnung von Gerechtigkeitsgrund-
sätzen, die gesellschaftlich gelten sollen.

Der Dissens zwischen Hayeks Hypothese, daß
moderne Verfahrensregeln der Gerechtigkeit aus-
schließlich durch den Markt definiert werden, und
dem vorliegenden Versuch, den blinden Fleck die-
ser Hypothese ausfindig zu machen, besteht in der
selektiven Auswahl Hayeks, der die Rechtsgarantie
des Staates ausschließlich auf die Sicherung bür-
gerlicher Freiheitsrechte beschränkt. Wenn jedoch
von der Einbettung des marktwirtschaftlichen Re-
gimes in gesellschaftliche Verhältnisse gesprochen
wird, ist diese Vergesellschaftung des Marktes
durch die sowohl rechts- als auch sozialstaatliche
Verfassung vermittelt. Sie hat geschichtlich bewirkt,
daß die kapitalistische Marktwirtschaft durch die
Proklamation der Menschenrechte gezähmt worden
ist. Solange die geschichtliche Reihenfolge betrach-
tet wird, sind die Dimensionen der Menschenrechte
von den freiheitlichen Abwehrrechten zu den sozia-
len Anspruchsrechten und zu den politischen Be-
teiligungsrechten erweitert worden. In einer logi-
schen Rangfolge könnten auch die politischen

Friedhelm Hengsbach



61

Beteiligungsrechte als Kern rekonstruiert werden.
Um sie herum würden die wirtschaftlich-sozialen
Grundrechte als materielle Voraussetzungen posi-
tioniert, damit sie und die bürgerlichen Freiheits-
rechte real eingelöst werden.

Wie sehr unbestrittene marktwirtschaftliche Schlüs-
selvariablen in gesellschaftliche Vorentscheidun-
gen eingebettet sind, läßt sich an der Leitfigur der
individuellen wirtschaftlichen Leistung ablesen, die
in der aktuellen wirtschaftspolitischen Debatte eine
tragende Rolle spielt. Eine erste gesellschaftliche
Vorentscheidung besteht darin, daß nur ein Teil der
gesellschaftlich nützlichen Arbeit markt- und er-
werbswirtschaftlich organisiert wird, ein anderer Teil
der privaten, unentgeltlichen Leistungserstellung
überlassen bleibt. Die private Kindererziehung wird
nicht als wirtschaftliche Leistung betrachtet, wohl
aber die gleiche Tätigkeit in gesellschaftlich organi-
sierten Kindergärten. Vergleichsweise wird die wirt-
schaftliche Leistung nicht durch die physische oder
nervliche Anstrengung entlang eines Weges ge-
messen oder durch die Eignung, menschliche Be-
dürfnisse zu befriedigen, sondern ist in erster Linie
von der kaufkräftigen Nachfrage abhängig. Ein
Bauer in Kolumbien erbringt eine wirtschaftliche
Leistung, wenn er Orchideen züchtet und sie nach
Europa transportiert, und nicht, wenn er Kartoffeln
anbaut, um die Nahrungsmittelbedürfnisse seiner
Nachbarn zu befriedigen. Wenn der Chefarzt eines
Krankenhauses das zehnfache Einkommen einer
Physiotherapeutin oder Krankenschwester ver-
dient, hat dies mehr mit berufsständischen Denk-
mustern und dem Machtgefälle einer patriarchalen
Gesellschaft zu tun als mit den ökonomischen
Funktionsregeln von Angebot und Nachfrage. In
das Entgelt einer individuellen Leistung gehen auch
die gesellschaftlichen Vorleistungen ein, die der
einzelne den Eltern und Erzieherinnen sowie dem
öffentlichen Bildungs- und Gesundheitssystem ver-

dankt. Gesellschaftliche Machtverhältnisse, sexisti-
sche Rollenmuster und die Ausgangsverteilung der
Einkommen und Vermögen erklären die Ungleich-
heit gesellschaftlicher Positionen plausibler als indi-
viduelle Differenzen wirtschaftlicher Leistungsfähig-
keit und -bereitschaft.

Während einer Veranstaltung des Kirchentags in
Mainz wurde das Verhältnis von wirtschaftlichen
Funktionsregeln und gesellschaftlichen Vorent-
scheidungen in einer Metapher veranschaulicht:
Der ehemalige Präsident der Deutschen Bundes-
bank und Mitbegründer der Initiative „Neue soziale
Marktwirtschaft” behauptete, moralische Appelle
oder parlamentarische Beschlüsse könnten ökono-
mische Gesetze ebenso wenig außer Kraft setzen,
wie das Wasser den Berg hinauf fließe. Dem ent-
gegnete Bischof Franz Kamphaus, daß wohl auch
für die moderne Wirtschaft jene Architektur des
mittelalterliches Dorfplatzes gelte, die den Markt
von der Kirche, dem Rathaus, dem Krankenhaus
und der Schule (und dem Wirtshaus, ließe sich
ergänzen) eingerahmt konstruiert hat. Ohne jene
gesellschaftliche Institutionen hätte der Markt über-
haupt nicht funktioniert. Der Bischof hat Recht, der
Bundesbanker nicht.

2 Der Mikroblick

Als eine zweite Form des wirtschaftlichen Funda-
mentalismus wurde das absichtliche und mutwillige
Ausblenden der Abhängigkeit der Erkenntnis von
der Perspektive des Erkennenden, die (inter)sub-
jektiv vorentschieden wird, identifiziert. In den wirt-
schaftstheoretischen Analysen und -politischen
Optionen erweisen sich unterschiedliche Perspekti-
ven, beispielsweise die Angebot/Nachfrage-Bezie-
hungen, die Input/Output-Rechnung, die Kosten/
Nutzen-Analyse oder die Mikro/Makro-Ökonomik
häufig als zwei Seiten einer Münze. Nun ist die
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methodisch eingeschränkte Wahl eines Blickwin-
kels, die in der Absicht vorgenommen wird, daß
sich der Gegenstand der Erkenntnis präziser erfas-
sen läßt und schärfere Untersuchungsergebnisse
gewonnen werden, nicht zu beanstanden. Durch
ein solches Verfahren lassen sich in den meisten
Fällen innovative Einsichten gewinnen. Wenn je-
doch Forschungsresultate, die sich aus einer parti-
kulären Fragestellung und einem eingeschränkten
Blickwinkel ergeben, als hinreichende oder gar er-
schöpfende Antworten auf komplexe Problemfelder
propagiert werden, ist dies methodisch nicht ver-
tretbar. Denn sobald Ausschnitte der Beschreibung
und Analyse für das Ganze der Wahrnehmung
gehalten werden, während komplementäre Frage-
stellungen und Antworten gezielt ausgeblendet wer-
den, entstehen riskante Fehldiagnosen. So gehen
schwerwiegende Fehldiagnosen der ökonomischen
Theorie und der politischen Steuerung der letzten
Jahre auf das Konto eines Mikroblicks, der die
öffentliche Diskussion in Deutschland bestimmt hat.

2.1 Riskante Fehldiagnosen

Eine riskante Fehldiagnose der sozio-ökonomi-
schen Krise in Deutschland seit Mitte der 70er
Jahre besteht darin, die in drei bzw. vier großen
Schüben verfestigte Massenarbeitslosigkeit durch
individuelles Versagen zu erklären. Damit verkürzt
sich der Kampf gegen die Arbeitslosigkeit auf das
Lamentieren über arbeitsunwillige Sozialhilfeemp-
fänger und Geringqualifizierte. Folglich sieht man in
der Absenkung des „Anspruchslohns”, jenes Ar-
beitsentgelts, das ein Alleinverdienender benötigt,
um sich, seine nicht erwerbstätige Ehefrau sowie
zwei Kinder zu unterhalten und in einem städti-
schen Ballungsraum eine angemessene Wohnung
zu mieten, die entscheidende Stellgröße. Oder man
erhofft sich von einer Kürzung der Regelsätze der
Sozialhilfe arbeitsfähiger Personen bzw. der Absen-

kung des Arbeitslosengelds auf das Sozialhilfe-
niveau einen wirksamen Anreiz, damit Arbeitslose
sich zügiger dem regulären Arbeitsmarkt zur Ver-
fügung stellen. Nach großflächigen Erfahrungen
und den Untersuchungen der Sozialverbände
scheint es das Millionenheer arbeitsfähiger, aber
nicht arbeitswilliger Empfängerinnen oder Empfän-
ger von Sozialhilfe nicht zu geben. Die Hartz-
Kommission drängt schwerpunktartig darauf, die
Vermittlung von Arbeitslosen zu beschleunigen und
zu intensiveren. Ob dadurch das Niveau der zusätz-
lich angebotenen Arbeitsplätze steigt, darf bezwei-
felt werden. Eine individuelle Deutung der Massen-
arbeitslosigkeit liegt auch den massiven Bemü-
hungen zur Qualifizierung zugrunde. Doch aus der
Erkenntnis, daß gering Qualifizierte schneller und
stärker von Arbeitslosigkeit betroffen sind, folgt
nicht im Umkehrschluß, daß eine Höherqualifizie-
rung das Beschäftigungsrisiko aufhebt. Arbeitslose
in den neuen Bundesländern sind meist nicht ar-
beitslos wegen mangelnder Qualifizierung. Auch im
Westen bewerben sich Ingenieure hundertfach,
ohne einen angemessenen Arbeitsplatz zu finden.

Eine weitere Fehldiagnose liegt in der beherrschen-
den Stellung der betriebswirtschaftlichen Lehre und
Forschung, die den Rang der Volkswirtschaftslehre
als Gesellschafts- und Staatswissenschaft in
Deutschland weithin verdrängt hat. So bestimmt die
einzelwirtschaftliche Kalkulation, die dahin tendiert,
gesamtwirtschaftliche und gesellschaftliche Folge-
wirkungen der unternehmerischen Gütererstellung
systematisch auf unbeteiligte Dritte oder die Allge-
meinheit abzuwälzen, die theoretische Analyse und
die politische Beratung. Das betriebswirtschaftliche
Denken ist für die Manager eines Unternehmens,
das nicht marktbestimmend ist, sondern sich den
Bedingungen des Marktes anpassen muß, nahelie-
gend. In Zeiten der Rezession bzw. der Stagnation,
die durch unternehmerische Strategien nicht
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wesentlich verändert werden können, wächst dar-
aus die Neigung, in der öffentlichen Debatte brenn-
punktartig die Arbeitskosten, den Arbeitsmarkt und
die Einrichtungen des Arbeitsmarktes zur erstrangi-
gen Stellgröße der Krisenbewältigung zu deklarie-
ren. Die Löhne seien zu hoch, die Lohnstruktur zu
starr. Der Kündigungsschutz entmutige kleine und
mittlere Unternehmen, zusätzliche Arbeitskräfte ein-
zustellen. Die flächendeckenden Tarifverträge raub-
ten den Höherverdienenden jene Leistungsanreize,
die für das Wachstum eine entscheidende Rolle
spielen. Und die Tarifstruktur am unteren Rand, die
die Funktion eines garantierten Mindestlohns erfüllt,
würde die Unternehmen dazu treiben, die menschli-
che Arbeit durch Kapital zu ersetzen, und damit
jenen Arbeitsuchenden die Beschäftigungschance
rauben, deren Arbeitsproduktivität den Marktwert
ihres Arbeitsprodukts nicht erreiche. Die öffentlichen
Vorwürfe richten sich über die individuellen Subjekte
des Arbeitsangebots hinaus zusehends gegen die
Bundesanstalt für Arbeit oder die Gewerkschaften
als Prügelknaben einer verfehlten Beschäftigungs-
politik. Aber starr erscheinen die flächendeckenden
Tarifverträge nur dem, der die etwa 40 000 Tarif-
verträge nicht bemerkt, die jährlich abgeschlossen
werden, oder die betrieblichen Öffnungsklauseln
übersieht, die zunehmend Bestandteile von Tarif-
verträgen bilden. Daß sich die privaten Unterneh-
men angesichts einer anhaltenden Stagnation der
Binnennachfrage in eine pessimistische Stimmungs-
lage hineinsteigern, mag verständlich erscheinen.
Dennoch sind für die Mehrzahl der Unternehmen
nicht die Lohnkosten, sondern der Markterfolg, die
Marktnähe und die Gewinnaussichten die erstrangi-
ge Stellgröße ihrer Entscheidungen.

Die einzelwirtschaftliche Fehldiagnose ist mittler-
weile zum beherrschenden Deutungsmuster von
Volkswirtschaften, Nationalstaaten, Bundesländern
und Kommunen und schließlich aller gesellschaftli-

cher Einrichtungen (einschließlich der Kirchen)
geworden. Begrifflich läßt sie sich unter die Chiffre
der „Staatenkonkurrenz” fassen, die eher eine
Metapher als eine Hypothese darstellt. Meist spitzt
sich die Argumentation auf die zu hohen Lohn-
kosten, Lohnnebenkosten, Steuern und Abgaben
zu, die die lokale, regionale bzw. nationale Wettbe-
werbsfähigkeit der Wirtschaft ruinieren. National-
staaten, Länder und Kommunen konkurrieren, so
wird behauptet, um die Standortentscheidungen
grenzüberschreitend operierender Unternehmen.
Diese würden den Nutzen der öffentlichen Infra-
struktur mit der Belastung des Unternehmens durch
öffentliche Abgaben und staatliche Steuern verglei-
chen. Bei näherer Betrachtung jedoch belegt die
Metapher der Staatenkonkurrenz die durch den
Mikroblick ausgelöste Fehldiagnose. Denn erstens
sind die Akteure der Konkurrenz nicht Staaten, son-
dern nichtstaatliche Unternehmen, die zum einen
um die kaufkräftige Nachfrage der Konsumenten
vorwiegend in reifen Industrieländern konkurrieren,
denen sie innovative Güter bereitstellen, und die
zum anderen um qualifizierte Arbeitskräfte konkur-
rieren, denen sie attraktive Einkommen anbieten.
Falls Lohnkosten, Abgaben und Steuern eine be-
herrschende Rolle spielen, müßten sie zweitens bei
einem authentischen Vergleich mit der erzielten
Arbeitsproduktivität in Beziehung gesetzt werden.
Drittens sind die Entscheidungsregeln der genann-
ten Unternehmen vorrangig von Marktverhältnissen
und Gewinnerwartungen beeinflußt und erst nach-
rangig von Steuern, Abgaben, Wechselkursverän-
derungen und realen Zinsdifferenzen. Die Metapher
einer Konkurrenz etwa zwischen Deutschland und
den USA wie zwischen VW und General Motors ist
viertens unzutreffend, weil die wirtschaftliche Lei-
stungsfähigkeit eines Unternehmens an wenigen
Kennziffern der Bilanz oder der Gewinn- und
Verlustrechnung abgelesen werden kann, die ver-
gleichbare Kennziffer eines Leistungsbilanzüber-
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schusses etwa eines Landes oder einer Region mit
einem ausgedehnten Binnenmarkt jedoch wenig
aussagefähig ist. Eine höhere Produktivität oder ein
Anstieg des kaufkraftorientierten Volkseinkommens
sind zweifellos plausible Indikatoren wirtschaftlicher
Leistungsfähigkeit, solange die Rückkopplung in
Form von Wechselkursanpassungen und veränder-
ten realen Austauschverhältnissen ausbleibt. Um
den Erklärungswert einer unterstellten Hypothese
der Lohn-, Steuer- und Abgabenkonkurrenz der
Staaten zu erhöhen und den Verdacht einer
Fehldiagnose auszuräumen, müßte sie wohl erst in
ein komplexes und deshalb plausibles System
gesamtwirtschaftlicher Regelung und Rückkopp-
lung integriert werden.

Eine neuere Form der durch den Mikroblick aus-
gelösten Fehldiagnose ist unter dem Titel der
„Generationenbilanz” (Generational Account) aufge-
treten. Dieses Konzept könne, so heißt es, die lang-
fristigen Umverteilungen zwischen den Genera-
tionen, die sich aus den aktuellen steuer- und abga-
benpolitischen Entscheidungen ergeben, identifizie-
ren und belegen, daß die derzeitigen steuer- und
sozialpolitischen Entscheidungen in Deutschland
die kommenden Generationen im Vergleich zur
lebenden Generation übermäßig belasten. Der
Beleg wird angeblich dadurch erbracht, daß die
Steuern und Abgaben an den Staat sowie die
Transferleistungen des Staates einzelnen Alters-
jahrgängen der Bevölkerung zugeordnet werden –
und zwar mit Hilfe von Generationenkonten, die für
jeden noch lebenden Geburtsjahrgang geschlechts-
spezifisch berechnet werden. Soweit diese Konten
individuell zurechenbar sind, läßt sich für den ein-
zelnen Angehörigen einer Altersklasse der Barwert
aller über die Restlebenszeit zu erwartenden Zah-
lungen ermitteln. Der darin angezeigte positive oder
negative Belastungssaldo gestattet einen Vergleich
der steuer- und abgabenbedingten Nettobelastung

der unterschiedlichen Altersklassen und folglich der
lebenden und der kommenden Generationen. Um
den Lebenszeitsteuersatz verschiedener Altersklas-
sen und folglich der lebenden und der kommenden
Generationen miteinander vergleichbar zu machen,
werden die individuelle fiskalische Nettobelastung
und das zu erwartende Bruttoeinkommen pro Kopf
auf den gegenwärtigen Zeitpunkt bezogen. Weiter-
hin wird nachgewiesen, daß die Aufsummierung der
Generationenkonten aller lebenden und kommen-
den Generationen nicht ausreicht, um die entstan-
denen Staatsschulden zu bedienen, daß also ein
negativer Finanzierungssaldo, eine sogenannte
Tragfähigkeitslücke bestehen bleibt. In dieser fiska-
lischen Tragfähigkeitslücke wird eine Verletzung der
Gerechtigkeit hinsichtlich kommender Generationen
gesehen. Sie ließe sich schließen, indem die
Einnahmen des Staates erhöht oder dessen
Ausgaben gesenkt werden. Nun riskiert das Verfah-
ren der Generationenbilanz infolge des Mikroblicks
eine Fehldiagnose des Generationenvertrags und
der Staatsverschuldung. Die Haupteinwände richten
sich darauf, daß weder mit Konjunkturschwan-
kungen noch mit den Wirkungen einer stabilisieren-
den Finanzpolitik gerechnet wird, daß die Muster der
Zahlungsströme des Basisjahres unverändert in die
Zukunft fortgeschrieben werden, daß die Wachs-
tumsrate der Produktivität und der Diskontie-
rungsfaktor konstant bleiben, daß die Wirtschafts-
subjekte über die langfristigen Zahlungsströme
wohlinformiert sind und daß sie ihre Entscheidungen
treffen, ohne Vererbungsvorgänge zu berücksichti-
gen. Die „intertemporale Budgetrestriktion”, die darin
besteht, daß der Barwert aller staatlichen Einnah-
men dem Barwert aller Ausgaben entsprechen soll,
schreibt unterschwellig vorgegebene Verteilungs-
strukturen zwischen öffentlichem und privatem
Sektor fest. Der partikuläre, individualisierte Blick
auf öffentliche Ausgaben und Einnahmen, die ein-
zelnen Altersklassen und deren Angehörigen zure-

Friedhelm Hengsbach



65

chenbar sind, übersieht makro-ökonomische Rück-
kopplungen mit ihren Auswirkungen insbesondere
auf kommende Generationen. Der größere Teil der
Staatsausgaben, der dazu dient, eine öffentliche
Infrastruktur von Verkehrs-, Umwelt-, Bildungs- und
Gesundheitsleistungen zum Nutzen kommender
Generationen bereitzustellen, ist nicht individuell
zurechenbar, selbst wenn auf der Einnahmenseite
die überschaubare Inzidenz von Steuern und
Abgaben einen vorwiegend individualisierten
Mikroblick nahelegt. Die so genannte Trag-
fähigkeitslücke muß nicht ausschließlich durch
Steuern und Abgaben geschlossen werden. Einer
kreislauftheoretisch orientierten Wachstums-,
Beschäftigungs-, Geld- und Einkommenspolitik ste-
hen zusätzliche Möglichkeiten zur Verfügung, das
politische Szenario zu verändern. Indem ein aktuel-
les Basisjahr gewählt wird und ausschließlich
zukünftige Zahlungsströme berücksichtigt werden,
sind die fiskalischen Belastungen der bereits leben-
den Generation systematisch abgewertet, die der
kommenden Generationen überbewertet.

2.2 Die andere Seite der Münze

Es scheint ein Gebot der wissenschaftlichen Fair-
neß zu sein, gegen die beherrschende Meinung
zahlreicher betriebswirtschaftlich kalkulierenden,
auf den Mikroblick eingestellten, angebots-orientiert
und monetaristisch trainierten Ökonomen, Journa-
listen, Sachverständigen, Kabinettskollegen und
neuerdings auch Bundesbanksprecher auf andere
Seiten wirtschaftstheoretischer Diagnose und wirt-
schaftspolitischer Option, beispielsweise einer mo-
netären und realwirtschaftlichen makroökonomi-
schen Kreislaufanalyse hinzuweisen. Dagegen
ließe sich einwenden, daß lediglich ein Seitenwech-
sel stattfinde und eine Perspektive gegen die ande-
re ausgetauscht werde. Aber zum einen handelt es
sich um komplementäre Perspektiven. Sie relativie-

ren und bestätigen sich. Darin liegt ein Wahrneh-
mungs- und Erkenntnisgewinn, der verhindert, daß
bloß die eine Perspektive in den Rang eines aus-
schließlichen Deutungsmusters erhoben wird. Zum
anderen gelten mikro- und makroökonomische Dia-
gnosen nicht ohne weiteres als reziprok komple-
mentär. Denn von einem Makroblick wird erwartet,
daß er die Mikroperspektive einschließt; der Mikro-
blick dagegen steht nicht unter einem vergleichba-
ren Erwartungsdruck. Deshalb kommt den beiden
Perspektiven nicht ein völlig gleicher Erklärungs-
wert oder Rang zu.

Eine Makro-Analyse verweist an erster Stelle auf
die quasi-säkulare Erfahrung der Nachkriegszeit,
die sich noch in den 80er und 90er Jahren bestätigt
hat, daß nämlich der Arbeitsmarkt ein abgeleiteter
Markt ist. Er taugt infolgedessen nur begrenzt als
Schlüssel zur Erklärung der Massenarbeitslosigkeit.
Er kommt in Bewegung, wenn sich auf den Güter-
märkten vorher eine dynamische und anhaltende
kaufkräftige Nachfrage entwickelt hat. So hat sich
die derzeitige Massenarbeitslosigkeit in mehreren
Rezessionsschüben 1965/66, 1973/74, 1980/81
und 1992/93 aufgeschaukelt und verfestigt.

An zweiter Stelle ist die realwirtschaftliche und psy-
chische Anfälligkeit der deutschen Unternehmen
gegenüber den Infektionen zu sehen, die von der
US-Wirtschaft als dem weltweiten Konjunktur- und
Wachstumsmotor ausgehen. Seit Mitte der 90er
Jahre übte die „Neue Wirtschaft” unter den Deut-
schen eine beispiellose Faszination aus. Sie schien
ein technikbasiertes, von konjunkturellen Störungen
freies stetiges Wachstum mit hoher Beschäftigung
zu garantieren. Steigende Aktienkurse beflügelten
die Konsumneigung der Verbraucher sowie die
Gewinnerwartungen und Investitionen der Unter-
nehmen. Erst im Nachhinein stellte sich der hohe
spekulative Charakter jenes Technologie- und
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Aktienbooms heraus, der zusammen mit Bilanzfäl-
schungen in eine gigantische Fehllenkung von
Kapital bzw. Vernichtung von privatem und öffentli-
chem Vermögen sowie in eine wirtschaftliche
Rezession und gar Stagnation mündete.

An dritter Stelle ist anzuerkennen, daß die aus-
schließlich monetären und fiskalischen Konver-
genz-Kriterien des Maastricht-Vertrages die euro-
päischen Staaten in eine Beschäftigungsfalle trei-
ben. Die Europäische Zentralbank schien bis unmit-
telbar vor der Gefahr eines Irak-Krieges entschlos-
sen zu sein, jede Inflationsgefahr jenseits des „sta-
tistischen Rauschens” von 2% zu bekämpfen, ohne
den Konflikt zwischen Geldwertstabilität und be-
schäftigungsfreundlichem Wachstum ausräumen
zu können. Eine rigide Geldpolitik riskiert nämlich,
die Geldvermögenseigentümer zu begünstigen und
Unternehmen, die reale Investitionen planen, zu
entmutigen. Während die Europäische Zentralbank
ihre restriktive Geldpolitik an der durchschnittlichen
Inflationsrate der europäischen Länder orientiert
und den Leitzinssatz nominal einheitlich festsetzt,
ist nicht auszuschließen, daß die europäischen
Nationalstaaten wirtschaftspolitische Ziele anstre-
ben, die unterschiedliche Wachstums- und Infla-
tionsraten zur Folge haben. Derzeit weisen einige
Länder mit geringerer Wirtschaftskraft wie Irland
und Portugal überdurchschnittliche, Länder mit
höherer Wirtschaftskraft wie Frankreich und
Deutschland dagegen unterdurchschnittliche Infla-
tions- und Wachstumsraten auf. Die Länder am
Rand genießen die Wirkungen der goldenen Regel
des Wachstums, gemäß der die Kapitalmarktzinsen
unter den durchschnittlichen Gewinnerwartungen
der Unternehmen, die sich an der erwarteten
Wachstumsrate des Volkseinkommens orientieren,
bleiben, die Kernländer jedoch nicht. Der Real-
zinsnachteil der Kernländer im Vergleich zum Real-
zinsvorteil der peripheren Euro-Länder kann die

Stagnation am Rand einer Deflation, der Deutsch-
land als extrem exportlastiges Land ausgesetzt ist,
erklären. Beschäftigungspolitische Chancen ver-
spielen auch die EU-Grenzwerte der öffentlichen
Haushaltsdefizite und Verschuldung. Obwohl sie im
Vertrag von Maastricht nicht verbindlich vorge-
schrieben sind und zeitlich beschränkte Ausnah-
men zulassen, interpretieren die Politiker sie derzeit
extrem eng und verschärfen so die wirtschaftliche
Rezession und den Anstieg der Arbeitslosigkeit. Da
die privatkapitalistische Marktwirtschaft nicht in sich
stabil ist, kann ein beschäftigungsfreundliches qua-
litatives Wachstum nur durch eine europäisch
abgestimmte Geld-, Finanz- und Tarifpolitik erzielt
werden. Und da in der Rezession eine Politik der
Zinssenkung relativ wirkungslos bleibt, sind öffentli-
che Investitionen beispielsweise der ökologischen
Umsteuerung im Energie-, Verkehrs- und Agrarsek-
tor als vorauseilender Impuls privater Investitionen
eine sinnvolle politische Entscheidung.

An vierter Stelle sollte der Blick von der Export-
steigerung als Motor des binnenwirtschaftlichen
Wachstums umgelenkt und jener säkulare Trend
beachtet werden, dem gemäß die reifen Industrie-
länder an einer Wendemarke stehen, wie die Agrar-
gesellschaften sie beim Übergang zur Industriege-
sellschaft erlebt haben. Damals waren 80% der Be-
schäftigten in der Landwirtschaft beschäftigt, heute
sind es 2–4%. Damals mußten neun Bauern einen
Nichtbauern miternähren, heute kann ein Bauer 82
Nichtbauern mitversorgen. Derzeit ist der Struktur-
wandel zur Dienstleistungswirtschaft in aller Munde.
Aber unter Dienstleistungen werden meist die indu-
strie- oder unternehmensnahen Dienstleistungen
verstanden, die in Banken und Versicherungen, bei
Bahn und Post erledigt werden. Manche denken
auch an einfache, niedrig entlohnte Dienste, die an-
zubieten derzeit in Deutschland noch als anmaßend,
und die nachzufragen noch als entwürdigend emp-
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funden wird. Aber mehr noch ist an „personennahe
Dienstleistungen” zu denken, an die Arbeit am
Menschen. Die Arbeit am Menschen findet schwer-
punktartig im medizinischen, pflegerischen, thera-
peutischen, pädagogischen und sozialen Sektor
statt, als Helfen, Pflegen, Beraten und Begleiten, als
kulturelles Schaffen. Sie wird nicht zu verschiedenen
Zeitpunkten geleistet und verbraucht, sondern im
selben Augenblick angeboten und nachgefragt,
kann also nicht gespeichert werden. Für den Erfolg
der Arbeit am Menschen ist die Kooperation zwi-
schen Lehrenden und Lernenden, Ärzten und Pa-
tienten, Anwälten und Mandanten nötig. Arbeit am
Menschen ist sprachlich vermittelte, verständigungs-
orientierte Beziehungsarbeit, die auf Gegenseitigkeit
beruht. Im Dialog werden Handlungsorientierungen
und Lebensentwürfe geändert, Menschen zu guten
und richtigen Entscheidungen ermächtigt, psychoso-
ziale, politische und moralische Lernprozesse ange-
stoßen. Die Perspektive des konkreten Anderen, der
Respekt vor dessen autonomer Lebenswelt sowie
das Einfühlungsvermögen sind für die Arbeit am
Menschen charakteristisch. Sie ist alles andere als
einfache, niedrig entlohnte Beschäftigung für Lang-
zeitarbeitslose mit geringer Qualifikation. Um sie zu
leisten, braucht es eine hohe fachliche und soziale
Kompetenz. Arbeit am Menschen ist bisher noch
und zu Recht vorwiegend öffentliche Arbeit. Sie ist
weithin den „Vertrauensgütern” zuzuordnen. Trotz
der erwähnten Gegenseitigkeit besteht zwischen
denen, die sie anbieten, und denen, die sie in
Anspruch nehmen, ein ungleiches Verhältnis der
Kompetenz. Da die Nachfragenden die Qualität der
Arbeit am Menschen, die sich über einen längeren
Zeitraum erstreckt, nicht ganz und sofort durch-
schauen können, sind sie darauf angewiesen,
denen zu vertrauen, die diese Dienste anbieten. Sie
brauchen außerdem eine Verhandlungsposition, die
sie der Marktmacht der Anbieter beispielsweise von
Gesundheits- und Bildungsgütern nicht ausliefert.

So gibt es bereits gute ökonomische Gründe dafür,
Gesundheits- und Bildungsgüter öffentlich bereitzu-
stellen. Darüber hinaus entspricht es dem Grund-
satz demokratischer Beteiligung, sie als verfas-
sungsfeste Grundrechte anzuerkennen. Was medi-
zinisch notwendig ist, sowie eine Grundbildung, die
reale Chancengleichheit verbürgt, sollte jeder
Bürgerin und jedem Bürger unabhängig von ihrer
Kaufkraft zugänglich sein. Deshalb sollte der Staat
berechtigt sein, einen angemessenen Teil des
Volkseinkommens zu beanspruchen und die Wirt-
schaftssubjekte nach ihrer Leistungsfähigkeit zu
besteuern, um jene Ausgaben zu finanzieren, die für
die Bereitstellung der Arbeit am Menschen wie der
Bildungs- und Gesundheitsgüter notwendig sind.

3 Idealtypische Konstrukte

Theologischer Fundamentalismus läßt sich durch
die Konstruktion einer Symbolwelt charakterisieren,
die scheinbar geschichtliche Tatsachen kreativ aus-
legt, tatsächlich aber zu einem idealtypischen, von
der empirisch wahrnehmbaren Welt abgelösten
Modell mutiert ist. Ethischer Fundamentalismus
zeichnet sich aus durch das Bekenntnis zu norma-
tiven Grundsätzen, die axiomatisch und vorgängig
zu aller Erfahrung formuliert sind und zur Grundlage
detaillierter Ableitungen und Argumentationsketten
dienen. Die in diesem Abschnitt zu erläuternde
Form des wirtschaftlichen Fundamentalismus ist
sowohl die Konstruktion einer idealtypischen Mo-
dellwelt als auch das Bekenntnis zu normativen
Grundsätzen, die losgelöst von der Erfahrung for-
muliert werden. Beispielhaft sollen die Funktionen
der Börsen und Finanzmärkte, insbesondere deren
segensreiche Wirkungen, wie sie einem in der le-
gendären Verklärung der Lehrbücher begegnen,
nacherzählt werden, um sie zu den real existieren-
den Finanzmärkten zu kontrastieren.
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3.1 Börsen und Finanzmärkte in
legendärem Glanz

Die Funktion der Börsen in einer Marktwirtschaft
wird meist so beschrieben: Sie bilden als Wert-
papierbörsen oder Devisenbörsen neben den
Kreditmärkten, Geldmärkten und Rentenmärkten
ein Segment der monetären Sphäre. Unter den
Wertpapierbörsen haben die Aktienbörsen als
„Perlen des Kapitalmarkts” eine herausragende
Stellung. Die Funktion der Aktienbörsen besteht
darin, Unternehmen optimal Kapital für rentable
Investitionen bereitzustellen und mit Liquidität aus-
zustatten. Sie spielen eine unverzichtbare Rolle an
den Grenzen der Selbstfinanzierung kleiner und
mittlerer Unternehmen sowie an den Nahtstellen
lokaler/regionaler und überregionaler Märkte,
inländischer und ausländischer Engagements oder
der Einzelunternehmen und Gesellschaften. Die
Aktienbörsen kommen nach der Meinung von Ex-
perten dem Idealbild eines vollkommenen Markts
nahe.

Den Finanzmärkten werden in der idealtypischen
Modellkonstruktion unter anderem folgende Funk-
tionen zugeschrieben: Sie liefern authentische
Signale über das Leistungsvermögen sowohl von
Unternehmen als auch von Volkswirtschaften. Sie
spiegeln die öffentlich zugänglichen Informationen
über alternative Investitions- und Anlagemög-
lichkeiten. Sie bewerten verschiedene Vermö-
gensformen und ermöglichen damit den Anlegern,
Finanztitel nach den eigenen Präferenzen zusam-
menzustellen; eine höhere Rendite können diese
in der Regel dann erwarten, wenn sie bereit sind,
ein höheres Risiko einzugehen. Sie vermitteln
Kapital zwischen Sparern und Investoren und
steuern deren Entscheidungen, indem sie das
Kapital in diejenige Verwendung lenken, aus der
eine optimale Verzinsung zu erwarten ist. Den

Unternehmen wird Kapital bereitgestellt, das diese
für Investitionen benötigen. Finanzielle Risiken,
die mit bestimmten wirtschaftlichen Aktivitäten ver-
bunden sind, werden auf diejenigen verteilt, die sie
am besten tragen können und wollen. Globale
Geld- und Kapitalmärkte finanzieren und sichern
den weltweiten Handel. Sie gestatten den Zugriff
auf das Kapital jenseits nationaler Grenzen und
überwinden die Barriere, die den Investoren durch
das heimische Sparvolumen markiert ist. Sie er-
zwingen einen dynamischen Wettbewerb zwi-
schen weltweit operierenden Anlegern, Investoren
und Banken sowie global einheitliche Realzins-
sätze. Sie sind selbststeuernd und verkörpern eine
entpolitisierte, ökonomische Effizienz. Der Spre-
cher des Vorstands der Deutschen Bank gab vor
einiger Zeit zu bedenken, daß die Finanzmärkte
die fünfte Gewalt in der Demokratie seien, weil die
täglich hunderttausendfachen Entscheidungen der
Anleger nationale Regierungen wirksamer, als
vierjährige Parlamentswahlen dazu imstande sind,
disziplinieren, damit diese sich zu einer vernünfti-
gen Wirtschaftspolitik entschließen.

3.2 Real existierende Finanzmärkte

Daß ein Schatten der skizzierten idealtypischen
Konstruktion auf die real existierenden Börsen, Fi-
nanzmärkte und Finanzintermediäre fällt, ist unbe-
streitbar. Sie erfüllen auf nationaler und internatio-
naler Ebene Aufgaben, die für die Wachstumsdy-
namik kapitalistischer Marktwirtschaften und den
Wohlstand breiter Bevölkerungsschichten ohne
Alternative sind. Aber während der letzten 25 Jah-
re, seitdem das Bretton-Woods-Währungsregime
aufgekündigt wurde, lassen sich drastische Verän-
derungen und auch erhebliche Funktionsdefizite
feststellen, die für Wachstum und Beschäftigung,
für menschliche und soziale Entwicklung ein
erhebliches Risiko darstellen.

Friedhelm Hengsbach



69

So ist zum einen das Volumen der grenzüberschrei-
tenden Finanzgeschäfte auf den Aktien-, Renten-,
Geld- und Devisenmärkten, der neu im Ausland
errichteten Filialen von Großbanken und Versiche-
rungen und insbesondere der abgeleiteten Finanz-
geschäfte (Swaps, Futures, Optionen) in den letz-
ten 25 Jahren explosionsartig gestiegen. Zum
andern ist das Gewicht der Kreditgeschäfte tenden-
ziell geringer geworden, das der Wertpapierge-
schäfte hat sich vergrößert. Die Preise für Aktien,
langfristige Schuldtitel und Derivate sind weithin
von subjektiven und kurzfristigen Erwartungen ab-
hängig; langfristige Unternehmenspläne spielen
eine nachrangige Rolle. Der Handel mit Wertpapie-
ren ist in den Vordergrund, die Erstausstattung von
Unternehmen mit Kapital in den Hintergrund getre-
ten. Kapital bleibt investierenden Unternehmen vor-
enthalten, indem es vorwiegend in der monetären
Zirkulation flutet. Die Finanzierung von Megafusio-
nen spielt eine größere Rolle als der Börsenzugang
kleiner und mittlerer Unternehmen. Die Kapitalge-
ber des so genannten Neuen Markts waren von
visionären Selbstdarstellungen junger Unternehmer
mehr beeindruckt als von bilanzgestützten Erfolgs-
ausweisen.

Die real existierenden Finanzmärkte sind von
Schieflagen wirtschaftlicher Macht beherrscht.
Erstens sind die internationalen Finanzgeschäfte,
vergleichbar dem grenzüberschreitenden Güter-
handel und den ausländischen Direktinvestitionen,
auf die weltwirtschaftlichen Kernländer konzentriert.
Dazu bleibt das Gewicht der Netto-Finanzströme
zwischen den Volkswirtschaften im Vergleich zu
den binnenwirtschaftlichen Finanzierungsbezie-
hungen immer noch relativ gering, so daß die Inve-
stitionen und die Ersparnis sich nach wie vor weit-
gehend auf nationaler Ebene angleichen. Folglich
sind die Entwicklungs- und Transformationsländer
nur sehr begrenzt in die „globalen” Finanzmärkte

integriert. Ihre Integration bleibt mit erheblichen Ri-
siken der Investoren und vor allem der Bevölkerung
jener Länder, die ausländisches Kapital aufneh-
men, verbunden. Zweitens haben marktbeherr-
schende Finanzunternehmen, nämlich Groß-
banken, Versicherungskonzerne und Investment-
fonds aus den OECD-Staaten einen Informations-
vorsprung gegenüber atomisierten Kleinaktionären.
Die Chancen, bedeutsame Informationen zu gewin-
nen, weiterzuleiten und zu beeinflussen, sind asym-
metrisch verteilt. Risikoeinstufungen, die vom Urteil
und den Entscheidungen weniger Meinungsführer
dominiert werden, sind anfällig für kollektive blinde
Flecken, Stimmungsumschwünge und Nachah-
mungsverhalten. Gewichtiger noch ist drittens das
Machtgefälle der hegemonialen Leit- oder Anker-
währungen gegenüber den nicht konvertierbaren
Währungen. Die Notenbanken der Leitwährungs-
länder räumen dem Kampf gegen die Inflation eine
hohe Priorität ein. Die Länder mit abhängigen
Währungen unterstellen sich diesem Regime und
müssen Zinsaufschläge für das Abwertungsrisiko
akzeptieren, sobald sie die Erwartungen der
Rating-Agenturen, deren Urteil über die Kreditwür-
digkeit eines Unternehmens und eines Staates
maßgebend ist, enttäuschen. Manche Länder, die
vermeiden wollen, daß ausländische Direktin-
vestoren abgeschreckt werden, flüchten in eine
„Dollarisierung” oder „Euroisierung” ihrer Währung.

Die Folgen solcher Funktionsdefizite und Macht-
asymmetrien sind offenkundig: Krisen der Auslands-
verschuldung haben sich gehäuft. Euphorische
Höhenflüge, spekulative Blasen und plötzliche Kurs-
stürze auf den Devisen- und Aktienmärkten gehören
zur Erfahrungswelt der 90er Jahre. Währungs-,
Finanz- und Bankenkrisen haben in Südostasien
breite Bevölkerungsschichten in die Armut getrie-
ben. Institutionelle Großanleger neigten zu riskanten
Operationen, weil sie darauf vertrauen konnten, daß

Die marktradikalen Bekenntnisse sind bodenlos
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die Zentralbanken der Industrieländer sie nicht fallen
lassen. Die Verletzung der Domar-Regel seit Jahr-
zehnten hat eine schleichende Umverteilung der
Einkommen zugunsten der Geldvermögenseigen-
tümer und zu Lasten der investierenden Unterneh-
men verursacht. Die Vermutung, daß die monetäre
Sphäre sich weithin von den realwirtschaftlichen
Kreisläufen abgelöst hat, klingt plausibel.

Die Operationen der marktbeherrschenden Groß-
banken, Versicherungskonzerne und Investment-
fonds auf den internationalen Finanzmärkten bilden
ein Risiko für demokratische Lebensformen. Diese
Vermutung soll durch drei Beispiele belegt werden.
Erstens: In Deutschland und in Kontinentaleuropa
werden die Unternehmen überwiegend durch Ban-
ken und Kredite gesteuert; langfristige Investitions-
entscheidungen sind von personellen und finanziel-
len Verflechtungen flankiert. Das US-amerikanische
Finanzsystem dagegen kontrolliert die Unternehmen
vorrangig über die Aktienmärkte und die Pensions-
fonds. Es zwingt die Manager, ihre Entscheidungen
in erster Linie an den Börsenkursen ihres Unter-
nehmens zu orientieren und das Image des
Unternehmens in kurzen Zeitabständen den profes-
sionellen Analysten zu präsentieren. Zweitens: In
Deutschland und in Kontinentaleuropa ist in der Zeit
nach dem Zweiten Weltkrieg ein Unternehmens-
konzept gewachsen, das einen Personenverband
oder ein Vertragsnetz derjenigen darstellt, die sich
im Unternehmen persönlich und finanziell engagie-
ren, nämlich der Manager, Belegschaften, Anteilsei-
gner, Banken, Kunden, Zulieferer und Kommunen.
Auch dieses Konzept droht vom US-amerikanischen
Finanzregime, das stark durch die Aktienmärkte
bestimmt ist, verdrängt zu werden. Das Unterneh-
men wird ausschließlich als eine Vermögensmasse
in den Händen der Anteilseigner gesehen. Diese
können die Beteiligungsmehrheit erwerben und
Manager einsetzen, die ihnen genehm sind, profita-

ble Unternehmen entkernen und Restbetriebe samt
ihren Belegschaften abstoßen. Drittens: Die umla-
gefinanzierten solidarischen Sicherungssysteme der
Erwerbstätigen in Deutschland und Kontinental-
europa werden tendenziell gegen Formen der kapi-
talgedeckten privaten Vorsorge ausgewechselt, weil
diese in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit, niedriger
Investitionsneigung und geringer Wachstumsraten,
aber relativ hoher Kapitalmarktzinsen für Eigen-
tümer von Geldvermögen vorteilhafter sind. Die so
genannte Riester-Rente, die Vorschläge der Hartz-
Kommission und die angekündigten Einschnitte in
das Gesundheitssystem sind nicht in erster Linie
eine Reaktion auf die angeblichen Finanzierungs-
engpässe der Renten-, Arbeitslosen- und Kranken-
versicherung, sondern folgen der öffentlichen
Propaganda, die Sicherung bisher soldarisch getra-
gener Lebensrisiken zu individualisieren, zu privati-
sieren und zu kommerzialisieren.

4 Fazit

Das naive Übersehen des blinden Flecks, die
Dominanz des Mikroblicks und die idealtypischen
Konstrukte wurden als charakteristische Merkmale
eines wirtschaftlichen Fundamentalismus darge-
stellt. Deren Folgen, nämlich selektive Wahrneh-
mungen, riskante Fehldiagnosen und normative
Bekenntnisse jenseits der real existierenden Wirt-
schaft lassen sich korrigieren durch eine dreifache
Konversion des Denkens und der Interessen –
erstens zu empirisch gehaltvollen Analysen wirt-
schaftlichen Handelns, das zielorientiert und situa-
tionsgebunden ist, zweitens zu Analysen der Ein-
bettung wirtschaftlicher Strukturen und Prozesse in
gesellschaftliche Verhältnisse und Entscheidungs-
regeln kollektiver Akteure, drittens zu Reflexionen
ethischer Grundsätze, die an situative Heraus-
forderungen, an Lebensentwürfe kollektiver Akteure
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und verbindliche Normen pluraler Gesellschaften
anschlußfähig sind. Eine solche Kohärenz von wirt-
schaftlicher, gesellschaftlicher und ethischer Ver-
nunft ist eine erstrebenswerte Alternative zum der-
zeit noch verbreiteten wirtschaftlichen Fundamen-
talismus.

Die marktradikalen Bekenntnisse sind bodenlos
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Der Islam verheißt seinen Gläubigen viel. Islam be-
deutet bedingungslose Unterwerfung unter den Wil-
len Gottes. Mit dieser Unterwerfung erlangt der
Muslim zweierlei: salam (Frieden), was zum selben
Wortstamm wie Islam gehört, und die Teilhabe an
der Allmacht Gottes (Bürgel, 1991). Der Mensch
also ist Diener und Vollstrecker des Allmächtigen.
Der Muslim ist nicht etwa beauftragt, sich die Erde
untertan zu machen. Beauftragt ist er, Gottes Ord-
nung auf Erden umzusetzen. Sein Instrument dazu
ist die scharia, das islamische Recht.1 Es enthält
nach islamischem Glauben die von Gott gesetzte
Ordnung, wie sie Muhammad offenbart worden war.
In dieser Form ist sie für die ganze Welt und bis
zum Tag des Jüngsten Gerichts gültig.

Die frühen Muslime haben dieses islamische Recht
vom 7. bis 9. gregorianischen Jahrhundert kodiert.
Seither reguliert es alle Bereiche des Lebens, die
sakralen wie die säkularen. Wörtlich übersetzt
heißt scharia „Weg zur Wasserstelle”. Indem der
Muslim sie befolgt, weist sie ihm den Weg zu Gott.
Was als Hilfe gedacht war, entpuppte sich als
Tücke. Die scharia ist zwar kein Teil des Koran.
Einmal aber festgelegt, ist sie nicht mehr zu än-
dern. Denn verbindlich ist sie aus den zwei wichtig-
sten Quellen des Islam abgeleitet worden, dem
Koran und der Sunna, also den Worten und Taten
Muhammads. Mit zwei weiteren Mitteln, dem Ana-
logieschluß (qiyas) und der Übereinstimmung der
Rechtsgelehrten (idschma), hätte eine Weiterent-
wicklung des Rechts erfolgen können. Doch trat im
frühen Mittelalter an ihre Stelle der taqlid, die blin-
de Übernahme der Lehrmeinung früherer Rechts-
gelehrter (Hartmann 1987, 51–64).

Treffend hat der große Orientalist Carl Heinrich
Becker (1876 bis 1933) die scharia beschrieben.
Sie sei „ein das ganze Leben bis in alle Teile
bestimmendes ideales Lebensregulativ” (1924, 56).
Ihm schien, schrieb er, als hänge auch das gesam-
te Wirtschaftsleben der Muslime von religiösen Vor-
schriften ab. Die Wirklichkeit sah aber anders aus:
Die Vorschriften seien zum großen Teil „nicht maß-
gebend für das praktische Leben” geworden, kon-
statierte Becker. Dann der entscheidende Satz:
„Wohl aber haben sie als Bildungsideal die weite-
sten Kreise beeinflußt.”

Die scharia als bloßes Bildungsideal – weniger als
ein Jahrhundert, nachdem Becker diese Sätze ge-
schrieben hat, ist das nicht mehr der Fall. Wenn es
nach dem Willen der Islamisten geht, soll sie nun
das Leben des einzelnen und der Gemeinschaft bis
ins letzte Detail steuern und regeln. Alle Akteure
hätten den Gesetzen der scharia zu folgen, nicht
etwa säkularen Prinzipien. Der Islam ist eine in sich
geschlossene Ordnung, Bestandteil dieser Ordnung
ist die Wirtschaft. Wo es einen politischen Islam
gibt, ist die islamische Wirtschaft nicht fern.

Erst im 20. Jahrhundert haben drei islamistische
Denker die Grundlagen der islamischen Wirtschaft
gelegt: Der Pakistani Sayyid Abu'l A'la Maududi
(1903 bis 1979)2, der schiitische Iraker Muhammad
Baqir Sadr (1931 bis 1980)3 und der Ägypter Sayyid
Qutb (1906 bis 1966). Sie haben zumindest für die
islamische Wirtschaft versucht, das einstige Bil-
dungsideal scharia Wirklichkeit werden zu lassen.
Jeder von ihnen ist ein eminenter Vordenker eines
fundamentalistischen Islam.

Islamisches Recht und seine
wirtschaftspolitischen Implikationen

Rainer Hermann
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1 Die Utopie eines homo islamicus

Fundamentalist4 ist, wer die Ordnung einer Gesell-
schaft an Grundlagen ausrichten will, die für alle
Zeiten gültig sind. Dazu beklagt der islamistische
Fundamentalist in seiner Zeit Ungerechtigkeiten
und Fehlentwicklungen, eine moralische Korrum-
pierung der Gläubigen durch die Moderne, den
Verlust an Gemeinschaft sowie den Verlust der
Vormachtstellung des Islam. So nimmt er die Pro-
bleme seiner Zeit wahr. Um sie zu lösen, greift er
auf unabänderliche Prinzipien zurück. Von ihnen
nimmt er an, daß sie sich einst bewährt haben. Als
Blaupause will er sie heute wieder einsetzen. Denn
die Quellen des Islam sind für alle Zeiten gültig.
Lösungen sollen sie auch für jedes wirtschaftliche
Problem bereithalten.

Referenzrahmen des Fundamentalisten ist das
„goldene Zeitalter” des Propheten und der ersten
vier „rechtgeleiteten” Kalifen, von denen drei Opfer
politischer Morde wurden. Ihre Zeit wird dennoch
nostalgisch verklärt: In einem Geist der Koope-
ration und Solidarität seien die Gläubigen damals
zusammengestanden, heißt es. Nun gelte es, ihre
Verhaltensnormen wiederzubeleben. Das „Golde-
ne Zeitalter” dauerte von 622 bis 661, und die
Wirtschaft Arabiens war in jenen Jahrzehnten
nicht komplex: Eine Arbeitsteilung gab es kaum,
der Handel war wichtig, ein wenig Landwirtschaft
wurde betrieben, Güter wurden kaum produziert.
Der Koran äußert sich daher kaum konkret zu wirt-
schaftlichen Fragen, nur wenig mehr Hilfestellung
bietet die Sunna.

Komplex war die Wirtschaft nicht, und doch leiten
die Fundamentalisten ihre gesetzlichen Vorschrif-
ten und Verhaltensnormen aus dem Koran und der
Praxis der frühen islamischen Gemeinde ab. Sie
sollen erreichen, daß der einzelne nicht seinen per-

sönlichen Vorteil verfolgt und der Markt nicht eine
Summe aus dem Handeln aller Egoismen bildet.
Denn folgen die Gläubigen erst einmal dem Gesetz
des Islam und dessen Normen, so die Utopie, stel-
len sie nicht mehr ihren Vorteil in den Mittelpunkt,
sondern den der Gemeinschaft der Gläubigen, der
umma. Beschworen wird eine kommunitaristische
Ethik: Altruismus statt Egoismus, islamischer Ge-
meinsinn statt unsichtbarer Hand. Diese wird nicht
mehr gebraucht, weil ja jeder Gläubige die Bedürf-
nisse des anderen kennt. Jeder nimmt in Konsum
und Produktion neue, islamische Verhaltensnor-
men an (Kuran 1993b, 325–327).

Vor allem will die islamische Wirtschaft gerecht sein,
sagen ihre Theoretiker. Gerechtigkeit ist ihr Thema,
nicht Freiheit. Es soll keinen Neid mehr geben und
keine Unehrlichkeit, nicht Ausbeutung und nicht zer-
störerischen Wettbewerb. Herstellen wollen sie diese
Gerechtigkeit über zwei Prinzipien (Kuran 1989,
172). Im wirtschaftlichen Prozeß soll das Gebot der
Fairneß für „gerechte” Preise und „verdiente” Gewin-
ne sorgen; operationalisiert werden diese Begriffe
indessen nicht. Am Ende dieses Prozesses akzep-
tiert das Prinzip der Gleichheit wohl eine Ungleich-
verteilung; maßvoll soll sie aber sein.

2 Institutionen
machen den Unterschied

Der Anspruch ist groß, die Wirklichkeit eher be-
scheiden. Keinem Schüler der großen drei
Theoretiker der islamischen Wirtschaft ist es gelun-
gen, aus dem Islam heraus eine wirklich neue,
eigenständige und originelle Wirtschaftsordnung zu
formulieren, nicht in der Theorie der Wissenschaft
und nicht in der Wirklichkeit der Politik. In der Praxis
müssen nur wenige konkrete Forderungen erfüllt
sein, damit eine Wirtschaft als islamische bezeich-
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net wird: das Zinsverbot für die Finanzwirtschaft
und die Almosensteuer für die Fiskalpolitik. Darüber
hinaus soll ein altruistisches Verhalten „gerechtere”
Ergebnisse herbeiführen.

Alle Ansätze der islamischen Ökonomie akzeptie-
ren im Grunde die Institutionen, die die kapitalisti-
sche Wirtschaft hervorgebracht hat. Lediglich ver-
suchen sie, ihnen einen Anstrich zu geben, der
eine Kompatibilität mit dem islamischen Recht
suggeriert. Längst ist die islamische Wirtschaft
damit von der säkularen Wirklichkeit geprägt, von
der sie eigentlich Immunität beansprucht (Kuran
1993a, 298). Nirgends wird das deutlicher als auf
den internationalen Finanz- und Kapitalmärkten.
Dort versucht nun selbst der Internationale Wäh-
rungsfonds, Instrumente zu entwickeln, die im Ein-
klang mit der scharia stehen, etwa bei der staatli-
chen Schuldenverwaltung und der Bankenaufsicht
(IMF 1998a; 1998b).

Damit erkennt der Islam indirekt die Überlegenheit
und die größere Komplexität der kapitalistischen
Wirtschaft an. Wie ein roter Faden durchzieht die
Literatur zum Verhältnis von Orient und Abendland
die Fragestellung, weshalb das Abendland wirt-
schaftlich so ungleich erfolgreicher gewesen ist. Der
große französische Islamwissenschaftler Maxime
Rodinson gesteht dem Islam denselben Grad an
Rationalität wie dem Christentum zu und dieselbe
Einstellung nach einer aktiven Gestaltung des
Lebens (Rodinson 1986, 115–161). Der Grund für
die Unterlegenheit der islamischen Welt muß also
irgendwo anders zu suchen sein.

3 Vier wirtschaftsrelevante
Kernbereiche des
islamischen Rechts

Den Grund haben wir in den wirtschaftlich relevan-
ten Institutionen zu suchen. Sie erleichtern das
Wirtschaften oder erschweren es. Um zwei Formen
von Institutionen geht es, das islamische Recht und
die islamischen Verhaltensnormen. Im islamischen
Recht stehen vier Bereiche im Vordergrund:

– die Almosensteuer zakat, die für eine gerechte
Verteilung sorgen soll und die die einzige kon-
krete Vorgabe für die Fiskalpolitik ist;

– das Zinsverbot, das sine qua non jeglicher isla-
mischer Wirtschaftsordnung;

– das Erbrecht, das ebenfalls Verteilungsfunktio-
nen übernommen hat;

– das Körperschaftsrecht, das die Entstehung
komplexer Unternehmen verhindert hat.

Wie stehen diese Punkte zueinander? Die Erbre-
gelungen und das Körperschaftsrecht haben, wie
wir sehen werden, entscheidend zum wirtschaftli-
chen Niedergang der islamischen Welt beigetra-
gen; sie sind in der Gegenwart weitgehend durch
wirtschaftsfreundlichere Regelungen ersetzt. An-
dererseits sind die Einführung der Almosensteuer
zakat und des Zinsverbots weiter Erkennungs-
zeichen einer islamischen Wirtschaft. In der Ge-
schichte indes haben sie sich nie wirklich durch-
setzen können. In der Gegenwart sind sie jedoch
wichtig. Auch deshalb, weil sowohl zakat wie zins-
freie Banken Geldquellen für Islamisten und für
islamistische Extremisten sind.

Islamisches Recht und seine wirtschaftspolitischen Implikationen
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3.1 Zakat ist Fiskal- und Sozialpolitik

Im islamistischen Diskurs spielt die soziale
Gerechtigkeit eine herausragende Rolle. Der
Koran gibt den Muslimen dazu ein Instrument an
die Hand: die Almosensteuer zakat.5 Dieser
kommt schon deshalb besondere Bedeutung zu,
weil sich der Koran zwar ausführlich zur Ordnung
des politischen Gemeinwesens äußert, aber nur
vereinzelt zur Gestaltung der Wirtschaft. An einer
Stelle umreißt er aber auch die Grundlagen der
Fiskal- und Sozialpolitik. Sure 9, Vers 60 gibt den
Kreis derer vor, die in den Genuß von Almosen
kommen.

Der Prophet selbst hat die Bemessungsgrundlagen
für die Almosensteuer zakat und die Abgabenhöhe
festgelegt: Diese reicht von 2,5 Prozent bis 20
Prozent, und ist zu zahlen auf den Landwirtschafts-
ertrag und den Viehbestand, auf den Besitz von
Mineralien und von Edelsteinen sowie auf Handels-
waren, die ein Jahr ungebraucht aufbewahrt wor-
den sind. Eingeführt wurde die Abgabe, um die
Ungleichheiten zu reduzieren und um dem expan-
dierenden Staat Einkommen zu verschaffen. Die
Almosensteuer gehört zu den fünf Grundpfeilern
des Islam. Gleichberechtigt rangiert sie also neben
dem Glaubensbekenntnis (schahada), dem rituel-
len Gebet (salat), dem Fasten im Monat Ramadan
(saum) und der Pilgerfahrt (hadsch).

Die Kritik an der zakat geht in zwei Richtungen6:
erstens, die Almosensteuer taugt in einer modernen
Wirtschaft nicht im geringsten dazu, Ungleichheiten
abzubauen und die Armut zu bekämpfen. In mehre-
ren Ländern erhebt der Staat die zakat und verteilt
ihr Aufkommen. In Saudi-Arabien und Pakistan er-
reicht es nicht annähernd ein halbes Prozent am
Bruttoinlandsprodukt. In Malaysia hat die Almosen-

steuer die Ungleichheiten nicht nur nicht abgebaut,
sie wirkte im Gegenteil regressiv. Denn Malaysia
hat die zakat entsprechend den Vorgaben des Pro-
pheten erhoben, und der hat die Steuer für die pri-
mitive Wirtschaft des siebten Jahrhunderts gere-
gelt. In der Gegenwart trifft das kleine landwirt-
schaftliche Haushalte, die überwiegend unter der
Armutsgrenze leben.

Zweitens ist die zakat nicht zeitgemäß. Ansätze, sie
zu reformieren und zu modernisieren, hat es aber
kaum gegeben. Sie verknöcherte und wurde mehr
ein Ritual als ein Mittel der Wirtschaftspolitik. Die
zakat ist eine zentrale koranische Aufforderung.
Nicht einmal bei ihr ist es den islamischen Theolo-
gen und Rechtsgelehrten gelungen, sich auf eine
Weiterentwicklung zu einer modernen Verteilungs-
steuer zu verständigen. Reformen müßten möglich
sein. Denn die zakat ist nicht wie Manna vom Him-
mel gefallen. Ihre Praxis wurde im frühen Islam
vielmehr schrittweise entwickelt. Zunächst war sie
freiwillig, dann hatte noch Muhammad sie zur
Pflicht gemacht. Umar, der zweite Kalif, wagte es
aber, in die Bemessungsgrundlagen einzugreifen,
und erweiterte sie um die Pferde.

Trotzdem ist vieles immer noch umstritten, zum
Beispiel ob heute die Bemessungsgrundlage auf
Vermögen in der Industrie und bei Dienstleistun-
gen ausgeweitet werden darf, ob die für heutige
Verhältnisse niedrigen Steuersätze angehoben
werden dürfen. Noch immer nicht verbindlich
quantifiziert sind die Ansprüche der Empfänger.
Einige Reformen hat es wohl gegeben. Saudi-
Arabien und Pakistan haben die Steuerpflicht auch
auf juristische Personen, also Unternehmen, aus-
gedehnt, auch auf Bankeinlagen. Dem stimmen
die Altvorderen aber nicht zu. Ihnen gelten Bank-
einlagen als „versteckte” (batin) Aktiva, und die
sind nach der Überlieferung steuerbefreit.
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3.2 Das Zinsverbot für die
Finanzwirtschaft

Auch die zweite wirtschaftspolitisch zentrale Vor-
schrift läßt sich auf den Koran zurückführen, wenn
auch noch weniger konkret als die Almosensteuer.7

Sure 2 Vers 275 verbietet riba. Die islamische
Theologie leitet daraus ein generelles Zinsverbot
ab; eine geschichtskritische Exegese würde darun-
ter lediglich den zu Muhammads Zeiten gängigen
Wucherzins verstehen. Begründet wird das Zinsver-
bot damit, daß die Zinsnahme ein Verstoß gegen
das islamische Gebot der Gerechtigkeit sei und daß
der Zins einen Transfer vom Armen zum Reichen
bedeute. Durchgesetzt hat sich demnach ein Ge-
bot, das bei vielen Subsistenzwirtschaften nicht un-
bekannt war: Kredite untereinander zinsfrei zu ver-
geben, um das Überleben der kleinen Gemein-
schaft sicherzustellen.

Der Islam verzichtet also auf den Zins als den Indi-
kator für die Knappheit des Kapitals. Anstelle eines
festen Zinses propagiert er, den Gewinn und das Ri-
siko zu teilen, die bei einem Geschäft anfallen. Das
entspricht einer vormodernen Praxis: Im frühen Islam
hatten sich die Muslime untereinander gekannt, und
so war es einfach gewesen, die Profitabilität eines
Vorhabens abzuschätzen und gegebenenfalls Kapi-
tal bereitzustellen. Das Zinsverbot mag seinen Sinn
gehabt haben, aber es ist inkonsistent. Denn der Ka-
pitalgeber hat keinen Anspruch auf einen vorher fest-
gelegten Zins. Wer aber Arbeit anbietet, soll einen
vorher festgelegten Lohn erhalten, soll nicht am Risi-
ko des Unternehmens beteiligt sein.

Bereits in der Geschichte sind viele Wege gefunden
worden, um das Zinsverbot auszuhebeln. Zu jeder
Zeit haben hiyal, also rechtlich abgesicherte Kniffe,
dem Muslim kaum verhüllte Zinsgeschäfte erlaubt.
Selbst die islamischen Banken, die seit 1975 ge-

gründet wurden, sind lediglich dem Anspruch nach
zinsfrei. Dazu tragen moderne Kniffe bei. Zwei sei-
en genannt.

– Erstens, feste „Gewinnbeteiligungen” werden
für Branchen festgelegt, wenn nicht für die ge-
samte Wirtschaft. Bei den Instrumenten mudar-
aba und musharaka finden zu einem Projekt ein
Geldgeber und ein Unternehmer zusammen.
Als wirkliche Gewinn- und Risikobeteiligungen
könnten sie Instrumente für Venture Capital
werden. Sie verkommen aber zu gewöhnlichen,
nur kosmetisch verhüllten Zinsgeschäften.
Gründe für die Aversion der islamischen Ban-
ken gegen Risikobeteiligungen gibt es genug:
Banken verfügen nicht über Methoden, um das
Risiko eines Projekts abzuschätzen; und auf-
grund der üblichen doppelten Buchführung ha-
ben sie keinen Einblick in die Einnahmen und
Ausgaben der Unternehmen.

– Ein zweiter „Kniff” ist das Instrument muraba-
ha. Bei ihm will ein Unternehmen ein Gut mit
Hilfe eines Kredits erwerben. Seine Bank kauft
und bezahlt das Gut, besitzt es einen Augen-
blick und reicht es an das Unternehmen wei-
ter. Dieses bezahlt es zu einem späteren Zeit-
punkt einschließlich eines Zinsaufschlags.
Würde es sich nicht um einen Kniff handeln,
müßte die Bank nicht für einen, wenn auch
noch so kurzen Augenblick, als Zwischenei-
gentümer eingeschaltet werden.

Mit den Geboten der islamischen Wirtschaft ste-
hen diese Praktiken kaum in Einklang. Noch mehr
spricht gegen islamische Banken, daß sie we-
sentlich weniger Finanzdienstleistungen anbieten
als kapitalistische. Sie halten sich bei der Finan-
zierung laufender Betriebskosten zurück und,
zumindest in den Golfstaaten, bei Konsumenten-
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krediten. Statt dessen bevorzugen sie Handelsfi-
nanzierungen und investieren überproportional
viel in spekulative Immobilienmärkte.

3.3 Das wirtschaftsfeindliche Erbrecht

Einer der kompliziertesten, aber wichtigsten Be-
reiche des islamischen Gesetzes ist das Erbrecht
(Kuran 2003, 25–30). Auch ist es eines der folgen-
schwersten. Detailliert schreibt es dem Erblasser
vor, wie und an wen er sein Vermögen aufzuteilen
hat. Einen Eindruck von der Kompliziertheit der Re-
gelung gibt der Koran in Sure 4 Verse 12–15. Das
Erbrecht zeichnet sich durch das Fehlen einer Ge-
samtnachfolge aus. Eine große Personenzahl ist
zur Erbfolge berechtigt. Das Erbrecht spiegelt – wie
bereits das Zinsverbot – die sozialen Verhältnisse
des siebten Jahrhunderts wieder, als der einzelne
wirtschaftlich und gesellschaftlich von seiner Fami-
lie abhängig war. Die Folgen lassen sich leicht ab-
zählen: Ländereien wurden in unwirtschaftlich klei-
ne Parzellen fragmentiert; die Alternative ist, daß
viele Personen Eigentümer einer Immobilie werden,
was rechtliche Verfahren nicht gerade erleichtert;
Aristokratien konnten nicht entstehen, die Macht
allein ihrem Vermögen verdanken und nicht politi-
scher Gunst.

Der wichtigste Ausweg, die Aufteilung des Vermö-
gens zu verhindern, war in der Geschichte, dieses in
eine Stiftung (waqf) umzuwandeln. Stiftungen wur-
den jedoch verwaltet und konnten sich nicht zu
dynamischen Unternehmen entwickeln. Denn im
Osmanischen Reich haben sich die Verwaltung der
Stiftungen (nezaret) und der schwarze Obereunuch
(dar üssaade agasi) regelmäßig die Unterlagen der
Stiftungen vorlegen lassen. Als „Mißbrauch des Stif-
tungszwecks” wiesen sie stets die Ausgaben zu-
rück, die Investitionen hätten sein können. Denn der
Staat war nicht daran interessiert, einen Macht-

bereich entstehen zu lassen, der sich seinem Zugriff
entzieht.8 Hinzu kam, daß der Staat jederzeit den
Stiftungsbesitz von politisch mißliebigen Personen
konfiszieren konnte. Damit konnten sie ihren Besitz
auch durch die Umwandlung in eine Stiftung nicht in
Sicherheit bringen. In Europa konnten im Unter-
schied dazu reiche Familien ihr Vermögen zusam-
menhalten. Noch immer wenden viele fromme Mus-
lime das Erbrecht an, nur weil sie es für „gerecht”
halten. Das behindert die wirtschaftliche Entfaltung.

3.4 Achillesferse Körperschaftsrecht

Behindert wurde die wirtschaftliche Entfaltung auch,
weil das islamische Recht nie einen Körperschafts-
begriff gekannt hat (Kuran 2003, 5–25, 30–37).
Lediglich die Stiftungen hatten über Merkmale juri-
stischer Personen verfügt. Wirtschaftliche Rechte
hatten nur Einzelpersonen; nur sie konnten über
Eigentum verfügen, Verträge abschließen und An-
sprüche erheben. Nur Einzelpersonen konnten sich
zu Unternehmen zusammenfinden, bei denen sich
– wie in mudaraba und musharaka – zu einem Pro-
jekt ein Geldgeber und ein Unternehmer zusam-
menfanden. Im frühen Mittelalter war dieses Recht
das modernste Vertragswerk. Denn erstmals ka-
men Personen wirtschaftlich zusammen, die nicht
aus der gleichen Familie stammten. Selbst Juden
und Christen wandten dieses Recht an. Es war mo-
dern. Weiterentwickelt wurde es aber nicht.

Ein Körperschaftsrecht konnte sich auch deshalb
nicht entwickeln, weil das Erbrecht wirtschaftsfeind-
lich war. Bringen wir beide Punkte zusammen:

– Erstens, Gemeinschaftsunternehmen nach is-
lamischem Recht hatten nur kurzen Bestand.
Sie endeten mit dem gemeinsamen Projekt
oder mit dem Tod eines Partners. Dessen An-
teile an die Nachkommen weiterzureichen war
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kaum möglich. Es gab keine Anreize, die Zahl
der Partner zu vergrößern und die Dauer des
Projekts zu verlängern. Die Kosten dazu wären
zu hoch gewesen.

– Ein zweiter Punkt: Ein Dritter hat nie mit dem
Gemeinschaftsunternehmen Verträge ge-
schlossen, sondern mit einem der Partner, und
der haftete für seinen Vertrag persönlich. Auf-
grund des Erbrechts konnte dieser Partner nie-
mals wirklich vermögend werden und so größe-
re Kredite aufnehmen.

Wir sehen: Das islamische Recht bietet nur einen
Rahmen für kurzfristige Gemeinschaftsunterneh-
men mit wenigen Partnern. Die übernahmen auch
Bankfunktionen, Banken entwickelten sich aber
nicht. Das islamische Recht ist personengebunden,
komplexe Strukturen konnten sich nicht entfalten.
Einst war das institutionelle Rahmenwerk des isla-
mischen Orients überlegen. Eine Weiterentwicklung
zu komplexeren Formen haben die Theologen aber
verhindert. Der islamische Orient fiel zurück. Inno-
vationen gab es indessen in Europa: Die Stadtstaa-
ten Italiens blühten auf, die Medici und Fugger wa-
ren europäische Unternehmen, die English East
India Company stieg zum Multi auf. Die Unterneh-
men wurden größer, weil sie intakt vererbt werden
konnten. Indem sie wuchsen, mußten neue Institu-
tionen geschaffen werden: die Buchhaltung und der
Handel mit Anteilen.

Im 20. Jahrhundert schließlich haben auch Staa-
ten wie Saudi-Arabien ein modernes, kapitalisti-
sches Wirtschaftsrecht eingeführt. Widerspricht es
islamischem Recht, hat man damit zu rechnen,
daß die scharia -Gerichte dem islamischen Recht
den Vorzug geben. Meist legen sie den Kontra-
henten eine außergerichtliche Einigung nahe
(Vogel 2000, 154, 304f.).

4 Verhaltensnormen schränken
die Wahlmöglichkeiten ein

Als vorläufiges Ergebnis läßt sich festhalten: Das
islamische Recht kennt nur eine Handvoll wirt-
schaftspolitisch zwingender Vorgaben. Was es aus-
formuliert hat, steht aber im Widerspruch zu den
Erkenntnissen der modernen Wirtschaftswissen-
schaft. Das Recht läßt viele Lücken. Geschlossen
werden sie durch Verhaltensnormen. Ein guter
Muslim hat sich durch sein Verhalten zu erkennen
zu geben. Damit sind wir wieder beim Fundamenta-
lismus. Denn ein islamistischer Fundamentalist er-
wartet vom Gläubigen, daß er sich dem Kodex der
Verhaltensnormen unterwirft, den er der „reinen”
Frühzeit des Islam unterstellt, bevor der Mensch
diesen Kodex verfälscht habe. Ein Muslim hätte
sich daher überall, gleichgültig wo er sich aufhält,
gleich zu kleiden und gleich zu verhalten.

Der Rückgriff auf diese vormodernen Normen dient
angeblich dem Wohl der Gemeinschaft und schränkt
dazu die Wahlmöglichkeiten des Individuums ein
(Kuran 1983; Kuran 1986, 136–143). Der Preis soll
„gerecht” sein, der Lohn „fair” und der Gewinn „ver-
dient”. Indem der einzelne seine Bedürfnisse zügle,
indem er vor einem „unmoralischen” Lebensstil be-
wahrt werde, würden sich schon gottgewollte Gleich-
gewichte für Konsum, Produktion und Verteilung ein-
stellen, glauben die Theoretiker der islamischen
Wirtschaft. Dann werde aus dem homo oeconomicus
der wertfreien neoklassischen Wirtschaftstheorie ein
homo islamicus, der seiner sozialen Verantwortung
würdig ist. Nur: Je größer die Gemeinschaft der
Gläubigen, die umma, ist, desto schwieriger sind
diese vormodernen Normen durchzusetzen. In
Mekka hatte Muhammad 80 Anhänger, in Medina
nach der hidschra über 1000. Das waren homogene
Gemeinschaften. Heute, bei den heterogenen Ge-
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sellschaften der Moderne und bei über einer Milliarde
Muslime, sind diese Verhaltensnormen kaum mehr
durchzusetzen, es sei denn in Regimen wie den
Taliban, die ihre Welt des Islam mit Gewalt von
äußeren Einflüssen bewahren wollen.

5 Ergebnis

Die Vorgaben des islamischen Wirtschaftsrechts
stehen nicht im Einklang mit den Erkenntnissen und
der Praxis unserer Zeit. Dabei bietet sich dem Islam
durchaus ein Spielraum, sein Recht weiterzuent-
wickeln. Gegen den Koran und die Sunna ist das
nicht möglich. Beide äußern sich aber kaum zur
Wirtschaft. Das könnte als Chance genutzt werden.
Ein Hindernis ist aber, daß sich die Theologen und
Rechtsgelehrten einer historischen Exegese wider-
setzen. Und das, obwohl die wenigen wirtschaftsre-
levanten Vorschriften in der Geschichte nie konse-
quent umgesetzt worden sind. Genau das wollen
die Fundamentalisten heute aber nachholen. Kom-
men wir zu Carl Heinrich Becker zurück. In seinen
Islamstudien war er zu dem Ergebnis gekommen:
„Der Islam als Religion ist zweifellos entwicklungs-
fähig; es wird alles davon abhängen, ob auch die
Völker des Islam so entwicklungsfähig sind wie ihre
Religion” (Becker 1924, 65).

Anmerkungen

1 Zum Beispiel das Stichwort Recht in Kreiser/Wielandt
(1992 225–231).

2 Über seinen Beitrag Kuran (1997).

3 Sadr (1984) faßt sein umfangreiches Grundlagenwerk
„Iqtisaduna” (Unsere Wirtschaft) zusammen.

4 Der Begriff Fundamentalismus geht auf eine konservative
Strömung im amerikanischen Protestantismus im 19.
Jahrhundert zurück. Namensgebend waren 12 Pamphlete
mit dem Titel „The Fundamentals of Faith”, die vor dem
Ausbruch des Ersten Weltkriegs erschienen. In ihnen wie-
sen evangelikalische Protestanten eine kritische Bibelexe-
gese zurück und verteidigten vehement die wörtliche Aus-
legung der Heiligen Schrift.

5 Hartmann (1987, 69–70), Stichwort Almosen in Kreiser/
Wielandt (1992,26).

6 Kuran (1986,143–149; 1993b, 318–325), Nienhaus (1982,
183–204).

7 Kuran (1986, 149–158; 1993b, 308–317), Nienhaus (1982,
204–278), Hartmann (1987, 95f.).

8 Auskunft von Christoph Neumann, Professor für Osma-
nische Geschichte an der Istanbuler Bilgi-Universität.
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Die islamische Welt erstreckt sich von Nordafrika
über Teile des subsaharischen Afrikas und den Na-
hen und Mittleren Osten sowie Zentralasien bis
nach Süd- und Südostasien; sie umfaßt mehrere
Teilräume mit eigenständigen Kulturen und unter-
schiedlichen Historien. Angesichts dieser Dimensi-
onen besteht stets die Gefahr, daß Aussagen über
„die” islamische Welt unzulässige Verallgemeine-
rungen darstellen. Zu rechtfertigen sind allgemeine
Aussagen über den Islam dann, wenn sie sich auf
den raum- und zeitlos gültigen Glaubenskern sowie
auf dessen Interpretation und reflektierte Anwen-
dung in den verschiedenen Lebensbereichen
beziehen. Wenn hier vom Beitrag des Islam zur
ethischen Fundierung einer Wirtschaftsordnung die
Rede ist, geht es folglich primär um die islamische
Lehre und nicht um die von einer spezifischen Kul-
tur und Geschichte geprägte aktuelle Realität eines
bestimmten islamischen Landes.

Im folgenden werden zunächst die wichtigsten wirt-
schaftsethischen Lehren und ihre ordnungspoliti-
schen Implikationen skizziert. Es wird sich zeigen,
daß Konzepte einer „islamischen Wirtschaftsord-
nung” in wesentlichen Elementen als Varianten ei-
ner sozialen Marktwirtschaft klassifiziert werden
können; Unterschiede zu westlichen Entwürfen be-
stehen weniger in der Funktionalität als in der Legi-
timierung von Ordnungsentwürfen. In den Berei-
chen der Finanzwirtschaft und der sozialen Siche-
rung findet man allerdings auch funktionale
Alternativen zu westlichen Ordnungen, die kurz
dargestellt werden. Der Beitrag endet mit einer
Diskussion ausgewählter Einzelaspekte einer isla-
mischen Ordnung, die in der westlichen Öffentlich-

keit immer wieder zu Fehlinterpretationen und
Konfrontationen Anlaß geben, aber für das Ver-
ständnis der islamischen Position und für einen
Dialog mit dem Islam „auf gleicher Augenhöhe” von
besonderer Bedeutung sind.

1 Islam, Wirtschaftsethik
und Wirtschaftsordnung

Der Islam wird von den Muslimen als umfassende
Weltanschauung verstanden, die zu allen Fragen
des menschlichen Lebens Antworten geben kann,
also auch zu ordnungspolitischen. Die Suche nach
Antworten muß beim Koran (der wörtlichen Offen-
barung Gottes) und der Sunna (der von Gott autori-
sierten Interpretation und Anwendung des Koran
durch den Propheten Mohammed) beginnen bzw.
dort enden. Der islamischen Wirtschaftslehre liegt
ein „Rechtfertigungsmodell der Erkenntnis” zugrun-
de. Darin kann man einen grundlegenden methodo-
logischen Unterschied zu säkularen Erkenntnismo-
dellen (z.B. des kritischen Rationalismus) sehen.
Eine intellektuelle Auseinandersetzung über Er-
kenntnistheorie ist bislang zwischen islamischen
und westlichen Wissenschaftlern kaum geführt wor-
den; im Hinblick auf die Letztbegründung von Wirt-
schaftsordnungen wäre sie durchaus relevant,
wenngleich ihre praktischen Konsequenzen nicht
allzu dramatisch sein dürften. Dies liegt daran, daß
muslimische Ökonomen aus den islamischen Quel-
len wirtschaftsethische Grundsätze ableiten und zu
Handlungsanweisungen und Regeln verdichten, die
(christlichen oder säkularen) westlichen Gestal-
tungsprinzipien sehr ähnlich sind.

Der Beitrag des Islam zur ethischen
Fundierung einer Wirtschaftsordnung

Volker Nienhaus



86

– Angesichts des Grundtatbestands der Knapp-
heit der Güter im Verhältnis zu den Bedürfnis-
sen der Menschen ermahnt der Islam die
Gläubigen, ihre Bedürfnisse auf ein „vernünfti-
ges” Maß zu beschränken und Verschwen-
dung zu vermeiden. Der generelle Appell zur
Mäßigung ändert nichts daran, daß der Islam
eine positive Werthaltung zum Diesseits im
allgemeinen und zur Beteiligung am Erwerbs-
leben im besonderen vermittelt.

– In der Individualethik wird der persönlichen
Leistung ein hoher Wert beigemessen. Eigene
Leistung (körperliche und geistige Arbeit) ist die
wichtigste Grundlage des legitimen Erwerbs
von materiellen Gütern und von Reichtum. We-
der individuelle menschliche Fähigkeiten noch
natürliche Ressourcen sollen unnötig brach lie-
gen. Aus der Tatsache, daß das Schicksal des
Menschen durch Allah bestimmt wird, darf nicht
Passivität folgen, denn zum einen kann der ein-
zelne sein Schicksal nicht vorhersehen und
zum anderen verlangt Allah von jedem, daß er
seine Fähigkeiten für sich und damit letztlich für
die Gesellschaft zu Entfaltung bringt; niemand
darf seine Talente brach liegen lassen. Der in
islamischen Ländern vielfach zu beobachtende
und dem Islam zugeschriebene Fatalismus ist
mit dieser Lehre nicht zu vereinbaren.

– Vor Allah sind alle Menschen gleich und für ihre
Handlungen verantwortlich. Verantwortliches
Handeln setzt Entscheidungsspielräume und
Handlungsalternativen voraus. Die persönliche
Freiheit wird oft als Gegenstück zur individuel-
len Verantwortung des einzelnen vor Allah ver-
standen. Konzeptionell wird die persönliche
Freiheit nicht als ein originäres Menschenrecht
verstanden, sondern als ein aus dem Verhältnis
des Menschen zu Gott abgeleitetes Recht. Für

die konkrete Ausgestaltung von Freiheitsrech-
ten z.B. im Hinblick auf den Schutz der Privat-
sphäre und des Eigentums vor staatlichen Ein-
griffen, auf die politische Partizipation oder auf
das Design einer Wirtschaftsordnung sind die
legitimatorischen Unterschiede allerdings meist
nur von geringer praktischer Relevanz.

– Legitim erworbener Reichtum soll nicht zur
maximalen Befriedigung eigener (diesseitiger)
Bedürfnisse verwendet werden: Demonstrativer
Luxuskonsum ist verpönt, und eine soziale Ver-
wendung von Überschüssen ist moralisch ver-
dienstvoll. Das Wohlergehen der Mitmenschen
soll das Handeln (mit)bestimmen. Die Bedürf-
tigen haben ein Recht auf solidarische Hilfe der
Gemeinschaft; erst dann, wenn die ohne Zwang
erbrachten Leistungen der Wohlhabenden (der
Gesellschaft) zur Sicherung des Lebensunter-
halts der Armen und Bedürftigen nicht ausrei-
chen, muß der Staat aktiv werden. Hier finden
sich Elemente des Subsidiaritätsprinzips.

– Der absolute und endgültige Eigentümer aller
Dinge ist Allah; die Menschen haben als Stell-
vertreter Gottes nur temporäre Nutzungsrech-
te. Sie dürfen Gottes Schöpfung nicht zerstö-
ren und müssen bei ihren Handlungen berech-
tigte Ansprüche künftiger Generationen be-
rücksichtigen; ein leichtfertiger Umgang mit
Ressourcen muß unterbleiben. Konkret wer-
den hieraus z.B. ein Kollektiveigentum an nicht
vermehrbaren Ressourcen (Bodenschätze,
aber auch Wasser) und neuerdings die Forde-
rung nach Umweltschutz und nachhaltigem
Wirtschaften abgeleitet.

– Das islamische Recht erkennt Privateigentum
an Produktionsmitteln an, was eine wichtige
Voraussetzung für eine effiziente Wettbe-
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werbswirtschaft ist. Außerdem ist die unter-
nehmerische Tätigkeit hoch angesehen. Ver-
staatlichungen und eine Wirtschaftslenkung
durch die Regierung sind nur in Ausnahme-
situationen und zur Korrektur von nachgewie-
senem Marktversagen zulässig. Da Allah die
Güter dieser Welt allen Menschen zur Verfü-
gung gestellt hat, darf allerdings die Ungleich-
verteilung von Einkommen und Vermögen
nicht zu groß werden, sonst muß der Staat
korrigierend eingreifen. Dies gilt umso mehr, je
weniger die Einkommen und Vermögen durch
Leistung erzielt wurden, also vor allem in
Systemen, in denen auf Märkten kein Wett-
bewerb herrscht. Wo die Grenzen einer zu
großen Ungleichheit liegen und wer sie kon-
kret bestimmt, ist Gegenstand teils heftiger
Diskussionen.

– Ein Art „Lehre vom gerechten Preis” läßt sich in
heutiger Zeit so interpretieren, daß sich Preise
auf Wettbewerbsmärkten bilden sollen. Eine
Wettbewerbsordnung kann die Entstehung von
Marktmacht verhindern oder ihren Mißbrauch
unterbinden. Der Staat sollte sich interventioni-
stischer Lenkungseingriffe in die Wirtschaft und
wettbewerbsverzerrender Subventionierungen
und Privilegierungen durch Protektionismus
und andere Praktiken enthalten. Die Korrektur
von Marktversagen in einzelnen Bereichen ist
legitim, aber für den Nachweis des Marktversa-
gens müssen strenge Maßstäbe gelten.

– Erst durch Arbeit werden die Produktionsfakto-
ren Boden und Kapital produktiv, weswegen
nicht allein aus deren Besitz ein Einkommen
bezogen werden darf; erst eine Kombination
mit Arbeit erlaubt es Boden- und Kapitaleig-
nern, ein legitimes Einkommen aus ihren Fak-
toren zu ziehen. Verträge, die die Erträge und

Risiken des produktiven Faktoreinsatzes auf
die Beteiligten zuordnen (insbesondere Finan-
zierungs- und Pachtverträge), müssen Gerech-
tigkeitskriterien genügen, die im islamischen
Recht spezifiziert werden.

– Praktiken und Handlungsweisen mit unsozialen
(d.h. andere schädigenden) Konsequenzen
sind verboten. Daraus wird gefolgert, daß auf
Märkten Wettbewerb herrschen soll und Mono-
polisierungen zu unterbinden sind. Außerdem
sind alle Transaktionen verboten, bei denen
bewußt der Gewinn der einen Partei der Verlust
der anderen ist. Dies ist z.B. bei Glücksspielen
und Spekulationsgeschäften der Fall.

– Die islamische Lehre verlangt „rechtes Maß
und Gewicht”. Dies wird heute u.a. so interpre-
tiert, daß monetäre Verfälschungen von Prei-
sen zu unterbinden und daher die Geld- und
Fiskalpolitik am Ziel der Geldwertstabilität aus-
zurichten sind. Die Forderung nach einem aus-
geglichenen Staatshaushalt findet immer mehr
Befürworter. Generell sollte die Staatstätigkeit
auf legitime Staatsaufgaben beschränkt blei-
ben (insbes. Bereitstellung von Basisinfra-
struktur, Gewährleistung von innerer und äuße-
rer Sicherheit und eines funktionsfähigen
Rechtssytems, Eigentums- und Wettbewerbs-
schutz, ggf. soziale Mindestsicherung) und
nicht nach Gutdünken der Herrschenden aus-
geweitet werden. Zur Erfüllung legitimer Auf-
gaben hat der Staat das Recht, geeignete Ein-
nahmequellen zu erschließen.

Diese Liste umfaßt zwar nicht alle, wohl aber die
meistzitierten ordnungspolitisch relevanten Grund-
sätze und Normen. Inhaltlich bestehen sehr viele
Ähnlichkeiten bis hin zu Übereinstimmungen mit
christlichen Vorstellungen über den Erwerb und
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Gebrauch irdischer Güter, über den Wert der Arbeit,
den Zinswucher und das Almosengeben. Im islami-
schen „Mainstream” bildet sich allmählich ein ord-
nungspolitischer Konsens heraus, bei dem die ver-
schiedenen islamisch legitimierten Teilordnungen in
der Summe eine Variante der sozialen Marktwirt-
schaft ergeben (wenngleich muslimische Ökono-
men dies nicht so formulieren).

2 Islamische Besonderheiten:
Riba-Verbot und Zakat

In zwei wichtigen Bereichen unterscheidet sich
allerdings – zumindest auf den ersten Blick – eine
islamische Wirtschaftsordnung nicht nur legitimato-
risch, sondern auch funktional von einer säkularen
Marktwirtschaft, nämlich in der Finanzwirtschaft und
bei der sozialen Sicherung.

2.1 Riba

Der Koran verbietet es den Muslimen, riba zu neh-
men. Umstritten war und ist, was heute als riba zu
bezeichnen ist. Auf der einen Seite steht eine
Interpretation, die von der konkreten Praxis der
Geldverleiher zu Zeiten des Propheten ausgeht,
welche die Notlage von Menschen zur Durchset-
zung extrem hoher Zinsforderungen ausnutzten;
danach ist nur Wucher verboten, aber moderate
Zinsen insbesonders bei der Finanzierung produk-
tiver Investitionen sind erlaubt. Auf der anderen
Seite steht eine Interpretation, die davon ausgeht,
daß der Koran die wörtliche Offenbarung Gottes
mit zeitloser Gültigkeit ist, weshalb primär von der
linguistischen Bedeutung des Begriffs riba auszu-
gehen sei. Dieser Sichtweise folgen auch die
Verfechter eines zinslosen Finanzsystems, für die
mit riba nicht nur Wucher gemeint ist, sondern –
von der „Zuwachs” bedeutenden Wortwurzel aus-

gehend – jeglicher Zins bei Darlehensverträgen.
Auch Anhänger einer strengen Auslegung des riba-
Verbots leugnen allerdings nicht die potentielle
Produktivität von Kapital. Sie verweisen jedoch auf
die zu Zeiten des Propheten unter Kaufleuten übli-
che Art der Finanzierung größerer Projekte, die
man aus heutiger Sicht als eine temporäre bzw.
projektbezogene Bereitstellung von Eigenkapital
mit vereinbarten prozentualen Anteilen am erwar-
teten Gewinn und vom Kapitaleinsatz abhängigen
Anteilen an einem möglichen Verlust charakterisie-
ren kann (mudaraba genannt, wenn nur die Bank
Kapital bereitstellt und die andere Partei das
Management, musharaka wenn beide Seiten zu
Kapital und Management beitragen). In solchen
Finanzierungen auf der Basis einer Gewinn- und
Verlustbeteiligung sehen die Verfechter einer isla-
mischen Finanzwirtschaft die eigentliche und über-
legene Alternative zu verzinslichen Gelddarlehen,
und sie möchten die Beteiligungstechnik zur
Grundlage möglichst aller Finanztransaktionen
machen. Ein auf Beteiligung statt Darlehen beru-
hendes Finanzsystem hält man für gerechter, effi-
zienter und stabiler als eine konventionelle Zins-
wirtschaft.

An diesem Überlegenheitsanspruch sind einige
Zweifel angebracht: So werden z.B. Kleinsparer, die
Geld auf Sparkonten bei islamischen Banken ein-
zahlen, analog zu Kaufleuten behandelt: Sie sind
am Gewinn, aber auch am Verlust der Bank betei-
ligt, der sie ihre Ersparnisse anvertraut haben. Die
Substanz ihrer Einlagen ist rechtlich nicht garan-
tiert. Im Unterschied zu Kaufleuten sind Kleinsparer
aber in der Regel nicht in der Lage, eine effektive
Kontrolle der Verwendung ihrer Gelder durch die
Bank auszuüben. Ob dies ein gerechteres und – im
Falle einer Bankenkrise – ein stabileres Arrange-
ment ist als gesicherte Sparkonten mit festen Zins-
erträgen, ist äußerst zweifelhaft.

Volker Nienhaus



89

Auf weitere Diskussionen über eine mögliche höhe-
re Effizienz einer „Beteiligungswirtschaft” im Ver-
gleich zu einem konventionellen Zinssystem kann
man bis auf weiteres mit Blick auf die Finanzie-
rungspraxis islamischer Banken verzichten, denn
diese wenden die für Banken durchaus riskanten
Beteiligungstechniken kaum an. Theoretiker des
islamischen Bankwesens haben lange Zeit igno-
riert, daß neben der von ihnen propagierten Beteili-
gungsfinanzierung nach islamischem Recht auch
andere Finanzierungstechniken angewandt werden
können, die ökonomisch zu fast den gleichen Er-
gebnissen führen wie verzinsliche Darlehen: Es ist
zwar unzulässig, daß eine Bank einem Unterneh-
men ein verzinsliches Gelddarlehen gewährt, mit
dem dieses z.B. Rohstoffe oder Handelswaren
kauft, aber es ist rechtlich nicht zu beanstanden,
wenn die Bank selbst als Zwischenhändler agiert,
dem Unternehmen die benötigten Güter verkauft
und den Kaufpreis stundet bzw. eine Ratenzahlung
vereinbart, wobei der später bzw. in Raten zu zah-
lende Preis um einen festen Prozentsatz über dem
Einstandspreis der Bank liegt (murabaha genannt).

Dieser Aufschlag auf den Barzahlungspreis ent-
spricht ökonomisch zwar einem Zins, nicht aber juri-
stisch, denn es liegt kein Darlehensvertrag vor, son-
dern eine Kaufpreisstundung, und die Bank erhält
keinen verbotenen Zins, sondern erzielt einen zu-
lässigen Gewinn aus einem Handelsgeschäft. Ana-
log kann die Bank auch Maschinen und andere
Anlagen finanzieren, indem sie daran Eigentum er-
wirbt und dem Unternehmen die Objekte vermietet
bzw. ihm schrittweise über einen längeren Zeitraum
das Eigentum parallel zu seinen Ratenzahlungen
überträgt. Diese Finanzierungsform entspricht weit-
gehend dem im Westen bekannten Anlagenleasing
(ijara genannt). Diese Techniken der Finanzierung
mit festen Aufschlägen sind bei islamischen Banken
sehr weit verbreitet.

Mit den Techniken der Handelsfinanzierung und
Anlagenvermietung lassen sich auch sehr komple-
xe Projektfinanzierungen für größere Investitions-
vorhaben konstruieren, an denen mehrere Banken
in einem Konsortium beteiligt sein können. Außer-
dem werden heute – nach anfänglichen Bedenken
islamischer Juristen – immer häufiger Forderungen
aus Handelsgeschäften oder Anlagefinanzierungen
mit erstklassigen Schuldnern verbrieft und als
Wertpapiere in Verkehr gebracht. In den letzten
Jahren hat die Zahl der Finanzinstitutionen stark zu-
genommen, die Investmentfonds aufgelegt haben,
deren Zertifikate sowohl vom Publikum als auch
von anderen Banken nachgefragt werden. Da das
Volumen solcher echten „islamischen” Wertpapiere,
die aus der Verbriefung von Forderungen aus
Realgeschäften entstanden sind, noch sehr gering
ist, müssen die Fonds überwiegend in Aktien von
börsennotierten Unternehmen investieren, die nicht
in verbotenen Geschäftsfeldern (z.B. Glücksspiel,
Produktion von und Handel mit Alkohol und Schwei-
nefleisch) tätig sind und deren zinsbasierte Fremd-
finanzierung einen pragmatisch festgelegten
Schwellenwert (z.B. 10 %) nicht überschreitet. Für
Aktien von Unternehmen mit diesen Charakteristika
wurden inzwischen von renommierten westlichen
Unternehmen wie Dow Jones Wertpapierindizes
gebildet, die den Kursverlauf eines entsprechenden
Aktienpakets abbilden.

Ingesamt operieren derzeit weltweit etwa 200 isla-
mische Finanzinstitutionen, und der Umfang der
von ihnen verwalteten Gelder wird auf ca. 150 bis
200 Mrd. US-Dollar geschätzt (wobei gelegentlich
noch höhere Zahlen genannt werden). Der islami-
sche Finanzsektor ist auch für westliche Banken
eine kommerziell zunehmend interessante Nische,
in der sich u.a. amerikanische, britische und deut-
sche Finanzinstitutionen (letztere über ihre briti-
schen Konzerntöchter) positioniert haben. Trotz

Der Beitrag des Islam zur ethischen Fundierung einer Wirtschaftsordnung



90

hoher Wachstumsraten ist der islamische Finanz-
sektor im globalen Maßstab allerdings nur marginal;
so erreicht z.B. die Bilanzsumme des Deutsche
Bank-Konzerns allein bereits eine Größenordnung
von 900 Mrd. US-Dollar. Regional sind die islami-
schen Banken zwar bedeutender, aber in keinem
der Länder, in denen einzelne islamische Banken in
konventionellen Zinssystemen tätig sind, dürften die
Marktanteile islamischer Banken 10% erreichen;
meist liegen sie weit darunter. Eine wichtige Aus-
nahme bildet Malaysia, wo mit starker Unterstüt-
zung der Regierung Mitte der 1990er Jahre ein
„duales Bankensystem” eingeführt wurde, in dem
alle konventionellen Banken ermuntert werden,
zinslose Abteilungen (mit eigener Rechnungsle-
gung) einzurichten.

2.2 Zakat

Zakat ist eine Abgabe, die von Muslimen, deren
Vermögen bestimmte Freibeträge übersteigt, zu
entrichten und für „soziale” Zwecke, die im Koran
aufgeführt sind, zu verwenden ist. Die Zahlung von
zakat gehört zu den höchsten religiösen Pflichten
der Muslime. Islamische Ökonomen betonen, daß
zakat einen Anspruch der Bedürftigen auf Teilhabe
am Wohlstand der Gesellschaft darstellt und daher
Kern eines familienunabhängigen sozialen Siche-
rungssystems sei.

Der zakat-Pflicht unterlagen in der islamischen
Frühzeit (1) Kamele, Schafe und Kühe, (2) Gold, Sil-
ber und Münzen, (3) Weizen, Gerste, Datteln und
Trauben, (4) vergrabene Schätze. Unklar ist, ob der
Prophet Mohammed auch zakat auf Handelswaren
erhoben hat. Der Abgabesatz entspricht in etwa
2,5 % des Vermögenswertes. Später wurde eine
spezielle Form von zakat für landwirtschaftliche Er-
träge eingeführt (ushr), und zwar mit einem Satz von
10 % bei natürlicher und 5 % bei künstlicher Bewäs-

serung der Felder. Es besteht unter islamischen
Ökonomen Uneinigkeit darüber, ob zakat zu einer
allgemeinen Vermögensabgabe oder gar zu einer
allgemeinen einkommensbezogenen Abgabe aus-
geweitet werden soll, was das zakat-Aufkommen
erheblich steigern würde. Mit der traditionellen Me-
thode der Analogie ist eine solche Verallgemei-
nerung kaum herzuleiten, denn es gab auch zu
Zeiten des Propheten Vermögensobjekte (z.B. Zie-
gen, Esel) und Einkommensquellen (z.B. Hand-
werk), die nicht der zakat-Pflicht unterlagen. Die
Kontroversen über die Bemessungsgrundlagen
von zakat haben allerdings inzwischen an Schärfe
und Bedeutung verloren, weil sich ein Konsens
darüber herausgebildet hat, daß ein islamischer
Staat zur Finanzierung seiner legitimen Staatsaus-
gaben auch auf säkulare Steuerquellen zurückgrei-
fen darf und zakat keineswegs die einzige Abgabe
ist, zu der ein Muslim in einem islamischen Staat
verpflichtet werden kann.

Die zakat-Gelder dürfen bzw. müssen verwendet
werden für (1) Arme, (2) Bedürftige, (3) die Tilgung
von Schulden, die insbesondere durch religiös moti-
vierte Handlungen (z.B. Bau einer Moschee) ent-
standen sind, (4) die Unterstützung von Personen
auf religiös motivierten Reisen (Pilgerfahrt), (5) den
Freikauf von Sklaven, (6) Personen, die für den Islam
gewonnen werden sollen, (7) die Verteidigung des
Islam, (8) die Verwaltung von zakat. Auch hier gab es
Diskussionen über eine z.T. extensive Interpretation
der Gruppen der Empfangsberechtigten sowie über
die Aufteilung des zakat-Aufkommens auf die einzel-
nen Gruppen, aber inzwischen herrscht weitgehend
Einigkeit darüber, daß die Hauptempfänger von
zakat die Armen und Bedürftigen sind und mit den
übrigen Gruppen (von der zakat-Verwaltung abgese-
hen) sehr spezielle Empfangsberechtigte in der Früh-
phase des Islam gemeint waren, die heute keine
Bedeutung mehr haben.
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Das zakat-System kann vom Staat organisiert wer-
den, wenn die Muslime ihrer Zahlungspflicht nicht
von sich aus nachkommen. In den einzelnen islami-
schen Ländern ist das zakat-System in sehr unter-
schiedlicher Weise formalisiert worden; es überwie-
gen aber gesellschaftliche (statt staatlicher) Organi-
sationsformen, die in der Regel auf Freiwilligkeit
und Empfehlungen für die richtige Berechnung und
Verwendung von zakat beruhen.

3 Islam in der Kritik:
Urteile und Vorurteile

Mit Blick auf die im Westen überwiegend kritische
Einschätzung der Modernisierungspotentiale des
Islam sollen im folgenden zu einigen weit verbreite-
ten Ansichten Gegenpositionen bezogen werden,
die zur Diskussion anregen wollen.

3.1 Islamisches Recht:
Erstarrung und Bremsklotz?

Es wird oft behauptet, das islamische Recht könne
nicht mehr weiter entwickelt werden und sei in der
modernen Zeit zu einem großer Bremsklotz für isla-
mische Gesellschaften geworden.

Die Vorstellung, daß das islamische Recht seit
Jahrhunderten erstarrt ist, ist zwar oft zu hören,
aber trotzdem zumindest mit Blick auf die letzten
20 Jahre wahrscheinlich falsch. Solange die wirt-
schaftlichen und sozialen Verhältnisse über lange
Zeiträume hinweg im wesentlichen unverändert
geblieben waren, hatte die Vorstellung, daß alle
wichtigen Rechtsfragen bereits behandelt und ge-
klärt worden sind und das islamische Rechts-
system insofern abgeschlossen ist, eine gewisse
Plausibilität. Heute wird aber der grundlegende
Wandel der wirtschaftlichen und sozialen Verhält-

nisse in den sich stärker ausdifferenzierenden,
zunehmend arbeitsteiligen und in die Weltwirt-
schaft integrierten muslimischen Länder sowie die
daraus folgende Notwendigkeit, Antworten auf
neue Rechtsfragen auch in einem islamischen
System zu geben, allgemein anerkannt. Man kann
darüber diskutieren, ob die neuen Antworten mit
den traditionellen Methoden des islamischen
Rechts – dem Analogieschluß und dem Konsens
der Rechtsexperten – schon heute gegeben wer-
den können, oder dazu noch ein längerer Prozeß
der Meinungsbildung und der Angleichung zu-
nächst divergierender Positionen erforderlich ist.
Die in einer statischen Welt durchaus im Interesse
der Konsistenz eines Rechtssystems sinnvolle
Methode der Analogie gerät dann an die Grenzen
ihrer Leistungsfähigkeit, wenn neue Fälle gegen-
über bereits gelösten Fällen mehr Unterschiede
als Gemeinsamkeiten aufweisen. Dann können zu
viele Problemlösungen abgeleitet werden, die
einen Konsens der Rechtsexperten verhindern.
Genau dies ist in vielen Fragen des Wirtschafts-
rechts zu beobachten. Aber diese Vielfalt von –
teilweise einander widersprechenden – Meinun-
gen ist kein Endzustand: Es haben sich inzwi-
schen nationale und internationale Institutionen
und Foren gebildet, die unterschiedliche Meinun-
gen von Rechtsexperten oft unter engagierter Be-
teiligung islamischer Ökonomen und Wirtschafts-
praktiker nicht nur diskutieren, sondern auch ge-
meinsame Standpunkte entwickeln, „Best Prac-
tice”-Beispiele sammeln und Handlungsempfeh-
lungen geben.

Man kann darüber diskutieren, ob dies eine Fort-
entwicklung des islamischen Rechts ist oder seine
Ergänzung; in jedem Fall erleben wir derzeit eine
Dynamisierung des islamisch begründeten Wirt-
schaftsrechts unter maßgeblicher Beteiligung tra-
ditioneller Juristen und in moderner Ökonomie
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ausgebildeter Wissenschaftler. Bilder, die die
sture Anwendung erstarrter und von der Realität
überholter Rechtsformeln durch weltabgewandte
Rechtsgelehrte suggerieren, sind grobe Zerrbilder.

3.2 Etikettenschwindel
islamischer Banken?

Es wird nicht selten behauptet, islamische Banken
würden im Grunde Etikettenschwindel betreiben,
indem sie Zinsen als Gebühren bezeichnen oder auf
alte Rechtskniffe zur Umgehung des Zinsverbots
zurückgreifen. Die oben skizzierten Finanzierungs-
techniken mit festen Gewinnaufschlägen für die
Bank scheinen den Kritikern Recht zu geben. Man-
che Beobachter erinnern sich auch an Rechtskniffe,
die im europäischen Mittelalter zur Umgehung des
kanonischen Zinsverbots praktiziert wurden.

Bei genauerer Betrachtung gibt es aber doch einige
wichtige Unterschiede zwischen Rechtskniffen und
Umgehungsgeschäften auf der einen Seite und den
Aufschlagsfinanzierungen islamischer Banken auf
der anderen Seite. Bei letzteren handelt es sich
nämlich um echte und nicht um fingierte Handels-
und Mietgeschäfte, bei denen der Bankkunde heute
über Sachgüter verfügen kann, die er erst in
Zukunft bezahlen muß. Bei Umgehungsgeschäften
und Rechtskniffen ändert sich demgegenüber an
der Verfügbarkeit von Sachgütern für den Bankkun-
den nichts: Dieser verkauft z.B. der Bank seinen ei-
genen Warenbestand, wofür die Bank sofort bar
zahlt, und er kauft ihn im nächsten Augenblick von
der Bank zu einem höheren Preis wieder zurück,
den er in Zukunft bezahlen wird.

Bei Umgehungsgeschäften sind (im einfachsten
Fall) nur zwei Akteure beteiligt, während es bei der
echten Handelsfinanzierung drei sind, und bei Um-
gehungsgeschäften verfügt der Bankkunde nach

dem sofort abzuwickelnden Teil der Transaktion
über Liquidität, während er bei der echten Handels-
finanzierung über Sachgüter verfügt.

3.3 Nur Scheindemokratien
in islamischen Ländern?

Viele muslimische Staaten haben zwar auf dem
Papier demokratische Verfassungen, aber ange-
sichts der politischen Realitäten handele es sich nur
um Scheindemokratien. Dieses Argument gibt die
politischen Verhältnisse in weiten Teilen der islami-
schen Welt zutreffend wieder; es ist allerdings frag-
lich, ob der Islam für die undemokratischen Verhält-
nisse in den autoritären Staaten insbesondere
Nordafrikas, des Nahen Ostens und Zentralasiens
verantwortlich gemacht werden kann. Am Anfang
der „Scheindemokratien” standen oft Befreiungs-
bewegungen, Monarchien, Militärherrschaften und
kommunistische Regime. Man sollte auch nicht ver-
gessen, daß dort, wo ein demokratischer Macht-
wechsel in Richtung Islam abzusehen war, eine im
Westen weithin begrüßte Intervention der Militärs
die Demokratie außer Kraft gesetzt hatte (Algerien).
Es spricht wenig dafür, fundamentalistische Kräfte
oder islamische Staatsdoktrinen für die aktuell vor-
findbaren Scheindemokratien verantwortlich zu ma-
chen; die undemokratischen Regime sind fast
durchweg säkular.

Wenn man etwas grundsätzlicher die Frage nach
dem Verhältnis von Islam – genauer: islamischen
Staatsdoktrinen – und Demokratie stellt, muß man
auf der einen Seite feststellen, daß der Islam mit
der Idee der Volkssouveränität und einer unbe-
schränkten Herrschaft von Mehrheiten konzeptio-
nelle Probleme hat. Er hat allerdings auch konzep-
tionelle Probleme mit der Rechtfertigung von Herr-
schaftsansprüchen von Monarchen, und mit der
sunnitischen Staatslehre ist auch eine klerikale
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Herrschaft wie im Iran nicht vereinbar. Aus den
konzeptionellen Vorbehalten folgt allerdings nicht,
daß der Islam aktiv anti-demokratisch oder anti-
monarchistisch oder „anti-autoritär” wäre; es lassen
sich viele verschiedene Regierungsformen mit dem
Islam kompatibel machen. Aus islamischer Sicht ist
es weniger wichtig, nach welchen Verfahren politi-
sches Personal ausgewählt wird (Wahlen oder
Erbfolge), sondern wie die Herrschaftsgewalt an ein
übergeordnetes Recht – die scharia – gebunden
werden kann. Würde man scharia durch „Grundge-
setz” ersetzen, gäbe es strukturell erhebliche Über-
einstimmungen zwischen westlichen Rechtsstaats-
konzepten (die auch nach liberaler Auffassung für
die Freiheitssicherung wichtiger sind als Mehrheits-
abstimmungen) und islamischen Staatsmodellen.
Der Unterschied liegt darin, daß die scharia als gött-
liches Recht gilt, das nicht durch Setzungen säku-
larer Institutionen beliebig verändert werden kann,
und daß die Inhalte der scharia aus heutiger Sicht
zum Teil anachronistisch anmuten. Dieser Gegen-
satz verliert allerdings in der Praxis dadurch an
Schärfe, daß man auch auf islamischer Seite aner-
kennt, daß das islamische Recht in seiner tradierten
Form für viele wesentlich komplexer gewordene
Lebensbereiche nicht mehr direkt anwendbar ist
und daher entweder in sich einer „Modernisierung”
bedarf oder bis auf weiteres um säkulares Recht er-
gänzt werden muß. Wenn man diese Position mit
dem Herrschaftsanspruch und der Praxis der
Machtausübung säkularer Regime in vielen islami-
schen Ländern vergleicht, sehen islamische Kon-
zepte im Hinblick auf Freiheitsrechte und gute Re-
gierungsführung durchaus nicht schlecht aus.

Das bedeutet keineswegs, daß man aus säkularer
Sicht nicht kritische Fragen an islamische Staats-
doktrinen richten sollte – im Gegenteil. Aber wenn
muslimische Gesprächspartner den Eindruck ge-
winnen, daß man ihre Positionen wegen der An-

dersartigkeit der Letztbegründung und wegen eini-
ger problematischer Inhalte insbes. des Personen-
stands- und Straftrechts gar keiner näheren Be-
trachtung unterzieht und islamisches Recht für
grundsätzlich reformunfähig hält, ist ein „Dialog der
Kulturen” schnell am Ende. Daher ist es wichtig,
eine „gemeinsame Augenhöhe” zu finden und nicht
immer wieder alte Vorurteile zu wiederholen, gegen
die Vertreter islamischer Ordnungsmodelle mit
durchaus guten Argumenten und seit langer Zeit
angehen – allerdings ohne besondere Breitenwir-
kung. In unseren Medien werden viel häufiger im
Westen lebende „Kulturmuslime” und ihre Diskurse
über die Anti-Modernität des Islam zitiert als die
zeitgenössischen Interpretationen des Islam durch
Personen, die als Fundamentalisten bezeichnet
und damit faktisch als intellektuell akzeptable Ge-
sprächspartner disqualifiziert werden. Wahrschein-
lich sind es aber eher die Fundamentalisten als die
Kulturmuslime, die die künftige geistige und gesell-
schaftliche Entwicklung in der islamischen Welt prä-
gen werden.

3.4 Zurück zu den Quellen –
zurück ins Mittelalter?

Ziel der Fundamentalisten ist es, die Überlegenheit
des Islam wieder herzustellen, wozu eine Rückkehr
zu den Wurzeln und eine Orientierung an der Zeit
des Propheten und der ersten vier rechtgeleiteten
Kalifen erforderlich sei. Westliche Beobachter
sehen darin oft einen großen Sprung „zurück ins
Mittelalter”.

Es ist nicht zu bestreiten, daß es im islamischen
Lager Gruppen gibt, die die Wiederherstellung der
Verhältnisse der Frühzeit des Islam wörtlich meinen
und rückwärtsgewandten sozial-romantischen Uto-
pien anhängen. Für viele Intellektuelle, die bei uns
als „Fundamentalisten” klassifiziert werden, bedeu-
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tet die Rückkehr zu den Ursprüngen aber etwas
ganz anderes, nämlich eine Identifikation und
Implementation der in der Frühphase noch „unver-
fälscht” befolgten ökonomischen, politischen und
sozialen Prinzipien des Islam, die zeitlose Geltung
haben; sie bedürfen allerdings einer jeweils zeitge-
mäßen Ausgestaltung und Anwendung. In der Kon-
sequenz bedeutet dies nichts anderes als eine star-
ke Relativierung des in anderen Zeiten entwickelten
und daran angepaßten traditionellen islamischen
Rechts. Viele „Fundamentalisten” sind weder
Rechtsgelehrte noch Theologen, sondern tech-
nisch-naturwissenschaftlich oder gesellschaftswis-
senschaftlich ausgebildete Personen. Wenn diese
sich für eine „Rückkehr zu den Quellen” ausspre-
chen, stellen sie damit zugleich die überkommene
Rollenverteilung bei der Definition und Adaption
islamischer Ordnungskonzepte in Frage: Dies ist
nicht mehr allein oder vorrangig die Domäne der
Vertreter der traditionellen islamischen Disziplinen
(insbes. Rechtswissenschaft, Geschichte, Theolo-
gie), vielmehr erfordert die Lösung komplexer Ord-
nungsprobleme heute die gleichberechtigte Einbe-
ziehung der Gesellschaftswissenschaften und eine
interdisziplinäre Zusammenarbeit.

Diese neue Rollenverteilung der Disziplinen hat
ihren konkreten Niederschlag vor allem in verschie-
denen Formen des institutionalisierten Meinungs-
austauschs z.B. zwischen Theologen und Juristen
auf der einen und Ökonomen und Bankpraktikern
auf der anderen Seite sowie in den Lehrplänen z.B.
der Internationalen Islamischen Universitäten in
Islamabad und Kuala Lumpur gefunden. Dies ist
weder „finsteres Mittelalter” noch Theokratie oder
intellektuelle Erstarrung. Wenn manche der fach-
übergreifend geführten Diskussionen oder Ver-
suche interdisziplinärer Zusammenarbeit ihr Ziel
nicht erreichen und uns befremdlich erscheinen
mögen, sollte man vor einer Bewertung das intel-

lektuelle Klima in den autoritär regierten islami-
schen Ländern bedenken, in denen „Freiheit von
Forschung und Lehre” ein Wunschtraum ist.

3.5 Islam als Entwicklungsbremse?

Die Tatsache, daß praktisch alle islamischen Län-
der unterentwickelt sind, wird gern als Beleg dafür
genommen, daß der Islam eine Entwicklungsbrem-
se ist. Es ist in der Tat kaum zu leugnen, daß man
in islamischen Ländern vielfach auf Einstellungen
und Verhaltensweisen trifft, die entwicklungshem-
mend wirken und mit Schlagworten wie Fatalismus
und Fanatismus zu charakterisieren sind. Diese
Verhaltensweisen kann man aber auch ohne Rück-
griff auf den Islam als rationale Reaktionen auf die
seit Jahrhunderten bestehenden autoritären Herr-
schaftsstrukturen und die fast überall etablierten
Klientel- und Patronagesysteme erklären. Im arabi-
schen Raum, dem islamischen Kernland, kämpfte
z.B. in jener historischen Phase, in der sich in Euro-
pa dank technischer Neuerungen und der Heraus-
bildung von Kapitalmärkten die industrielle Revolu-
tion ausbreitete, das Osmanische Reich gegen sei-
nen ökonomischen und militärischen Niedergang.
Zur Sicherung ihrer Macht mussten die Sultane den
Provinzgouverneuren und hohen Militärs wirtschaft-
liche Privilegien bieten, die nicht mehr wie früher
aus den Zugewinnen einer territorialen Expansion
finanziert werden konnten, sondern aus der Sub-
stanz des Reichs aufgebracht werden mussten.
Man griff dazu auf ein System der Steuerpacht zu-
rück, bei dem lokale Machthaber von den Unterta-
nen willkürlich festgesetzte Steuern eintreiben
konnten. Fehlende Eigentumsrechte und konfiska-
torische Besteuerung machten es für die Unter-
tanen irrational, sichtbares und immobiles Eigentum
zu bilden und Kapital in neue Industrien zu investie-
ren. Wo solche Industrien entstanden, waren sie in
der Regel staatlich und dienten nicht nur wirtschaft-

Volker Nienhaus



95

lichen, sondern auch politischen und klientelisti-
schen Zwecken, was ihre Effizienz nachhaltig be-
einträchtigte.

Nach dem Zerfall des Osmanischen Reichs wurden
große Teile seines Gebietes von europäischen Ko-
lonialmächten beherrscht, die auch kein Interesse
an der Entwicklung eigenständiger Industrien in
dieser Region hatten. Nach der Unabhängigkeit ex-
perimentierten die meisten Länder des Nahen und
Mittleren Ostens mit sozialistischen Systemen, die
sich nicht nur dort als Entwicklungshemmnis erwie-
sen haben. Auch nach dem Ende dieser Experi-
mente sind die Regime autoritär geblieben und ha-
ben sich durch vielfältige Privilegien und Protektio-
nen die Loyalität der ökonomischen und politischen
Eliten erkauft. Der 2002 vom United Nations Deve-
lopment Programme veröffentlichte Arab Human
Development Report identifiziert dementsprechend
die fehlende Demokratie und Rechtsstaatlichkeit
als das wesentliche Entwicklungshemmnis in der
Region, außerdem das sehr geringe Niveau der hö-
heren Bildung und die Abkoppelung von der inter-
nationalen Wissensgesellschaft sowie die Diskrimi-
nierung der Frau, die kaum in das Wirtschaftsleben
außerhalb der Familie eingebunden ist. Ob letzte-
res auf den Islam oder eher auf noch ältere (und
durch den Islam nicht überwundene) Traditionen
zurückgeht, ist umstritten; außerhalb der arabi-
schen Welt sind Frauen auch in islamischen Län-
dern wesentlich stärker in das wirtschaftliche und
soziale Leben integriert.

Die Relativierung der Bedeutung des Islam für Ent-
wicklungsrückstände bedeutet nicht, zu leugnen,
daß von der islamischen Weltanschauung Einflüs-
se auf das Wirtschaftsleben ausgehen können.
Man muß allerdings deutlich trennen zwischen kon-
kret beobachtbaren Verhaltensweisen und abstrak-
ten Geisteshaltungen bzw. religiösen Weltsichten,

die unter veränderten äußeren Rahmenbedingun-
gen zu anderen konkreten Handlungsweisen führen
können. Daher sollte man weniger auf die reale
Wirtschaft islamischer Länder blicken, die von sä-
kular-westlichen Institutionen geprägt ist, als viel-
mehr auf die theoretischen Konzepte für eine isla-
mische Wirtschaftsordnung, die aus dem abstrak-
ten Glaubenskern des Islam hergeleitet werden.
Solche Wirtschaftskonzepte sind bislang in ihrer
Gesamtheit unter Bedingungen arbeitsteiliger, tech-
nisierter und weltwirtschaftlich verflochtener Volks-
wirtschaften nirgendwo in der islamischen Welt rea-
lisiert worden. Lediglich einzelne Elemente (insbe-
sondere islamische Banken und zakat) sind umge-
setzt worden, allerdings durchweg in säkularen
Wirtschaftssystemen, wo sie nur von begrenzter
Bedeutung geblieben sind. Dort konnten sie aber
immerhin zeigen, daß die funktional originellen Tei-
le islamischer Ordnungsentwürfe praktikabel sind.

4 Fazit

Vergleicht man die islamischen Entwürfe mit idea-
len Konzepten für säkulare Staaten, bleiben zwar
erhebliche Zweifel an den von islamischen Ökono-
men erhobenen Überlegenheitsansprüchen. Aber
der Vergleich von Idealwelten ist für die reale Politik
nicht sehr ergiebig. Wichtiger ist die Frage, ob eine
an den islamischen Idealen ausgerichtete Politik im
Vergleich zum Status quo der islamischen Länder
einen Rückschritt oder einen Fortschritt darstellen
würde.

Einen Rückschritt behaupten vor allem die etablier-
ten Eliten der islamischen Länder, deren wirtschaft-
liche und politische Macht von der islamischen
Opposition in Frage gestellt wird. In der Tat sind
islamische Wirtschaftskonzepte mit ihrer Betonung
der Rechtsbindung des wirtschaftspolitischen
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Handels des Staates, des Leistungs- und Wettbe-
werbsprinzips sowie der sozialen Mindestsicherung
mit den bestehenden Strukturen von Klientel-
systemen und „Rentenökonomien” nicht vereinbar.
Sehr viele der großen Vermögen in islamischen
Ländern beruhen nicht auf einer im Wettbewerb
erwiesenen Leistungsüberlegenheit, sondern auf
einer engen Verbindung zur Politik. Der Protektio-
nismus und die Vergabe verschiedenster Privile-
gien (von Monopolrechten über direkte und indirek-
te Subventionen bis hin zu lukrativen Staats-
aufträgen) hat eine lange Tradition in der islami-
schen Welt. Damit sicherten sich die Herrschenden
die Loyalität von Gruppen bzw. Personen, deren
Opposition ihren Regimen gefährlich werden konn-
te. Die ökonomischen und politischen Eliten sind oft
sehr eng miteinander verflochten. Wirtschaftsrefor-
men, die zumeist nach schweren Wirtschaftskrisen
auf äußeren Druck, insbesondere des Internatio-
nalen Währungsfonds (IWF) und der Weltbank
begonnen wurden, sind nicht selten später abge-
brochen worden oder versandet, wenn sich tatsäch-
lich die Überlebensfrage der Klientelsysteme (und
damit letztlich die Machtfrage für die herrschenden
Regime) stellte. Es ist sicher kein Zufall, daß in
kaum einem nahöstlichen und zentralasiatischen
Land neben einer Privatisierung konsequent wett-
bewerbsfördernde Maßnahmen implementiert wur-
den, die zu einem offeneren und durchlässigeren
System geführt hätten. Nicht selten wurden staatli-
che Monopole in private Monopole überführt, die
die ökonomische Macht der etablierten Kreise eher
gestärkt haben. Andererseits haben jene Teile von
Stabilisierungs- und Strukturanpassungsprogram-
men, welche implementiert wurden, zu einer Diskre-
ditierung westlicher Marktwirtschaftsmodelle in der
Bevölkerung geführt: Starke Abwertungen ließen
die Preise für Importgüter (darunter oft auch
Nahrungsmittel) drastisch ansteigen, die Privatisie-
rung ineffizienter Staatsbetriebe war meist mit

Entlassungen verbunden, und die Konsolidierung
der Staatshaushalte setzte nicht selten im Sozial-
und Gesundheitsbereich sowie bei Ausgaben und
Subventionen für Nahrungsmittel, Energie, Wasser,
Transport und Bildung an, während sich Militär-
haushalte durchweg als kürzungsresistent erwie-
sen. Da die Reformen vor dem Kern der
Rentenökonomien halt gemacht haben, ist es nicht
zu einer Dynamisierung der Wirtschaft gekommen,
welche breiten Bevölkerungskreisen Chancen für
neue Beschäftigung und auf eine Steigerung des
Lebensstandards eröffnet hätte. Daher steht den
Belastungen keine Hoffnung auf ein besseres
Leben in absehbarer Zukunft gegenüber. Beson-
ders betroffen ist die Jugend, die in Ländern mit
hohen Geburtenraten und schwacher Wirtschafts-
leistung keine Aussicht hat, dauerhaft und vollstän-
dig in den Arbeitsmarkt integriert zu werden. Die
Jugendarbeitslosigkeit liegt vielfach zwischen 20
und 40 %.

Sowohl die sozialistischen als auch die vom
Westen angedienten „kapitalistischen” Wirtschafts-
modelle sind in weiten Teilen der Bevölkerung dis-
kreditiert. Demgegenüber konnte an vielen Orten
das Wirken islamischer Sozial- und Selbsthilfeein-
richtungen positiv erfahren werden; davon profitie-
ren auch islamische Wirtschaftskonzepte, die den
Vorteil haben, nicht als importierte Ideologien wahr-
genommen zu werden, sondern als eine in der eige-
nen Kultur und Weltanschauung wurzelnde Alter-
native. Islamische Wirtschaftskonzepte können zu
Hoffnungsträgern werden, weswegen sie aber auch
der Gefahr der politischen Instrumentalisierung
durch radikalmilitante und anti-westliche Regime-
gegner ausgesetzt sind. Wir sollten uns aber von
der anti-westlichen Agitation nicht davon abhalten
lassen, die islamischen Konzepte ernsthaft zu be-
trachten und ihr Reformpotential vor dem Hinter-
grund der autoritären Klientelsysteme islamischer
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Staaten zu würdigen. Im Kern stimmen die Positio-
nen islamischer Ökonomen funktional weitgehend
mit dem überein, was internationale Institutionen
wie der IWF und westliche Regierungen im Rah-
men ihrer Entwicklungszusammenarbeit immer wie-
der fordern: mehr Rechtsstaatlichkeit und weniger
Willkür, mehr Offenheit und weniger Zensur, mehr
Leistungsorientierung und weniger Patronage,
mehr Stabilitätsorientierung und weniger Staatsin-
terventionismus, mehr Wettbewerb und weniger
Protektionismus, mehr soziale Sicherung und weni-
ger Jugendarbeitslosigkeit.

Strukturanpassungen mit sozialen Härten sind in
den islamischen Ländern unausweichlich. Die Be-
reitschaft, die notwendigen Lasten zu tragen, ist un-
gleich höher, wenn die Betroffenen dies zur Reali-
sierung eines für glaubwürdig gehaltenen eigenen
Wirtschaftsmodells tun, das eine bessere Zukunft
verspricht. Wir sollten uns hüten, dieses Verspre-
chen vorschnell als Utopie oder Ideologie abzutun –
jedenfalls dann, wenn sich die islamische Politik auf
Wirtschaftskonzepte der skizzierten Art beruft.
Dann sind sie nämlich – trotz anderer Rhetorik –
funktional unseren eigenen Entwicklungsrezepten
sehr ähnlich. Das glaubwürdige Versprechen einer
besseren Zukunft ist realistisch, wenn es mit einem
islamischen Modell tatsächlich gelingt, die verkru-
steten ökonomischen und politischen Machtstruktu-
ren zu überwinden. Ein „Dialog der Kulturen” sollte
über solche Themen geführt werden, weil hier ein
besseres gegenseitiges Verständnis entscheidend
zum Abbau von Konfliktpotentialen und zur Förde-
rung der Entwicklung in der islamischen Welt bei-
tragen könnte.
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Das mir gestellte Thema ist ein fast unmögliches
Unterfangen, da insbesondere der Begriff „Christ-
liches Menschenbild” nicht eindeutig abgrenzbar ist
und sich Christen in ihrer 2000-jährigen Geschichte
in äußerst unterschiedlichen politischen und wirt-
schaftlichen Ordnungen haben bewähren müssen.
Die theologische Kernfrage heißt: Was ist christ-
lich? Was nicht rot ist, ist rötlich, was nicht blau ist,
ist bläulich – was nicht Christ ist, ist christlich?

1 Problemabgrenzung

Da in dieser Konferenz das Thema „Fundamenta-
lismus und Wirtschaftsordnung” behandelt wird,
möchte ich deshalb den Begriff des „Fundamen-
talismus” aufgreifen und im Sinne einiger funda-
mentaler Bewegungen1 auf die „Fundamente”, also
auf Anfang und Quellen des Christentums zurück-
greifen, d. h. auf die alten biblischen Dokumente.
Demzufolge möchte ich das Wort „christlich” im
Sinn von „biblisch” verstehen. Fundamentalistisch
gesehen, stellt sich mir nun die Aufgabe, anhand
biblischer Quellen Aussagen für die einzurichtende
Wirtschaftsordnung herauszuarbeiten.

Diese Aufgabe ist nicht neu, viele haben aufgrund
des biblischen Materials Wirtschaftsordnungen ent-
worfen, zum Teil waren es äußerst utopische Ansät-
ze. Es genügt auch nicht, nur guten Willens zu sein,
man muß auch guten Wissens sein, um eine funktio-
nierende und dem biblischen Menschenbild gemäße
Wirtschaftsordnung entwerfen zu können.2 Die Ein-
schränkung des Begriffes „christlich“ auf biblischfun-
damentalistisch hilft uns in bezug auf die zu realisie-
rende Wirtschaftsordnung jedoch auch nicht weiter.

Vor ca. 15 Jahren erschien ein Buch, das genau die
Frage der Wirtschaftssysteme aus christlicher Sicht
beleuchtete (Clouse 1988). Vier evangelikale (christ-
lich-fundamentalistische) Ökonomen sprechen sich
jeweils für eine andere Wirtschaftsordnung aus, ob-
gleich sie theologisch gesehen die gleiche Wellen-
länge haben. Gary North spricht sich für eine „freie
Marktwirtschaft” aus; William E. Diehl ist ein mehr
keynesianisch orientierter Ökonom und tritt für eine
staatlich gelenkte Marktwirtschaft ein; Art Gish ver-
tritt mehr die Position einer dezentralisierten Wirt-
schaft und betont den einfachen Lebensstil; schließ-
endlich verteidigt John Gladwin eine zentralistische
Planwirtschaft. Nehme ich dazu noch den vor ca. 20
Jahren unter Studenten großen Einfluß habenden
Ronald Sider, der sich für einen einfachen Lebens-
stil aussprach und Wachstum, Kapitalismus, Profit-
gier und Verschwendungssucht anprangerte, und
vergleiche seine Aussagen mit denen von David
Chilton und anderen, dann sehen wir innerhalb des
fundamentalistisch-evangelikalen Lagers eine äu-
ßerst unterschiedliche Grundeinstellung zum per-
sönlichen Reichtum bzw. zur Armut, ein ganz
anders geartetes Menschenbild, ein ganz anders
geartetes Verhältnis der „Haushalterschaft”, die von
Christen im allgemeinen bejaht und propagiert
wird.3 Aus diesen einleitenden Bemerkungen wird
deutlich, daß es keine allgemein fundamentalistisch
akzeptierte Sicht des biblischen Menschenbildes
und auch keine Einigkeit bezüglich der Bewertung
der Wirtschaftssysteme aus christlicher Sicht gibt.

Da mir keine biblische Aussage im Sinne von „Du
sollst eine Soziale Marktwirtschaft implementieren”
oder „Du sollst eine sozialistische Wirtschafts-
ordnung errichten” bekannt ist, kann ich nur unter

Das christliche Menschenbild
und die Frage nach
der Wirtschaftsordnung
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heute der normale Extremfall, alles für andere lei-
sten. Im Gegenzug hängt sein Überleben von der
Arbeit anderer ab. Zugrundelegen möchte ich also
für mein Thema eine Tauschwirtschaft und von
daher auf die wichtigen Fragen nach der Ordnung
von arbeitsteiligen Gesellschaften und auf die
Anforderungen, die sie an die Menschen stellen,
eingehen. Die Regeln hängen vom Menschenbild
ab, wobei zu überprüfen ist, welches Menschenbild
den biblischen Aussagen am nächsten kommt und
welche Konsequenzen sich für Wirtschaftsordnung
und Wirtschaftspolitik ergeben.

Demzufolge untergliedert sich mein Beitrag in fol-
gende drei Teile:

Zuerst möchte ich einen kleinen Überblick über eini-
ge Leit- bzw. Menschenbilder in der Wirtschaft
geben, dann möchte ich kurz einige wichtige
Aspekte des christlichen Menschenbildes aufzeich-
nen, anschließend soll über Konsequenzen für die
Wirtschaftsordnung und eine verbesserte Wirt-
schaftspolitik nachgedacht werden.

2 Kurzer Überblick über
Menschenbilder in der Wirtschaft

6

Zu den grundsätzlichen Problemen jeder Gesell-
schaft gehört die Frage nach der Ordnung ihrer
Wirtschaftsbeziehungen. Hierbei ist zwischen holi-
stischen (kollektivistischen) und individualisti-
schen Ordnungen zu unterscheiden. Erstere
betrachtet die Gesamtheit aller Menschen, die sich
in einer Gemeinschaft zusammenfinden, und
unterstellt, daß das Kollektiv mehr darstellt als der
einzelne Mensch bzw. alle einzelnen zusammen.7

Im Unterschied dazu liegt die Grundüberzeugung
von individualistischen Überlegungen in der
Freiheit und Selbstverantwortung des einzelnen

Werner Lachmann

Rückbezug auf biblische Quellen und biblische Vor-
stellungen versuchen, eine Antwort auf das mir
gestellte Thema zu finden.4

Auch der Begriff „Wirtschaftsordnung” ist nicht unpro-
blematisch.5 Meist wird unter einer marktwirtschaftli-
chen Ordnung nur Wettbewerb und Privateigentum
verstanden. Ein wesentlicher Bereich der Wirt-
schaftsordnung betrifft aber auch die Art des Wettbe-
werbs. Ich werde in diesem Zusammenhang als ein
wesentliches Stilelement der marktwirtschaftlichen
Ordnung den Leistungswettbewerb sehen und fra-
gen, inwieweit er als Leitbild einer Wirtschaftsord-
nung aus christlicher Sicht bejaht werden kann.

Die Weite des Themas läßt sich nicht in einem ein-
zigen Beitrag darstellen und erfassen. Daher kann
ich nicht alle Aspekte des christlichen Menschen-
bildes betrachten; ich will mich nur auf einiges Rele-
vante beschränken. Auch die Diskussion über Wirt-
schaftsordnungen möchte ich nicht aufgreifen.
Unterstellt wird die Wichtigkeit des Materiellen der
menschlichen Existenz. Schon die Lateiner formu-
lierten: Primum vivere, deinde philosophari! Etwas
lapidarer formulieren wir heute: Die Wirtschaft ist
nicht alles – aber ohne Wirtschaft ist alles nichts!

Die „Robinson-Crusoe-Wirtschaft” muß nur be-
triebswirtschaftlich sinnvoll planen; ich unterstelle
aber eine weltweite Arbeitsteilung, weil der Mensch
erkannt hat, daß er durch Spezialisierung seine
Produktivität erhöht. Damit ist er auf Zusammenar-
beit, auf Kooperation mit anderen, angewiesen. Es
müssen Regeln für die wirtschaftliche Zusammen-
arbeit erarbeitet werden, in deren Folge auch Fra-
gen der Moral und Ethik von Bedeutung sind.

Je weiter die Arbeitsteilung in einer Gesellschaft
vorangeschritten ist, desto weniger kann der einzel-
ne Mensch für sich selber tun. Er muß, und das ist
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begründet. Das Kollektiv ist demnach nicht mehr
als die Summe aller seiner Mitglieder.

Sollen wirtschaftliche Beziehungen nun hierar-
chisch (in Unterordnung und Abhängigkeit) von
einer zentralen Instanz gesteuert werden oder soll
die Kooperation dezentral geschehen? Diese
Jahrtausende alte Diskussion läßt sich deutlich
machen an den unterschiedlichen gesellschaft-
lichen Vorstellungen von Platon und seinem
Schüler Aristoteles.

Anläßlich des jährlichen Bendisfestes in Piräus dis-
kutierte Sokrates mit Glaukon und Adeimantos,
zwei Brüdern Platons, über die Gerechtigkeit. In
diesem Gespräch entwirft Sokrates u.a. eine staat-
liche Ordnung, die als Stände-Staat mit drei
Bevölkerungsschichten verstanden wird:8 Entspre-
chend seiner Anthropologie unterteilt Platon das
Gemeinwesen in die folgenden drei Stände:

Die Philosophen stellen die Herrscher (analog zum
Verstand bzw. Kopf). Sie sind für die Verwirklichung
des Guten im menschlichen Zusammenleben ver-
antwortlich (Philosophenkönig). Der Verstand
zügelt mit Hilfe des Mutes (Herz) die Begierden
(Bauch). So leiten die Philosophen das Gemeinwe-
sen, der Stand der Krieger sorgt für die Sicherheit
nach innen und außen, der Erwerbsstand sorgt als
dritter Stand für das leibliche Wohl der Gesellschaft.

Aus den unterschiedlichen Fähigkeiten der
Menschen folgt notwendigerweise eine Arbeitstei-
lung. Je intensiver die Arbeitsteilung, desto notwen-
diger ist ein Gütertausch, der geordnet werden
muß. Demzufolge entwirft Platon eine Gemein-
schaft mit hierarchischen Regeln, denen sich der
einzelne unterzuordnen hat. Wohlstand dieser Polis
wird durch eine große Bevölkerung erreicht, weil
dadurch die Arbeitsteilung vertieft werden kann und

auch „edlere Güter” produziert werden. Die Größe
des Staates erfordert aber, in Zusammenhang mit
seinem Reichtum, die Verteidigung, worin eine
Ursache des Krieges gesehen werden kann, die
Platon in seiner Darstellung zwar bedauert, aber als
notwendige Folge von Wohlstand und Arbeitstei-
lung ansieht.9

Leitungsaufgaben im Staat können nach Platon nur
solche Schichten der Gesellschaft übernehmen, die
nicht arbeiten müssen, d.h. nicht mit handwerkli-
cher Arbeit ihren Lebensunterhalt verdienen.10

Durch eine einsichtige Wirtschaftspolitik sollen
Gerechtigkeit und Glückseligkeit aller Menschen
erreicht werden, wozu eine bestimmte Erziehung
(musische Bildung und gymnastisches Training)
notwendig ist. Jeder der drei Stände unterliegt einer
der vier Kardinaltugenden. Für den Herrscher ist die
Weisheit charakteristisch, für die Wächter die Tap-
ferkeit, für die Handwerker das besonnene Maß-
halten, das sich in der freiwilligen Anerkennung der
Herrschaft der Besten äußert.

Die Gerechtigkeit als vierte Kardinaltugend ist
erfüllt, wenn jeder der drei Stände das Seine tut,
d.h. die ihm zukommende Tugend vollkommen er-
füllt. Somit wird das platonische Staatsideal in der
Erziehung des Menschen zur Unterwerfung unter
das Staatsinteresse gesehen. Damit die privile-
gierten Stände nicht durch persönliche Interessen
von den Pflichten gegenüber dem Gemeinwesen
abgehalten werden, billigt ihnen Platon keine
Privatsphäre zu. Somit verfügen die herrschenden
Philosophen und Wächter weder über Privat-
eigentum noch über ein Familienleben. Die For-
derung der Beseitigung jeden Privatbesitzes geht
konsequenterweise bis zur Sozialisierung des
Besitzes an Frauen und Kindern, d.h. es herrscht
Frauen- und Kindergemeinschaft (aristokratischer
Kommunismus).11

Das christliche Menschenbild und die Frage nach der Wirtschaftsordnung
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Zur Gerechtigkeit gehört auch die Vermeidung
sozialer Gegensätze. Es soll weder Reichtum noch
Armut geben, da beides die Moral des Menschen
gefährdet. Reichtum macht üppig, träge und unzu-
frieden; Armut führt zu einer niedrigen Denkart und
schlechtem Arbeiten (Politea, 422A). So fordert
Platon, daß niemand mehr als das Vierfache eines
anderen besitzen solle (744E-745A).

Gegen diese ordnungspolitische Konzeption
Platons wendet sich sein Schüler Aristoteles mit der
Idee einer marktwirtschaftlichen Ordnung, wobei
Aristoteles ein anderes Menschenbild entwirft. Die
Familie bildet den Kern des Staatswesens, ohne
den es nicht funktionsfähig ist. An die Stelle der per-
sönlichen Bande kann nichts Abstraktes gesetzt
werden. Der Staat kann dem einzelnen Bürger nicht
die notwendige Geborgenheit geben. Eine Auflö-
sung der Familie stehe zudem im Widerspruch zur
Natur des Menschen. Die Familie bildet also das
sittliche Reservat für den marktwirtschaftlichen
Prozeß. Der Mensch stellt sein Eigeninteresse
nämlich vor das der Gesellschaft: Selbstliebe,
Freude und Streben nach persönlichem Besitz sind
ureigene Triebe des Menschen, die nicht durch
Erziehung unterdrückt werden können. So konsta-
tiert Aristoteles, daß es in der menschlichen Natur
liege, sich vornehmlich um das eigene als um das
gemeinsame Interesse zu kümmern. Besitz- und
Kindergemeinschaft führen daher laut Aristoteles zu
dem Problem, daß Kinder keinen Vater haben, da
sich jeder bei der Versorgung der Kinder auf den
anderen verlasse. Wenn alle für alles verantwortlich
seien, handele nämlich keiner verantwortlich.

Aristoteles kritisiert, daß vielen Menschen Reichtum
und Gelderwerb zum Selbstzweck wird. „Die Tap-
ferkeit solle nicht Geld verdienen, sondern Mut
erzeugen, auch die Feldherrenkunst und die
Medizin sollen nicht des Gewinns wegen betrieben

werden, sondern für Sieg und Gesundheit sorgen”
(Politik 1258a11-14). Wenn Heilkunst nicht betrie-
ben wird, um zu heilen, sondern um sich zu berei-
chern, dann widerstrebt sie dem natürlichen Zweck.
Eine gesellschaftliche Ordnung darf nach Aristo-
teles nicht gegen die Natur des Menschen konzi-
piert werden. Hieraus entwickelte sich der Natur-
rechtsgedanke.

Nach Aristoteles hat der Staat solche Institutionen
und Gesetze zu schaffen, welche die Eigenliebe
des Menschen für die Gesamtheit fruchtbar
machen und Mißbräuche des Erwerbsstrebens
reduzieren. Der Egoismus des Menschen läßt sich
nicht über Appelle und Tugenden eingrenzen, son-
dern über gute Rahmenbedingungen, die das
Interesse des einzelnen auf die Verfolgung des
Gesamtinteresses leiten.

Diese beiden Konzeptionen, der kollektivistische
Entwurf Platons in seinem idealen Staat und der
Naturrechtsgedanke Aristoteles, lassen sich bis
heute als gegensätzliche Konzeptionen und Vor-
stellungen wirtschaftlicher Ordnungen ausmachen.
Beim Ringen um die zu verwirklichende Wirt-
schaftsordnung pendelten die Vorstellungen zwi-
schen diesen beiden extremen Ansätzen. Über
Appelle versuchen die einen, das Verhalten der
Menschen in Richtung auf eine kollektive Ethik zu
verändern; über gute Regeln versuchen die ande-
ren, das Interesse der Menschen so zu lenken, daß
das bonum comune erreicht wird.12

In platonischer Tradition steht Thomas Morus mit
seinem Werk Utopia, das er 1516 publizierte. Der
Name „Utopia” deutet an, daß es diese Gesellschaft
nicht gibt. Analog zu Platons Politeia stellt er eben-
falls in einem Gespräch die gesellschaftliche Ver-
fassung einer Insel, die so groß wie England und
Wales zusammen sein soll, mit dem Namen Utopia
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(Nirgendwoland) dar. Ohne auf die Organisations-
struktur Utopias einzugehen, möchte ich nur erwäh-
nen, daß es Pflicht aller Bürger war, gesellschaftli-
che Arbeit zu verrichten, um zivilisatorische Lei-
stungen zu erbringen. Seine Darstellung zur Arbeit
erinnert an das Arbeitsethos von Puritanern und
Calvinisten. Auch hier wird der Mensch zum gesell-
schaftlichen Dienst erzogen! Die hohe Arbeitspro-
duktivität von Utopia erlaubt eine Arbeitszeit von
sechs Stunden; die Freizeit wird zur geistigen Fort-
bildung in öffentlichen Vorlesungen verwendet. Alle
Bewohner genießen kostenlose, zentral gelenkte
Versorgung mit allen Gebrauchsgütern. Geld ist ge-
nauso überflüssig wie Privateigentum. Das Leben
spielt sich bei staatlicher Gesundheitspflege streng
diszipliniert in Gemeinschaftshäusern ab. Oberstes
Prinzip der Sittenlehre ist das naturgemäße, ver-
nunftgeleitete Leben, in dem Tugenden zu gemein-
schaftlichem und persönlichem Glück befähigen.
Gesetze sind so vorbildlich abgefaßt, daß sie jeder
versteht und Juristen und ihre Spitzfindigkeiten un-
bekannt bleiben.13

Im Zeitalter des Merkantilismus (Aufbau des Na-
tionalstaates) vertraute die Gesellschaft wieder
dem imaginären und patriotischen Staatsmann, der
in unbegrenzter Weisheit und im öffentlichen Inter-
esse den Wirtschaftsprozeß lenkte. Als Reaktion
gegen die erfahrene obrigkeitsstaatliche Gängelei
im Absolutismus, bewegte sich das ordnungs-
politische Pendel in der Epoche der Physiokratie
und Klassik wieder in die andere Richtung: Pour
gouverner mieux, il faudrait gouverner moins! Die
Physiokraten lehnen staatliche Eingriffe zur wirt-
schaftlichen Regulierung ab. Sie betonen die Not-
wendigkeit des Schutzes des Wettbewerbs und
kennen die menschliche Schwäche, sich Privilegien
zu sichern. Eine starke Zentralgewalt soll die vor-
handene Ordnung (ordre positif) nahe an der natür-
lichen Ordnung (ordre naturel) halten.14

Diese neuen Gedanken der Physiokraten, die
Adam Smith in Paris kennenlernt, werden nun vom
englischen Liberalismus übernommen. Betont wird
hierin die Rolle des Privateigentums, die zur ra-
schen Korrektur von wirtschaftlichen Fehlentschei-
dungen führt. Statt des Gerechtigkeitszieles wird
nun das Wohlstandsziel verfolgt. Für das menschli-
che Zusammenleben müssen sich solche Institutio-
nen bilden, die langfristig überlebensfähig sind.
David Hume hat zur gleichen Zeit die Bedeutung
der Arbeitsteilung für den politischen Bereich und
damit die Notwendigkeit der Gewaltenteilung her-
ausgearbeitet. Da der Mensch ein Schurke ist, gilt
dies auch für den Politiker. Die Freiheit der Bürger
ist nur dann geschützt, wenn sich die Schurken ge-
genseitig kontrollieren.

Gesellschaftliche Ziele wie Frieden, Freiheit und
Gerechtigkeit werden nicht durch die Tugenden der
Menschen gesichert, sondern durch gute Institutio-
nen, die es vermögen, das Interesse schlechter
Menschen so umzudirigieren, daß sie damit unbe-
wußt im Sinne des allgemeinen Wohles handeln.
Wirtschaftliche Freiheit und gesellschaftliche Har-
monie sind in einer Marktgesellschaft bei funktio-
nierendem Wettbewerb erreichbar!

Adam Smith betont, daß die Verfolgung des
Eigeninteresses die Gesellschaft weit mehr fördert,
als es die Verfolgung des Gemeinwohls leisten
kann. Er spricht in dem Zusammenhang von einer
„unsichtbaren Hand”. Kaum jemand hat Gutes be-
wirkt, der vorgab, sich bewußt um das Gemeinwohl
zu kümmern!15

Adam Smith betont die wohlfahrtsschaffende Kraft
der Arbeitsteilung. Er unterstreicht die Bedeutung
der Fähigkeitsbildung und die Notwendigkeit des
Austausches von Leistungen. Nicht allein das Ei-
geninteresse führt zu Wohlfahrt, sondern Fortbil-
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dungsdrang, Geschick der Arbeitsteilung und ge-
sellschaftlicher Tausch. Adam Smith fordert z.B.
hohe Löhne als Leistungsanreiz, wodurch er im Ge-
gensatz zur herrschenden Lehre stand.

Der Mensch möchte stets seine Lage verbessern.
Der ungebildete einfache Mensch befriedigt unmit-
telbar seine Bedürfnisse und lebt von der Hand in
den Mund; der verantwortlich handelnde Mensch
bemüht sich um Vorratsbildung. Sparsamkeit ist
daher eine Triebfeder menschlichen Handelns. In
einer arbeitsteiligen Gesellschaft muß der einzelne
laufend eigenständige Beiträge liefern. Eigenstän-
digkeit und Eigeninteresse bedeuten nicht Egois-
mus! Adam Smith überwindet das religiöse mittelal-
terliche Gruppenwesen und unterstellt eine Gesell-
schaft von selbständigen und verantwortlich han-
delnden Bürgern.

Für Adam Smith stellen sich im ökonomischen Zu-
sammenhang auch ethische Fragen. In seiner ethi-
schen Analyse führt er beispielsweise den Sympa-
thiebegriff ein. Der Mensch beurteilt demnach sein
eigenes Handeln stets auch als unabhängiger Be-
obachter. Damit steht ein Korrektiv zum Egoismus
zur Verfügung. Er weist auch auf die Bedeutung
niedriger Stände hin, die ein anderes Lebensziel
haben als die Wohlhabenden, die nicht arbeiten
müssen. Die niedrigen Stände verkörpern positive
ethische Werte wie Redlichkeit, Klugheit, Edelmut
oder Offenherzigkeit. Höchste Staatsämter werden
deshalb häufig von Männern aus niedrigen Ständen
ausgeführt, während der Mann von Rang Be-
schwernisse vermeidet und lieber auf dem Tanzball
eine gute Figur abgeben will.16

Adam Smith strebt eine harmonische Ordnung über
einen funktionierenden Wettbewerb an. Der
Mensch kann hierbei seine Verhaltensweise selbst
bestimmen, wobei Gott (im Sinne von Gottheit; Haß

2001) als letzte Instanz und Quelle seiner ethischen
Werte anzusehen ist: Nur die religiöse Welt kann
den Menschen trösten, diszipliniert wird er durch
den Wettbewerber.

Nicht die stoische Hingabe an die Gegebenheiten
oder an die Gemeinschaft stehen für Smith im Vor-
dergrund, sondern das Achthaben auf das eigene
Wohlergehen. Die Religion bildet dabei das histori-
sche Fundament allgemeiner gesellschaftlicher Re-
geln. Ihr Befolgen macht den Menschen zum Mit-
arbeiter Gottes: In Smiths Ausführungen besteht
das oberste Gebot für den Menschen darin, den
Willen der Gottheit zu tun.

Im Laufe der liberalen Weiterentwicklung wurden
die Gedanken von Adam Smith vereinfacht.
Menschliches Handeln wurde auf eine „Beefsteak-
Philosophie” (Schumpeter) verkürzt. Die marginale
Revolution in der Volkswirtschaftslehre (Mikroöko-
nomik) betonte den Nutzen. Der Mensch wird durch
Lust bzw. Unlust angetrieben. Ziel des wirtschaftli-
chen Handelns sei es, ein Maximum an Freude zu
erreichen, wobei zuerst die niedrigen Bedürfnisse
zu befriedigen und dann höhere anzustreben sind.
Die Ökonomik wurde zur Lehre einer individuellen
Freude degradiert, der einzelne Mensch wurde zu
einer „nutzen-maximierenden Maschine” erniedrigt.

Die deutsche historische Schule (Schmoller) sieht
den Menschen immer in bezug auf die Gemein-
schaft. Die Bedeutung von Familie, Gemeinde und
Staat wird von der historischen Schule wieder in
den Vordergrund gestellt. Während Adam Smith die
Menschen so nimmt wie sie sind, will Schmoller sie
wiederum moralisch erziehen und wendet sich ge-
gen Profitmacherei und Nutzenmaximierung. Auch
betont er die Wichtigkeit der Arbeit zur geistigen
Schulung und hebt die Tugenden Fleiß, Sparsam-
keit, Beherrschung der Technik usw. besonders
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hervor. Dreh- und Angelpunkt dieser Vorstellungen
bildet das Wesen des Sittlichen. Erst durch Refle-
xion von Kausalzusammenhängen erlangen Eliten
die Weisheit zur Leitung des Staates. Das sittliche
Urteil des Menschen entsteht aus einer Kombina-
tion von geschulter Wahrnehmung, eigenständiger
Reflexion und sinnvoller Nachahmung, also aus
einer Verbindung von Theorie und Praxis. Der Staat
bildet dabei den Kristallisationspunkt des sittlichen
Lebens. Sitte und Kultur in einem harmonischen
Staatswesen, das auf gemeinsame Werte aufge-
baut ist, sind die Ziele der deutschen historischen
Schule.17

Der Geist im Wirtschaftsleben wird von Werner
Sombart analysiert. Insbesondere der Unterneh-
mergeist ist entscheidend für die wirtschaftliche
Entwicklung. Der sparsame Wirt wird nun das Ideal
des Bürgers; Müßiggang wird abgelehnt. Als bür-
gerliche Tugenden gelten Sparsamkeit, Zeitökono-
misierung, Ordnungsliebe und Fleiß. Eine hohe
Geschäftsmoral (kaufmännische Solidität) ist inte-
graler Bestandteil des Unternehmungs- und Bür-
gergeistes. Sombart überzeichnet jedoch die Vor-
teile der kapitalistischen Wirtschaftsordnung.

Die „unsichtbare Hand” von Adam Smith wird bei
Keynes wieder durch die „sichtbare Hand” der
staatlichen Wirtschaftspolitik ersetzt. Das Versagen
des Liberalismus in sozialer Hinsicht führte dazu,
daß Keynes zur Realisierung der gesellschaftlichen
Harmonie wiederum den Staat verantwortlich
machte. Vom „Government of Law” führt der Weg
direkt zum „Government of Men”. Nicht gute Institu-
tionen, sondern urteilsfähige Persönlichkeiten sind
gefordert. Dem politisch Verantwortlichen wird zu-
getraut, die rechte Wirtschaftspolitik zu setzen. Die
unsichtbare Hand von Adam Smith wird durch die
ordnende Hand des Politikers ersetzt.
Das Versagen des Keynesianismus führte wieder-

um zur Renaissance des Liberalismus (Neolibera-
lismus), wo insbesondere Hayek eine große Rolle
spielt. Im deutschsprachigen Raum etablierte sich
nach dem Zweiten Weltkrieg die Schule der Ordo-
Liberalen (Freiburger Schule), die einen dritten
Weg zwischen dem englischen Liberalismus und
dem marxistischen Sozialismus gehen will. Dabei
werden auch Gedanken der Historischen Schule
(Rolle des Staates zur Überwindung sozialer
Ungerechtigkeiten) eingearbeitet. Ohne jetzt auf die
Grundkonzeption der Sozialen Marktwirtschaft ein-
zugehen, möchte ich wenigstens ihre beiden Pfeiler
nennen: Marktwirtschaftlicher Leistungswettbewerb
und sozialer Ausgleich.

Der Markt leistet die Motivationsteuerung. Gut ge-
meinte politische Vorgaben scheitern und sind kei-
ne Alternative zum Wettbewerbsprozeß, der die
notwendige Disziplinarüberwachung zu überneh-
men hat.

Nach Müller-Armack ist die Soziale Marktwirtschaft
zwei sittlichen Zielen verpflichtet, nämlich der Freiheit
und der sozialen Gerechtigkeit. Das Freiheitsprinzip
des Marktes muß also mit dem sozialen Ausgleich
verbunden werden. In der Konzeption der Sozialen
Marktwirtschaft wird der Mensch so genommen, wie
er sich darstellt. Im Gegensatz zu anderen Kon-
zeptionen der Wirtschaft muß er nicht umerzogen
werden. Durch einen funktionierenden Wettbewerb
wird das Eigeninteresse in gesellschaftlich positive
Resultate gelenkt. Daher erfüllt die Soziale Marktwirt-
schaft die ethische Forderung der Sachgemäßheit
und des Menschengemäßen (Rich 1985).

In der Sozialen Marktwirtschaft wird die „Moral der
Gegenseitigkeit” beachtet, die Reziprozität im einzel-
wirtschaftlichen Verhalten (do ut des). Der marktwirt-
schaftliche Tauschmechanismus macht die Markt-
wirtschaft daher zu einem adäquaten Ordnungstyp
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anonymer Großgesellschaften, in welchen man sich
auf die Moral des einzelnen nicht mehr verlassen
kann. Die Soziale Marktwirtschaft erlaubt damit eine
große ethische Heterogenität ihrer Bürger und ist
somit durch eine große Offenheit geprägt.

Die Gründer der Sozialen Marktwirtschaft waren in
einem hohen Maße vom Christentum beeinflußt.18

Der Kartellrechtler Franz Böhm war Mitglied der
Bekennenden Kirche ebenso wie Walter Eucken
und Helmut Thielecke. Constantin von Dietze war
nach dem Krieg Mitglied der Badischen Landes-
synode und des Rates der EKD (Thielicke 1979). Im
Oktober 1942 bat Dietrich Bonhoeffer, ein führen-
der Protestant in der Widerstandsbewegung,
Mitglieder des Freiburger Kreises um ein wirt-
schaftspolitisches Programm, das auf einer ökume-
nischen Weltkonferenz der Kirchen nach dem
Kriege diskutiert werden sollte. Aus diesem Anlie-
gen entstand die „Freiburger Denkschrift”, die im
November 1942 im Hause von von Dietze diskutiert
und im Januar 1943 bei größter Geheimhaltung fer-
tiggestellt wurde. Die Vertreter der Arbeitsgruppe
„Freiburger Kreis” verstanden sich als bewußte
Christen und versuchten, eine Wirtschaftsordnung
zu entwerfen, die biblischen Aspekten Rechnung
trug. Aus ihrem Christsein fanden sie Kraft zum
Widerstand und Anregung für die Gestaltung der
wirtschaftlichen Ordnung, wobei sie auf Gedanken
der katholischen Soziallehre zurückgreifen konnten
und Impulse aus der evangelischen Sozialethik auf-
nahmen. Wilhelm Röpke (1979a; 1979b; 1981)
betonte: Das Maß der Wirtschaft ist der Mensch,
das Maß des Menschen ist sein Verhältnis zu Gott!

Zu den moralischen Vorzügen einer Marktwirtschaft
gehört, daß sie im Grunde genommen das bisher
einzig bekannte Mittel zur Verwirklichung einer inter-
nationalen Solidarität darstellt. Der marktwirtschaftli-
che Regelmechanismus erreicht eine Konkreti-

sierung der Nächstenliebe, ohne daß die Beteiligten
das unbedingt anstreben.20 Röpke (1979b; 1981)
betont zudem, daß die Marktwirtschaft den Anspruch
erheben kann, die am wenigsten auf Zwang und
Gewalt beruhende Ordnung der Geschichte zu sein.

Die gegenwärtige Wirtschaftspolitik mit der zuneh-
menden Einschränkung individueller Freiheit ist ein
Beweis dafür, daß bürokratische und politische
Eingriffe in den Marktprozeß langfristig wiederum zu
einer staatlichen Gängelung der gesamten Gesell-
schaft führen, mit einer Abnahme gesellschaftlicher
Wohlfahrt und der Verfehlung des Zieles der sozia-
len Gerechtigkeit (v. Weizäcker 1998).

Der Sozialdemokrat Karl Schiller versuchte zur Zeit
von Kanzler Helmut Schmidt, die Soziale Markt-
wirtschaft weiterzuentwickeln. Wirtschaftsminister
Karl Schiller betonte wiederum die kollektive Ver-
nunft, die er in konzertierten Aktionen am runden
Tisch vermutete, was zu einer stärkeren Manipula-
tion und Vermachtung der deutschen Wirtschaft
führte und unsere Wettbewerbsfähigkeit senkte.
Der wortgewandte Schiller wollte den Freiburger
Imperativ (ordo-liberale Position) mit der keynesia-
nischen Botschaft verbinden, wobei allerdings die
ordnungspolitischen Aspekte zu kurz kamen.

3 Skizzierung einiger Aspekte
des christlichen Menschenbildes

Der Mensch ist kein Selbstschöpfer aus dem
Nichts. Er ist durch etwas in der Welt, was er nicht
ist. Daher ist der Mensch sich nie selbst genug. Er
benötigt positive Ziele außerhalb seiner Existenz.
Der Mensch braucht zum erfüllten Leben einen Le-
benssinn und hat eine von Gott gestellte Aufgabe
zur Erhaltung seiner Existenz und seiner Umwelt.
Der Kirchenvater Thomas von Aquin hat sich als
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erster systematisch-theologisch mit wirtschaftlichen
Fragen beschäftigt. Dabei folgt er Vorstellungen
von Aristoteles. Während Platon religiöse Werte
und ethische Aspekte und die Notwendigkeit von
Tugenden unterstellt, baut Aristoteles seine Vorstel-
lungen auf die menschliche Vernunft auf. Thomas
von Aquin verfolgt den aristotelischen Ansatz und
verbindet ihn mit christlichem Gedankengut. Da
Gott der creator ist, muß auch seine Schöpfung von
Gott ausgehen und auf ihn als Ziel ausgerichtet sein
(finis ultimus). Nur dadurch kann der Mensch seine
Glückseligkeit vollenden (beatitudo perfecta). Er
betont insbesondere die soziale Dimension des
Wirtschaftens (communicatio oeconomica) und
postuliert beim Umgang mit materiellen Gütern die
Bedeutung von Klugheit (prudentia) und Weisheit
(sapientia). Letztes Ziel des Wirtschaftens soll das
Wohlergehen eines Gemeinwesens sein (totum
bene vivere). Das bonum comune wird erreicht,
wenn alle Menschen das zum Leben Notwendige
und Angemessene erhalten. Um verantwortlich vor
Gott mit dem Gut umgehen zu können (und damit
auch Gutes tun zu können!) benötigt der Mensch
Eigentum (Beutter 1989).

Auch die Reformation betont die Verantwortung des
Menschen vor Gott und sieht ihn in einer Doppel-
existenz von Geist und Schöpferkraft (Kultur-
mensch) und als Teil der Natur und Begrenztheit.
Der Mensch ist frei, hat schöpferische Möglichkei-
ten und kann sittlich und verantwortlich handeln.
Diese Freiheit ermöglicht auch ein Scheitern. Er
sollte seine von Gott gegebene Vernunft zur Ord-
nung wirtschaftlicher Beziehungen einsetzen, da
die biblischen Schriften keine Vorgaben für eine
konkrete Wirtschaftsordnung enthalten.21

Nach biblischer Vorstellung ist der Mensch ein
„gefallener” Mensch, er handelt nicht immer gut, er
ist erlösungsbedürftig und auf Gemeinschaft ange-

legt. „Es ist nicht gut, daß der Mensch alleine sei”,
heißt es schon im Schöpfungsbericht (1. Mose/
Genesis 2,18). Der Mensch ist nicht nur auf Gott
ausgerichtet, sondern hat auch eine Verantwortung
für den Nächsten. Weil er ein gefallener Mensch ist,
benötigt er sozialen Schutz und müssen Gesetze
gegeben werden, damit die Freiheit nur noch in
einer gewissen Bandbreite gewährt werden darf.
Nach biblischen Vorstellungen muß eine Wirt-
schaftsordnung für Sünder (Lachmann 1984) ge-
schaffen werden. Ist der Mensch besser, als die
Wirtschaftsordnung unterstellt, schadet es nicht; ist
die Wirtschaftsordnung für den Menschen zu gut,
benötigt man zu ihrem Funktionieren quasi Engel,
mit den vorhandenen Menschen ist sie zum Schei-
tern verurteilt.

Wie Gott die Menschen in Freiheit verantwortlich
handeln läßt, so müßte eine Wirtschaftsordnung
konzipiert werden, die dem Menschen diese Frei-
heit läßt, und ihn dennoch zu verantwortlichem
Handeln zwingt, was für eine marktwirtschaftliche
Ordnung sprechen würde. Gott kümmert sich auch
um die Benachteiligten und Unterdrückten; davon
zeugen die vielen sozialen Vorschriften im Alten
Testament. Verwiesen sei beispielsweise auf das
Erlaßjahr (5. Mose/Deuteronomium 15,1). Selbst-
schuldnerische Bürgschaften müssen alle sieben
Jahre erlassen werden. Das Erlaßjahr ist im Zu-
sammenhang mit der alle sieben Jahre wiederkeh-
renden Brache des Ackers, der Hilfe für die Armen
und der Freilassung hebräischer Sklaven zu sehen.

Alle sieben mal sieben Jahre, also im fünfzigsten
Jahr, wurde das Erlaßjahr zu einem Jobeljahr. Wer
durch Schulden versklavt worden war, kam wieder
frei. Wer gezwungen war, sein Land zu verkaufen,
dem wurde seine Immobilie wieder zurückgegeben.
Auch in diesem Jahr hatte das Land brach zu blei-
ben. Aus dieser Regelung ließ sich die Notwendig-
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keit einer Sozialpolitik, insbesondere die Sozialhilfe,
ableiten. Auch spricht das Jobeljahr für die Institu-
tion des Privateigentums. Gott will nicht, daß der
Mensch verarmt, der Mensch soll in der Lage sein,
sich seinen Lebensunterhalt selber zu verdienen.
Dafür wurde alle fünfzig Jahre die ursprüngliche
Vermögensordnung (Land galt als das einzige Pro-
duktionskapital) wiederhergestellt. Da der Mensch
nur einmal lebt, soll er nicht für den Rest seines
Lebens verarmen; Gott hat durch diese Regelungen
den Menschen immer wieder eine neue Chance
geben wollen. Der Mensch ist also nach biblischen
Vorstellungen frei, aber auch sozial gefährdet. Des-
halb benötigt er Regelungen zum sozialen Schutz,
was beinhaltet, daß der „Erfolgreichere und Glück-
lichere” eine soziale Verantwortung für den hat, der
bedürftig ist, „Pech hatte” oder eine unvernünftige
wirtschaftliche Entscheidung fällte.

Entscheidende Bedeutung erhält das biblische Men-
schenbild, wenn über die Grundlage der Wirtschafts-
politik nachgedacht wird. Die heutige Politik macht
den Fehler, von guten Menschen auszugehen. Ver-
nünftig und rational sind solche Regelungen dage-
gen, die einen nicht immer gut handelnden Men-
schen unterstellen. Regeln und Gesetze müssen für
Schurken gemacht werden, d.h. es muß stets über-
prüft werden, inwieweit vorhandene gesellschaftli-
che Regelungen mißbraucht werden können.

Die biblische Theologie betont (hier wären insbe-
sondere die Psalmen zu nennen), daß der Mensch
einen Arbeitsauftrag hat und durch seine Arbeit
Gottes Mitarbeiter wird, Teilhaber ist an der Weiter-
schöpfung Gottes auf dieser Erde. Müßiggang wird
abgelehnt, Fleiß positiv gesehen, wobei eine Be-
schränkung der Arbeit durch das Gebot des Streiks
gegen die Arbeit an jedem siebenten Tag ange-
deutet wird.22

An dieser Stelle möchte ich einen Gedanken von

Sombart anfügen, der kritisiert, daß der kapitalisti-
sche Geist den Menschen zu einem „bis zum Wahn-
sinn arbeitenden Menschen” treibt. Hierin sieht er
die seelische Verödung in unserer Gesellschaft. Der
moderne Wirtschaftsmensch verarmt seelisch und
wird dadurch zur Liebe unfähig, was insbesondere
für Männer gilt. „Zu einem intensiven Erfülltsein mit
zarten Liebesgefühlen fehlt diesen Männern ebenso
die Zeit wie zu einem galanten Liebesspiel, und die
Fähigkeit der großen Liebesleidenschaften besitzen
sie nicht. Entweder sie kümmern sich um die Frauen
überhaupt nicht, oder sie begnügen sich mit den
äußeren Liebesgenüssen, welche die käufliche
Liebe zu bieten (ver)mag.”23

4 Soziale Marktwirtschaft
aus der Sicht des
biblischen Menschenbildes

Auf die ideologischen, theologischen und christli-
chen Voraussetzungen der Begründer der Sozialen
Marktwirtschaft bin ich schon im ersten Teil einge-
gangen. Viele der Väter der Sozialen Marktwirt-
schaft fühlten sich dem christlichen Glauben
gegenüber verpflichtet und würden heute teilweise
als fundamentale Christen angesehen werden
(Bonhoeffer, Thielicke, Dietz, Eucken). In diesem
letzten Teil will ich nun zeigen, daß die Konzeption
der Sozialen Marktwirtschaft biblische Elemente
verarbeitet. Sie unterstellt Menschen, die nicht im-
mer über Tugenden zu lenken sind und daher
richtige Anreize für Tätigkeiten zur Verbesserung
des Gemeinwohls benötigen. Gleichfalls wird die
soziale Verantwortung der Gemeinschaft für Be-
dürftige und Gescheiterte unterstrichen. Betont
werden soll, daß eine hohe Moral zu einer besse-
ren Funktionsweise der Sozialen Marktwirtschaft
beiträgt!
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Mit dem 20. Juni 1948, der Einführung der DM,
kann man den Beginn der Sozialen Marktwirtschaft
ansetzen. Gleichzeitig hat Ludwig Erhard einen
Großteil der damaligen Bewirtschaftungsmaßnah-
men außer Kraft gesetzt.24 Wirtschaftliche Freiheit
und soziale Gerechtigkeit sind die beiden Pfeiler
dieser Konzeption. Ludwig Erhard, damals Direktor
der Wirtschaftsverwaltung der Bizone, sah insbe-
sondere in der Vollbeschäftigung eine Möglichkeit,
diese beiden gesellschaftlichen Ziele zu erreichen
(Wünsche, 1986). Wie aus den Ausführungen deut-
lich wurde, werden damit wesentliche Aspekte des
biblischen Menschenbildes berücksichtigt.

Diese Konzeption der Sozialen Marktwirtschaft ist
aus biblischer und verantwortungsethischer Sicht
voll zu bejahen. Hierdurch werden Regeln gesetzt,
die zu einem ethisch vertretbaren gesellschaftlichen
Ziel beitragen, nämlich einer höchstmöglichen Ver-
sorgung der Menschen mit wirtschaftlichen Gütern
zur Bedürfnisbefriedigung. Gleichzeitig wird die
Freiheit des Menschen nicht angetastet und seiner
sozialen Sicherung Rechnung getragen.25 Kritisiert
wird der marktwirtschaftliche Ansatz oft wegen der
Betonung des Wettbewerbs. Die positiven Seiten
des Wettbewerbs werden jedoch auch in der Bibel
hervorgehoben. Paulus, vertraut mit der sportlichen
Begeisterung der Griechen, vergleicht des öfteren
das menschliche Leben mit einem Wettlauf.26 Eine
sorgfältige individualethische Analyse zeigt, daß
auch aus motivationsethischen Gründen die Soziale
Marktwirtschaft voll bejaht werden kann (Novak
1982; Lachmann 1988a). Einige Berührungspunkte
des biblischen Menschenbildes mit der Konzeption
der Sozialen Marktwirtschaft seien zum Schluß kurz
aufgeführt.

– Der Mensch handelt in freier Verantwortung, da
er alleine seine Bedürfnisse und Fähigkeiten
am besten kennt. Wäre eine andere Instanz für

seine Wohlfahrt verantwortlich, würden seine
Bedürfnisse nicht optimal befriedigt. Es käme
leicht zu einer wirtschaftlichen Vergewaltigung
mit dem Verlust an politischer Freiheit.

– Die Übernahme sozialer Verantwortung durch
den Staat mit Hilfe einer Sozialpolitik wird dazu
führen, daß die Grundbedürfnisse aller Men-
schen befriedigt werden können. Damit würde
das alttestamentliche Gebot der Armenpflege
beachtet (die Sozialhilfe muß nicht zurückge-
zahlt werden: Erlaßjahr). Nächstenliebe wird
staatlich organisiert. Kein Mensch darf durch
das soziale Netz fallen! Die sozialpolitischen
Regeln dürfen den Menschen jedoch nicht
überfordern. Kollektive Regelungen führen
leicht zu Problemen des Gefangenen-Dilem-
mas und zu einer Freibier-Mentalität.

– Die Soziale Marktwirtschaft benötigt eine Mini-
malmoral. Ethisches Handeln wird gefordert –
reine Zweckrationalität reicht nicht aus. Eine
Marktwirtschaft lauter Ganoven ist kein idealer
Gesellschaftszustand. Jenseits von Angebot
und Nachfrage liegen ihre Erfolgsbedingungen
(Röpke, 1979c).

– In der Sozialen Marktwirtschaft wird ordnungs-
ethisch argumentiert, die Bedeutung der Gesin-
nungsethik wird ebenfalls gesehen. Gesell-
schaftliche und moralische Mißstände lassen
sich nicht allein durch moralische Appelle lö-
sen, sondern benötigen vornehmlich Reformen
von Institutionen. Ethik und Moral werden in
einer Gesellschaft häufig durch falsche, wenn
auch gutgemeinte, Regelungen gefährdet. Der
überhöhte soziale Bestandsschutz senkt die
Flexibilität einer Gesellschaft und gefährdet
ihre Wettbewerbsfähigkeit. Menschen gewöh-
nen sich an die staatliche Unterstützung und
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werden gerade dadurch zu Hilfeempfängern
degradiert. Moralische Appelle helfen bei
schlechten Regelungen nicht. Wenn der Ehr-
liche und Anständige stets der Dumme und
Übervorteilte ist, werden in einer Gesellschaft
die Ehrlichen und Anständigen immer weniger
werden.27 Die Bibel hat also eine sehr realisti-
sche Sicht des Menschen, und die Soziale
Marktwirtschaft versucht diesem Aspekt Rech-
nung zu tragen. Andere Zuteilungsmechanis-
men verlangen eine höhere ethische Qualität
des Menschen.28

Die Soziale Marktwirtschaft berücksichtigt damit im
Vergleich zu anderen Wirtschaftsordnungen am
stärksten wichtige Aspekte des biblischen Men-
schenbildes. Dies erklärt auch die hohe Wirtschafts-
leistung zu Beginn der Bundesrepublik Deutsch-
land. Im Vergleich zu anderen Nachbarländern war
die Bundesrepublik Deutschland nach dem 2. Welt-
krieg in der Lage, hohe Wachstumsraten zu erzie-
len, andere Länder in ihrer wirtschaftlichen Entwick-
lung zu überholen und das Problem der bestehen-
den hohen Arbeitslosigkeit (Kriegsfolge) rasch zu
beseitigen. Nicht umsonst sprach das britische
Wirtschaftsblatt „The Economist” schon 1952 vom
deutschen Wirtschaftswunder. Das Abweichen von
ihren wirtschaftspolitischen Grundsätzen seit der
zweiten Hälfte der 60er Jahre und die zunehmende
Säkularisierung der deutschen Gesellschaft sowie
das Versagen der beiden Kirchen mit einem Verlust
biblisch begründeter Werte führte zu einer Anglei-
chung der wirtschaftlichen Entwicklung Deutsch-
lands an die anderen Industriestaaten, wobei
Deutschland mittlerweile in einigen relevanten
Bereichen das Schlußlicht der OECD-Staaten dar-
stellt. Ein realistischeres Menschenbild, eine Re-
naissance wirtschaftspolitischer Konzeptionen, die
auf einem biblischen Menschenbild beruhen, und
eine daraufhin ausgerichtete Wirtschaftspolitik wür-

den als unbeabsichtigte Konsequenz auch eine
bessere soziale und wirtschaftliche Entwicklung in
Deutschland begünstigen.

Anmerkungen

1 In den USA erschien im Zeitraum 1909-15 eine Schriften-
reihe mit dem Namen „The Fundamentals – A Testimony
to the Truth”. Aus dieser Schriftenreihe leitet sich der
Begriff ab, der insbesondere im anglo-amerikanischen Be-
reich eine Form konservativen evangelikalen Protestantis-
mus darstellt (evangelikale Bewegung). Obgleich weit gefä-
chert, haben diese Bewegungen die Unfehlbarkeit der
Schrift im theologischen Zentrum. Dadurch werden andere
trennende Fragen unwesentlich, so daß die evangelikale
Bewegung inter-konfessionell wirkt. Zum Fundamentalimus
sei auf die Übersichtsartikel verwiesen in: Evangelisches
Kirchenlexikon. Internationale theologische Enzyklopädie
Band 1, Göttingen 1986, Sp. 1404–1406 sowie auf die
Beiträge in: Religion in Geschichte und Gegenwart.
Handwörterbuch für Theologie und Religionswissenschaft
(RGG), Tübingen 2000, Band 3, 4. Auflage, Sp. 414–426.
Siehe auch den Tagungsbeitrag von Karl Kardinal
Lehmann.

2 Fundamentalistische Denker sind nicht unbedingt unwis-
senschaftlich! So werden z.B. einige Fundamentalisten
wissenschaftlich belächelt, weil sie eine Kreation unterstel-
len und eine „Selbstschöpfung” aus dem Nichts ablehnen.
Hierbei handelt es sich, wissenschaftstheoretisch gesehen,
jeweils um eine Glaubensaussage! Viele christliche Funda-
mentalisten setzen als Axiom „Am Anfang war Gott und
schuf den Kosmos”; Evolutionisten setzen als Axiom „Am
Anfang war die Materie (ein Urknall usw.) und sie schuf
sich von selbst”. Beide Aussagen sind wissenschaftlich
nicht überprüfbar und geben uns intellektuelle Schwierig-
keiten auf, da es dem Menschen normalerweise schwer
fällt, den Anfang bzw. ein immer bestehendes Sein ohne
Anfang zu verstehen. Kritisch wird der Wissenschaftler fra-
gen: Warum ist, was ist, und wo kommt das her, was ist?
Keiner war bei der Schöpfung dabei. Es handelt sich also
sowohl bei der so genannten evolutionistischen Wissen-
schaft im Sinne der Selbstschöpfung als auch bei der
christlichen Aussage „Gott als Schöpfer” wissenschaftlich
gesehen um ein Axiom. Ein Axiom kann nicht hinterfragt
werden und begründet demzufolge eine Ideologie. Es
kommt darauf an, inwieweit aus diesem Axiom brauchbare
Thesen und Handlungsanweisungen abgeleitet werden
können.
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3 Vergleiche Ronald Sider (1981; 1982) sowie sein vor 25
Jahren unter Studenten sehr stark diskutiertes Werk: Sider
(1978); die konträre Sicht findet sich beispielsweise in
David Chilton (1981) oder Harold Lindsell (1983).

4 Vergleiche hierzu Werner Lachmann (1984; 1988b; 1989;
1992). Den Kapitalismus ablehnend Gollwitzer (1974;
1981; 1982), siehe auch Teichert (1976); von katholischer
Seite die Marktwirtschaft verteidigend Novak (1982).

5 Vergleiche die Beiträge in Gutmann/Schüller (1989).

6 Die folgenden Ausführungen folgen meinem Beitrag in
Lachmann (2003b).

7 Als Gegenbewegung zu der individualistisch-liberalen Idee
der klassischen Nationalökonomie, die in Adam Smith
ihren modernen Gründer hat, entstand in Deutschland im
Rahmen der romantischen Schule eine universalistisch-
organologische Sichtweise, die sich in dem Beitrag von
Friedrich List und abgewandelt in den beiden historischen
Schulen manifestiert. W. Roscher und B. Hildebrandt von
der älteren und G. Schmoller und L. Brentano aus der jün-
geren historischen Schule wären hierbei zu erwähnen. Als
Nachklang zur historischen Schule läßt sich das Denken in
Wirtschaftsstilen verstehen. In diesem Zusammenhang
wird der Begriff der Ordnung als eine soziale Geordnetheit
bestimmt. Die Vorstellungen der Sozialen Marktwirtschaft
gehen auf diese Vorstellungen zurück. Insbesondere
Friedrich List kritisiert die Außerachtlassung der Nationen,
die man vor lauter Individuen nicht sehe und beschreibt
sein Werk als „nationales System”. Der Nationalökonomie
der historischen Schule stünde dann die Weltökonomie
Adam Smiths und der Klassiker gegenüber. Verwiesen sei
auch auf Kolb (1997).

8 Vgl. Platon: Politeia, ab dem 2. Buch; der Vorschlag des
aristokratischen Kommunismus sowie der Gleichheit der
Frau werden im 5. Buch vorgestellt.

9 Platon tritt auch für die Gleichberechtigung der Frauen ein
(Politeia 451C ff.).

10 Die Haltung zur Arbeit in den einzelnen Kulturen kann man
nachlesen in Lachmann (1995a) und Egelkraut (1984).
Dort auch weitere Literaturhinweise.

11 Insbesondere das 5. Buch von Politeia beschäftigt sich
mit diesen Fragen. Vgl. auch Bertram Schefold (1989)
und Joachim Starbatty (1980): Zur Erhaltung des idealen
Staates müssen nach Sokrates die neugeborenen und
heranwachsenden Kinder mit größter Sorgfalt erzogen
werden, damit der Nachwuchs im rechten Geist heran-
wächst. Deshalb hat Platon einen großen pädagogischen

Abschnitt in die „Politea” eingefügt. Auch die Frauen und
Mütter, da Ersterzieherinnen der jungen Staatsbürger,
müssen zu einem erfolgreichen Wirken des Staates erzo-
gen werden. (Politea 451C-457B). Den Dialog verkürzt
wiedergebend trägt Sokrates vor (Politea 457C-D): „Ich
will, daß alle diese Frauen allen Männern gemeinsam
gehören sollen, keine aber einzeln mit einem Manne
zusammenwohnen soll. Auch die Kinder sollen der
Gemeinschaft gehören, und der Vater darf seinen Sohn
nicht kennen, das Kind nicht den Vater. So halten sich
alle für verwandt und jeder ehrt den Nächsten als seinen
Vater oder Bruder, als Mutter oder Schwester. Als Folge
wird keiner den anderen schädigen oder kränken! Die
vollkommene Gütergemeinschaft wird Streit, Haß und
Zwietracht verschwinden lassen, da ja alle die gleichen
Interessen haben.” – Phaleas von Chalkedon und
Hippodamus von Milet hatten jedoch schon vor Platon
ähnliche Gedanken geäußert.

12 Zu den Vorstellungen des Thomas von Aquin wird auf Teil
3 des Beitrags verwiesen.

13 Einige Bemerkungen zum Leben der Utopier seien ange-
fügt. Sie müssen alle zwei Jahre von der Stadt aufs Land
ziehen, so daß jedes Jahr die Hälfte der Landbewohner
wieder in die Stadt zieht. Damit sind alle Utopier in Land-
wirtschaft und in einem Handwerk ausgebildet. Die Häuser
werden alle zehn Jahre neu verlost, so daß sich keiner als
Besitzer fühlen kann. Mahlzeiten werden gemeinsam in
den Hallen eingenommen und mit einer moralischen Ab-
handlung eröffnet. Das Gold dient den Utopiern zur Her-
stellung unedler Geräte, Fußfesseln, Nachtgefäße usw.
Verbrecher müssen goldene Ringe an den Fingern und
Ohren sowie Goldketten um den Hals tragen. So sorgt
man dafür, daß Gold und Silber bei den Utopiern in Verruf
steht. Perlen und Diamanten gelten als Spielzeug für die
Kinder. Erwachsene Utopier tun solchen Tand aus Scham-
und Ehrgefühl ab, wie bei uns Erwachsene Murmeln, Bälle
und Puppen verwerfen. Somit wird die Bevölkerung dahin-
gehend erzogen, daß sie Gold, Silber und Edelsteine als
wertlos betrachtet. Gleichheit aller und Einfügung in das
gesellschaftliche Leben werden durch Erziehung, und
wenn das nicht ausreicht, durch Zwang durchgesetzt.

14 Als natürliche Ordnung wird die von Gott für das Leben der
Menschen gewollte Ordnung angesehen. Die Physiokratie
legt ihr Gewicht auf die natürliche Ordnung und kann als
Wissenschaft von der natürlichen Ordnung bezeichnet
werden. Mit Hilfe der Vernunft ist die natürliche Ordnung
herauszufinden; die tatsächliche Wirtschaftsordnung wur-
de als ordre positif bezeichnet. Die tatsächliche Ordnung
sei so eng wie möglich an die natürliche Ordnung heran-
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zubringen. Physiokraten betonen wiederum die Wichtigkeit
des Naturrechts! Zu den dogmengeschichtlichen Überle-
gungen siehe auch Gerhard Kolb (1997).

15 Verwiesen sei auf die beiden wichtigen Publikationen von
Adam Smith (dt. 1985) „The Theory of Moral Sentiments”
von 1759 und „An Inquiry into the Nature and Causes of
the Wealth of Nations” (dt. 1990) von 1776. Siehe auch
Starbatty (1980).

16 Vgl. Helmut Woll (1994, Kap. II: Arbeitsteilung und Sympa-
thie: Adam Smith, S. 16 ff).

17 Vgl. Woll (1994, Kap. VI: Geschichte und Institutionen:
Gustav v. Schmoller sowie für die folgenden Überlegungen
Kap. VII: Der Geist im Wirtschaftsleben: Werner Sombart).

18 Einen guten Überblick findet man in Rübsam/Schadeck
(1990), Lachmann (2000a), Thielicke (1979) sowie einigen
Beiträgen in Brakelmann (1994).

19 Diese Denkschrift wurde auf der Weltkonferenz der Kir-
chen in Amsterdam 1948 tatsächlich diskutiert. Verwiesen
sei auf Rieter und Schmolz (1993) mit weiteren Literatur-
hinweisen.

20 Zu den ideengeschichtlichen Wurzeln der Sozialen Markt-
wirtschaft vergleiche Gernot Gutmann (1998). Weitere
Ausführungen befinden sich in Lachmann (1984; 1989;
1992; 2000a; 2000b; 2000c).

21 Gott wohlgefälliges Handeln ist in allen Regierungs- und
Wirtschaftsordnungen möglich. Der Prophet Daniel war
Berater eines „absolutistischen Herrschers” in der Babylo-
nierzeit. Der Sohn des Erzvaters Jakobs (Israel), Joseph,
zentralisierte in Ägypten die Wirtschaftsordnung und schuf
Vorräte während der guten sieben Jahre für die folgenden
sieben schlechten Jahre. Im Allgemeinen nehmen die bib-
lischen Schriften die herrschende Wirtschaftsordnung als
gegeben an, wobei jedoch eine Tauschwirtschaft im Vor-
dergrund zu stehen scheint (1. Mose/ Genesis 41).

22 Vgl. hierzu auch Egelkraut (1984) und Lachmann (1995a).
Einen guten Überblick über die biblische Sicht des Men-
schen findet sich bei Gerhard von Rad (1970) sowie Hans
Walter Wolff (1977).

23 Werner Sombart (1923. 229), zitiert nach Woll (1994. 90).

24 Vgl. hierzu ausführlich Werner Lachmann (1999) sowie
Giersch et al. (1992) und Schlecht (1981).

25 Zur Ethik der Sozialen Marktwirtschaft siehe Werner

Lachmann (2003a, insbesondere Kap. 4: Wirtschaft –
Ethik – Wirtschaftsethik).

26 Vgl. beispielsweise 1. Kor.9/ 24ff. So schreibt er dort unter
anderem „...jeder aber, der kämpft, enthält sich aller Din-
ge; jene nun, damit sie einen vergänglichen Kranz emp-
fangen, wir aber einen unvergänglichen.” (1. Kor.9, V.25).

27 Man spricht in diesem Zusammenhang von einem mora-
lischen Grenzgänger. Die biblische Menschensicht weiß
auch etwas von der Faulheit des Menschen und dem Se-
gen der Arbeitsamkeit. Demzufolge müssen Regelungen
so ausgestaltet sein, daß sie die Menschen nicht mora-
lisch verführen. Vgl. hierzu Lachmann (1991).

28 Im politischen Prozeß besteht die Gefahr der Manipulation
und des Übertreibens, um die Stimmen der Bürger zu er-
halten; ebenfalls bieten sich Koalitionen an, so daß die
ethische Integrität der Teilnehmer gefährdet ist. Bei einer
bürokratischen Verteilung müssen Regeln festgesetzt wer-
den. Diese Regeln können nicht den Einzelfall berücksich-
tigen, da Regeln generell ausgestaltet werden müssen.
Bei Anträgen auf ökonomische Leistungen werden Antrag-
steller leicht unmoralisch, wenn sie sich dadurch einen
Vorteil erhoffen. Der marktliche Verteilungsprozeß, den
man mit einer Versteigerung vergleichen kann, verlangt
keine ethische Zurückhaltung. Wer etwas von der Gesell-
schaft möchte, muß bieten (eine Gegenleistung erbrin-
gen!), nicht abstimmen oder Anträge stellen. Gerade der
Wettbewerb hat, wie schon Adam Smith in seiner „Theory
of Moral Sentiments” ausführt, die Moral einer Gesellschaft
gesichert. Vertrauen und Zuverlässigkeit können zu einem
Wettbewerbsvorteil werden!
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1 Vorbemerkung

Wenn man sich die Frage stellt, welcher spezifische
Beitrag von einer christlichen Position her zur Wirt-
schaftsethik geleistet werden könnte, so kommt
man sehr schnell auf die „Option für die Armen”, wie
sie in Lateinamerika im Zusammenhang der Theo-
logie der Befreiung nach dem Zweiten Vatikani-
schen Konzil entstanden ist und dann innerhalb der
katholischen Sozialethik breit rezipiert wurde, so
daß sie heute zum Kernbestand auch der diesbe-
züglichen lehramtlichen Verlautbarungen gehört.
Diese „Option für die Armen” ist nicht „exklusiv
christlich”, da sie durchaus auch von anderen welt-
anschaulichen bzw. religiösen Positionen her be-
gründet werden kann. Sie ist aber „wesentlich
christlich”, da eine christliche Position ohne eine
„Option für die Armen” sicherlich nicht denkbar und
lebbar ist. Bedingt durch den Entstehungskontext
der „Option für die Armen” begegnet ihr häufig das
Vorurteil, sie sei im Grunde eine fundamentalisti-
sche, pauschal antikapitalistische, letztlich marxi-
stisch inspirierte Position, die mit dem Ende des
real existierenden Sozialismus obsolet geworden
sei und auch im Zuge globalisierungskritischer Wie-
derbelebungsversuche heute nicht mehr wirklich
ernst genommen werden müsse (so z.B. bei
Wieland 1996). Diesem Vorurteil möchte ich im fol-
genden widersprechen. Ich möchte zeigen, daß die
„Option für die Armen” von den ideologischen
Momenten ihrer Genese abgelöst und für die Wirt-
schaftsethik produktiv gemacht werden kann. Dazu
erläutere ich zuerst diesen Entstehungszusam-
menhang und den eigentlichen Sinn der „Option für
die Armen”, diskutiere danach ihren auch nach

1989 fortbestehenden Geltungsanspruch, um
schließlich in einer Skizze anzudeuten, was diese
Option für die Wirtschaftsethik bedeuten könnte. In
den letzten beiden Abschnitten liefere ich mit Hin-
weisen auf eine armenorientierte Wirtschaftspolitik
in der sogenannten „Dritten Welt” ein Umsetzungs-
beispiel und weise mit einer Erörterung des Ver-
hältnisses von christlicher Ethik und universeller
Moral auf ein Problem hin, auf dessen Bearbeitung
die christliche Ethik nicht verzichten darf, will sie
nicht in eine Fundamentalismus-Falle geraten.1

2 Die christliche Option für die
Armen

Die „Option für die Armen” ist eine der zentralen
Konsequenzen des theologischen Neuansatzes,
der gemeinhin mit dem Begriff der „Theologie der
Befreiung” identifiziert wird. Für deren Geburt Ende
der 1960er Jahre waren zwei Dinge entscheidend:
die Situation Lateinamerikas und der Impuls des
Zweiten Vatikanischen Konzils (1962-1965). Das
Konzil durchbrach die bis dato vorherrschende de-
fensiv-ablehnende Haltung der katholischen Kirche
gegenüber der modernen Gesellschaft. Es verab-
schiedete die Strategie der Abgrenzung und Stabi-
lisierung eines katholischen Milieus innerhalb einer
modernen Gesellschaft durch eine in sich ge-
schlossene katholische Weltanschauung und setz-
te auf Dialog und die Erforschung der Zeichen der
Zeit. Es versuchte, die Fenster zur Gegenwart weit
aufzustoßen. Dabei spielten fortschrittsoptimisti-
sche Hoffnungen auf eine positive Entwicklung der
Menschheit eine größere Rolle als die Auseinan-
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dersetzung mit den Problemen der Armut. Trotz-
dem fiel das Thema einer „Kirche der Armen” nicht
gänzlich unter den Tisch. In einer Rundfunkbot-
schaft vom 11. September 1962 betonte Papst
Johannes XXIII2: „Den unterentwickelten Ländern
zeigt sich die Kirche so, wie sie ist und sein will, als
die Kirche aller, besonders aber als die Kirche der
Armen.” Diese Aussage ist deshalb bemerkens-
wert, weil sie die Vorrangigkeit der Armen als
Konsequenz aus dem universellen Heilswillen Got-
tes behauptet. Dementsprechend wird in Gaudium
et Spes 1 die Verbundenheit der Kirche mit allen
Menschen von heute, „besonders mit den Armen
und Bedrängten aller Art”, unterstrichen.

Von der Theologie der Befreiung ist heute nicht
mehr so viel die Rede, obwohl sie in der Praxis der
lateinamerikanischen Kirche und des christlichen
Volkes weiterhin eine große Rolle spielt. Die Theo-
logie der Befreiung ist die Kontextualisierung des
Konzils in Lateinamerika (Klinger 1990). Die im
Konzil proklamierte Erforschung der Zeichen der
Zeit und die Bezugnahme auf die jeweiligen Ver-
hältnisse einer Ortskirche ermöglichten es der la-
teinamerikanischen Kirche, ihren Kontext als für sie
und den Glauben wichtig wahrzunehmen. Für den
zweiten Schritt des Dreischritts „Sehen – Urteilen –
Handeln” hatte das Konzil das Augenmerk von den
klassischen Ordnungsprinzipien der katholischen
Soziallehre weg auf die Kernbotschaft des Evange-
liums, die Reich-Gottes-Botschaft Jesu, gelenkt.
Dies ermöglichte es, daß die Basisgemeinden in
Lateinamerika die Bibel aus ihrer Situation heraus
neu entdeckten und mit Hilfe der Bibel ihr Leben
neu interpretieren konnten. Schließlich ist in der
Methode „Sehen – Urteilen – Handeln” auch grund-
gelegt, daß der Glaube sich nicht im Fürwahrhalten
bestimmter Aussagen oder in existentiellen Grund-
entscheidungen erschöpft, sondern sich in konkre-
tem Handeln verkörpern muß. Die Befreiungstheo-

logie hat immer wieder betont, daß die Liebe auch
„effektiv” werden muß, daß sie sich deshalb mit
wirtschaftlichen und politischen Strukturen und de-
ren Veränderung befassen muß, sich nicht konflikt-
scheu auf einen Bereich der Innerlichkeit zurückzie-
hen darf3. Insofern ist ein befreiungstheologischer
Ansatz auch ausgesprochen offen für die Frage,
durch welche Institutionen und Anreizstrukturen
moralische Forderungen gesellschaftlich implemen-
tiert werden können.

Hatte das Konzil allgemein davon gesprochen, die
Zeichen der Zeit zu erkennen, so beschäftigte sich
die Befreiungstheologie mit den Zeichen der Gegen-
wart in Lateinamerika. Hatte das Konzil die moderne
Welt vor Augen, so die Theologie der Befreiung die
Rückseite der Modernisierung, die Welt der Armen.
Befaßte sich das Konzil mit der Frage, wie der
ungläubig gewordene Mensch zum Glauben zurück-
finden könnte, so beschäftigt sich die Theologie der
Befreiung mit der Frage, wie der Gläubige, dessen
Menschenwürde durch Armut und Unterdrückung
verletzt worden war, wieder in seine Rechte als
Mensch eingesetzt werden könnte. Die Entstehung
der Theologie der Befreiung in Lateinamerika ist
möglich geworden, weil dort das Volk nicht nur arm
oder nicht nur gläubig, sondern gleichzeitig arm und
gläubig ist. Im Gegensatz zu unserer Situation in der
Ersten Welt ist Armut dort nicht das Phänomen eini-
ger Randgruppen, bei denen häufig spezifische
Ursachen die Armut erklären. Armut ist dort ein
Massenphänomen, heute eher noch stärker als vor
20 oder 30 Jahren. Sie betrifft die Mehrheit der
Bevölkerung. Ihre Ursachen liegen in wirtschaftlichen
und politischen Strukturen, die man in den 1960er
Jahren mit den Begriffen der externen Abhängigkeit
und des internen Kolonialismus zu analysieren ver-
suchte. Im Kontext von Militärdiktaturen, massiver
Repression und extremer sozialer Ungleichheit wird
offensichtlich, daß Armut kein Unglück und kein
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Schicksal ist, sondern von Menschen gemacht und
aufrechterhalten wird. Die Rede vom „Klassenkampf”
hat in diesem Kontext nicht primär ideologischen
Charakter, sondern trifft durchaus einen wesentli-
chen Teil der gesellschaftlichen Wirklichkeit.

Der Begriff der „Option für die Armen” findet sich
explizit erst 1970 nach der entscheidenden Bischofs-
versammlung von Medellín (1968) im Schlußdoku-
ment eines Priestertreffens in Lima/Peru.4 Der Be-
griff ist dort eingeordnet in den Kontext dieser marxi-
stischen Gesellschaftsanalyse, die die gesellschaftli-
chen Konflikte betont und sie als Klassenkämpfe in-
terpretiert, die keine Neutralität zuließen. Unter einer
solchen Nebenbedingung läßt sich aus der allgemei-
nen Nächstenliebe die Option für die Armen schluß-
folgern. Es wird aber eindeutig daran festgehalten,
daß die Option für eine bestimmte Gruppe beson-
ders Benachteiligter eine Konsequenz aus dem uni-
versellen Heilswillen Gottes für alle Menschen dar-
stellt. Das ist deshalb wichtig, weil man später der
Option für die Armen immer wieder vorgeworfen hat,
eine bestimmte Gruppe auszuschließen. Es geht ihr
aber gerade darum, diejenige Gruppe eben nicht
auszuschließen, die sonst immer vergessen und
übergangen wird, nämlich die Armen.

Auf der Dritten Bischofsversammlung der lateiname-
rikanischen Bischöfe 1979 in Puebla legt sich die la-
teinamerikanische Kirche insgesamt und zusammen
mit dem Papst auf die „Option für die Armen” fest
(v.a. Nr. 1134–1165). Puebla spricht dabei von einer
„vorrangigen Option für die Armen”, um das Mißver-
ständnis auszuschließen, Gott wolle eventuell nicht
das Heil aller Menschen und die Kirche sei in ihrer
Sendung nicht zu allen Menschen gesandt. In der
Folgezeit gibt es einen erstaunlich schnellen und
intensiven Prozeß der Rezeption der „Option für die
Armen” sowohl auf amtskirchlicher Ebene wie sei-
tens kirchlicher Bewegungen und Organisationen.

Sie findet sich in päpstlichen Dokumenten wie etwa
der päpstlichen Sozialenzyklika „Sollicitudo Rei
Socialis” (1987), in Kampagnen der Hilfswerke, in
Stellungnahmen von Bischofskonferenzen, bis hin
zum gemeinsamen Wort der evangelischen und der
katholischen Kirche in Deutschland zur sozialen und
wirtschaftlichen Lage von 1997.

Was aber bedeutet genauer dieser Begriff der „Op-
tion für die Armen?” Es ist unverzichtbar, ein paar
entscheidende Merkmale herauszuarbeiten.

a) Die Armen stellen in Lateinamerika die Mehrheit
der Bevölkerung (auch wenn sie häufig mit dem
deshalb eigentlich falschen Begriff der „Margi-
nalisierten” bezeichnet werden). Sie sind keine
Minderheit. Ihr Problem ist kein Randproblem,
sondern ein zentrales Problem, das für alle sicht-
bar und unstrittig als die drängendste Heraus-
forderung wahrgenommen wird. Eine Option,
dieses Problem vorrangig anzugehen, ist des-
halb eigentlich alles andere als überraschend.

b) Die „Option für die Armen” wird getroffen, nicht
weil diese Armen nur über einen nach irgend-
welchen Maßstäben quantitativ zu geringen Le-
bensstandard verfügen, sondern weil sie unter
dieser Situation leiden. Sie werden nicht als
statistische Größen gesehen, sondern als Men-
schen mit Würde. Der Schrei der Armen ist kei-
ne anonyme Problemanzeige, sondern ein Hil-
feruf, der Mitleid und Solidarität herausfordert.

c) Die „Option für die Armen” ist eine Option ge-
gen die Armut der Armen. Ihr Ziel ist es, die Ar-
mut zu bekämpfen, die Armen von der Armut
zu befreien. Sie impliziert deshalb auch nicht
eine Idealisierung der Armut (etwa als der ein-
zigen oder einer besonders gelungen christli-
chen Lebensform).
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d) Die „Option für die Armen” ist unabhängig von
der moralischen Qualität dieser Armen. Sie kom-
men in den Genuß dieser Option, einfach weil
sie arm und benachteiligt sind, unabhängig da-
von, ob sie sich als Menschen moralisches Fehl-
verhalten zuschulden haben kommen lassen.

e) Die „Option für die Armen” impliziert eine Op-
tion für die Veränderung gesellschaftlicher
Strukturen, da ja die Armut nicht als individuel-
les Schicksal, als naturhaftes Ereignis oder Er-
gebnis individuellen schuldhaften Handelns
richtig verstanden wird, sondern als Ergebnis
gesellschaftlicher Strukturen, Mechanismen,
Systeme gesehen werden muss.

f) Die „Option für die Armen” rechnet mit der He-
terogenität der Armen. Die Armut hat verschie-
dene Gesichter, wie auch das Dokument von
Puebla (Nr. 31) formuliert. Unter den Armen
gibt es unterschiedliche Interessen und zwi-
schen ihnen Konflikte.

g) Die Armen sind nicht Objekte der Hilfe, sondern
selber Subjekte von Selbsthilfe und Wider-
stand. Die Solidarität mit ihnen darf deshalb
nicht paternalistisch oder assistentialistisch
mißverstanden werden. Die Kirche verstand
sich in Lateinamerika zunächst als „die Stimme
derer, die keine Stimme haben”. Im Zuge des
Lernprozesses jedoch, der mit der „Option für
die Armen” verbunden war, lernte sie, sich als
eine Instanz zu begreifen, die in Solidarität mit
den Armen dafür kämpft, daß die Armen selbst
zu Wort kommen und eine Stimme haben –
nämlich ihre eigene.

h) Die „Option für die Armen” wurde aus der christ-
lichen Tradition, insbesondere aus der bibli-
schen Überlieferung begründet (Boff/Pixley

1987). Sie hat eine genuin theologische Dimen-
sion, die über die Ethik hinausweist. Gott will
das Heil des Menschen, und zwar des ganzen
Menschen und aller Menschen. Die Qualität die-
ser Botschaft wird besonders an denen deutlich,
die dieses Heiles besonders bedürftig sind, an
den Armen und Benachteiligten. Die Armen sind
deshalb der Ernstfall der Zuwendung Gottes
zum Menschen. In der Willensrichtung Jesu
wird in besonderer Weise sichtbar, was Gott mit
dem Menschen vorhat. Jesus hört den Schrei
der Armen, sieht ihre Not, versucht sie zu lin-
dern oder versetzt sie selbst in die Lage, ihre
Situation zu verbessern. Jesus ist ein Freund
der Armen; er hat selbst eine „Option für die
Armen” getroffen. Der Heilswille Gottes zeigt
sich am dichtesten in Kreuz und Auferstehung.
Denn Gott selbst ist in Christus nicht nur
Mensch, sondern ein Armer geworden. „Er, der
reich war, wurde euretwegen arm, so dass ihr
durch seine Armut reich wurdet.” (2 Kor 8,9)
Damit ist der Weg der Solidarität mit den Armen
auch der Weg der Nachfolge Christi.

Wenn heute lateinamerikanische Christen die so-
zialen und ökonomischen Entwicklungen ihres
Kontinents kritisch betrachten, so tun sie dies meist
mit Bezug auf diese „Option für die Armen”. In den
verschiedensten Dokumenten der lateinamerikani-
schen Kirche begegnet einem seit gut zehn Jahren
zusammen mit dem Begriff der „Globalisierung” im-
mer wieder der Begriff des „Neoliberalismus” oder
eines „neoliberalen Projekts”, mit dessen Hilfe nicht
nur die weltmarktorientierte Wirtschaftspolitik der
letzten Jahre, sondern das Unbehagen an einem
dynamischen Modernisierungsprozess lateinameri-
kanischer Gesellschaften überhaupt artikuliert wird.
Die Kritik am Neoliberalismus fällt oft sehr pauschal
aus, und es treffen sich in ihr interessanterweise
befreiungstheologische und konservative Positio-
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nen. Besondere Aufmerksamkeit hat der 1996 bei
einer Tagung in Mexiko verabschiedete Brief von
achtzehn lateinamerikanischen Provinzoberen der
Gesellschaft Jesu gefunden5. Deshalb soll hier
exemplarisch kurz auf ihn eingegangen werden.

Die Jesuiten gestehen zu, daß die neoliberale Wirt-
schaftspolitik auch positive Folgen hatte und viele
Probleme Lateinamerikas nicht erst durch die neoli-
berale Politik ausgelöst wurden, sondern größten-
teils schon sehr lange bestehen, teilweise auch auf
verfehlte frühere Wirtschaftspolitiken zurückzufüh-
ren sind. Trotzdem überwiegen aus Sicht der Au-
toren des Briefes die negativen Folgen. Sie nennen
die zunehmende Exklusion, d.h. den Ausschluß
ganzer Bevölkerungsteile von der wirtschaftlichen
Entwicklung, die wachsende soziale Ungleichheit,
die vor allem auch mit den realen Einkommens-
verlusten der Mittelschichten zusammenhängt, die
hohe Arbeitslosigkeit, die auf den Zusammenbruch
vieler kleinerer und mittlerer Betriebe zurückgeht,
die abrupt ausländischer Konkurrenz ausgesetzt
wurden, die Deregulierung der Arbeitsbeziehungen
und den Abbau sozialer Maßnahmen. Darüber hin-
aus werden jedoch auch sehr viel komplexere
Phänomene benannt und mit dem Neoliberalismus
in Zusammenhang gebracht: der Urbanisierungs-
prozeß, die Zerstörung der Identität und der Kultur
von Menschen und Gruppen in traditionellen Le-
benszusammenhängen, die Destabilisierung der Fa-
milien, Drogenhandel und Kriminalität, Spekulation
und Korruption, wachsender sozialer Unfriede durch
Proteste und Streiks bis hin zum bewaffneten Kampf
neu entstehender Guerillagruppen. Letztlich liefen
all diese Entwicklungen auf eine Zerstörung des
Gemeinwesens hinaus: die Solidarität unter den Mit-
gliedern der Gesellschaft werde untergraben, Staat
und Gesellschaft verzichteten auf die Wahrnehmung
ihrer Rolle und ihrer Verantwortung für eine bewuß-
te Gestaltung der Verhältnisse und Strukturen.

3 Die „Option für die Armen” nach
der Kritik an der
Befreiungstheologie aus heutiger
Sicht

Zwölf Jahre nach dem Fall der Mauer erscheint die
Theologie der Befreiung vielen endgültig als ge-
scheitert und überholt. Ist die Befreiungstheologie
wirklich am Ende, weniger angeschlagen durch die
lehramtliche Kritik Mitte der 1980er Jahre als viel-
mehr begraben unter den Trümmern des real exi-
stierenden Sozialismus? Um diese Frage zu beant-
worten, müßte man referieren, wie Befreiungs-
theologen selbst auf den Zusammenbruch des
Sozialismus reagiert haben. Danach müßte syste-
matisch der Stellenwert marxistischer Theoreme im
befreiungstheologischen Ansatz rekonstruiert wer-
den, um von dort aus diejenigen Punkte zu identifi-
zieren, an denen eine Neuformulierung gesucht
werden muß, – beziehungsweise deutlich zu ma-
chen, wo durch die Befreiungstheologie sozialwis-
senschaftliche, sozialethische und theologische
Standards erreicht wurden, hinter die man nicht
mehr zurückfallen darf. Ich kann das hier nicht in
aller Ausführlichkeit tun (vgl. aber Kruip 1996a),
sondern nur darstellen, was aus meiner Sicht das
Ergebnis einer solchen Analyse ist: Meine These
ist, daß nach dem Zusammenbruch des realen
Sozialismus die Theologie der Befreiung nicht auf-
gegeben werden muß, daß aber nach einer neuen
Art gesucht werden muß, Befreiungstheologie zu
treiben. Man kann begründet an ihren Grundinten-
tionen festhalten, wenn man nur sauber zwischen
dem Kontext ihrer Genese und dem Kontext ihrer
Geltung unterscheidet. Vor allem in der Frage der
sozialethischen Bewertung marktwirtschaftlicher
Elemente zur Koordination des Wirtschaftsgesche-
hens im Rahmen politisch verantworteter Ord-
nungsstrukturen und Zielvorgaben gibt es m.E. ei-

Die Option für die Armen als wirtschaftspolitische Maxime



122

nen Klärungsbedarf, der im „main-stream” der Be-
freiungstheologie noch nicht in hinreichendem Maß
als dringende Herausforderung erkannt worden ist,
obwohl dies gerade im Sinne der Option für die
Armen notwendig wäre.

Tatsächlich wird auch in der entwicklungstheoreti-
schen Diskussion der letzten Jahre die Vorstellung
wieder plausibler, mehr Markt könne unter gewis-
sen Bedingungen die Selbsthilfemöglichkeiten der
Armen verbessern. Hernando de Sotos Buch „El
otro sendero” (Soto 1992) hat auch in Lateinameri-
ka große Resonanz gefunden. Mehr Markt könnte
auch die Macht korporativistisch mit dem Staat ver-
flochtener Verteilungskoalitionen einschränken, in-
effiziente staatliche Bürokratien und den Einfluß der
Militärs abbauen helfen. „Heute vertritt auch inner-
halb der Linken kaum noch jemand im Ernst die
These, Marktbeziehungen seien grundsätzlich ab-
zuschaffen.” (Ehrke 1991, 64)

Trotzdem wäre es zu einfach, pauschal „mehr
Markt” als Allheilmittel zu propagieren. Die Situation
der meisten Länder der sogenannten „Dritten Welt”
ist weiterhin von Elend, Armut, Rechtlosigkeit und
Repression gekennzeichnet, eine Situation, in der
die „Option für die Armen” weiterhin sinnvoll und
notwendig ist. Die Propagierung und Durchsetzung
marktwirtschaftlicher Strukturen von oben herab
und die Integration in den Weltmarkt werden nir-
gendwo allein aus sich heraus zu gerechteren und
menschlicheren Verhältnissen führen. Entsprechen-
de neoliberale Strategien sind mit hohen ökono-
mischen Risiken befrachtet, wie verschiedene Kri-
sen immer wieder gezeigt haben. Vor allem aber
sind isolierte ökonomische Strukturanpassungs-
maßnahmen noch keine positive gesellschaftliche
Entwicklung. Das ursprüngliche und treibende An-
liegen der Theologie der Befreiung ist deshalb aktu-
eller denn je. Werden nämlich die neoliberalen Stra-

tegien nicht mindestens durch soziale Maßnahmen
direkter Armutsbekämpfung, durch verbesserte
Bildung und Gesundheitsversorgung, durch den
Aufbau eines Systems sozialer Sicherung und die
Schaffung eines demokratischen und rechtsstaat-
lichen politischen Institutionengefüges ergänzt, ver-
schärfen sie eher die soziale Ungleichheit, führen
zu massiven politischen Konflikten zwischen Ge-
winnern und Verlierern der Modernisierung und
führen deshalb zu einer gesellschaftlichen Destabi-
lisierung, die sich letztlich auch ökonomisch aus-
wirken muß. Dass haben inzwischen auch sogar
Weltbank und Internationaler Währungsfonds ein-
gesehen (siehe z.B. Weltbank 2001; Kruip 2000b).

Für eine solche Politik sind eine Vielzahl von Basis-
bewegungen Voraussetzung, die die Interessen der
Benachteiligten organisieren und artikulieren, sie
als moralisch legitim ausweisen und im zivilgesell-
schaftlichen Raum mit moralischer Autorität und
politischer Macht zur Sprache bringen 6. Die Armen
selbst müssen Subjekte gesellschaftlicher Verände-
rung werden. Bei den Entschuldungsprogrammen
nach der HIPC7-II Initiative werden explizit Armuts-
bekämpfungsprogramme gefordert, die mit der Zivil-
gesellschaft auszuarbeiten sind (vgl. Dabrowski/
Eschenburg/Gabriel 2000).

Christen sind von ihrem eigenen Selbstverständnis
her aufgefordert, sich an dieser „Politik” zu beteili-
gen, die Prozesse der Subjektwerdung der Armen
solidarisch zu unterstützen und diese Praxis als
Glaubenspraxis zu begreifen (Emunds/Hengsbach/
Möhring-Hesse 1993). Im Unterschied zur Anfangs-
zeit der Theologie der Befreiung legt die „Option für
die Armen” die Christen aber nicht mehr auf eine
bestimmte politische Position fest, ganz sicherlich
nicht auf eine überholte staatssozialistische. Wel-
che konkreten Lösungsmodelle für die verschiede-
nen ökonomischen, sozialen und politischen Pro-
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bleme gefunden werden, wird von der Geschichte
und Kultur eines Landes, seinen spezifischen Mög-
lichkeiten und Grenzen und dem Kräfteverhältnis
der verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen ab-
hängen. Es wird kein bestimmtes, für alle Länder
und Situationen gleichermaßen gültiges Modell ge-
ben können.

Nichts anderes als die theologische Reflexion der
Glaubenspraxis von Christen in diesen Basisbewe-
gungen ist heute und in Zukunft die bleibende
Aufgabe der Befreiungstheologie, die dafür aus ih-
rer eigenen Tradition entscheidende Lernerfahrun-
gen mitbringt: die Option für die Armen, die Er-
kenntnis der Notwendigkeit struktureller Verände-
rungen, das Verständnis der Theologie als Re-
flexion einer Glaubenspraxis, die immer schon auch
politische Praxis ist und sein muß, den propheti-
schen Protest gegen alle Formen von Un-
menschlichkeit und die Hoffnung, daß das Reich
Gottes das Bestehende übersteigt, so daß der Sta-
tus quo relativiert und in Frage gestellt wird.

4 Die „Option für die Armen” und
das Rawls'sche Differenzprinzip

Ein anspruchsvolles Argumentationsmodell, das
vom Eigeninteresse auf globale Kooperation
schließt, ist die Institutionenökonomik. Sie wird in
Deutschland vor allem von Karl Homann und seinen
Schülern vertreten. Sie gehen davon aus, dass die
Ursache der Armut in der „Beziehungslosigkeit”, d.h.
dem „Fehlen berechtigter Ansprüche” (Habisch/
Homann 1994) der Armen liegt. Sie plädieren des-
halb für eine umfassende Vergesellschaftung im
gegenseitigen Interesse durch Vereinbarung von
Regeln, die die Kooperationschancen der Individuen
über einmalige spontane Tauschakte hinaus durch
verläßliche gegenseitige Verhaltenserwartungen auf

Dauer stellen. Dabei wird dies nicht „moralisch”
(etwa im Sinne einer entgrenzten Nächstenliebe
oder universalen Gerechtigkeit) begründet, sondern
aus den Eigeninteressen der Individuen heraus,
wobei das spieltheoretische Modell des Gefangen-
endilemmas als Modell für die realen Interessens-
und Bedingungsverhältnisse zugrunde liegt
(Homann/Pies 1991). Ansprüche „sozialer Gerech-
tigkeit” seitens der mit geringer ökonomischer oder
physischer Macht ausgestatteten „Armen” werden in
diesem Modell Anerkennung finden, weil angesichts
komplexer werdender Abhängigkeiten und prekärer
Stabilitäten „der freien Zustimmung einzelner und
kleiner Gruppen zum gesellschaftlichen Arrange-
ment als ganzem eine neue Bedeutung” zukommt.
Die Verwirklichung der Interessen auch der Mäch-
tigeren hängt nämlich davon ab, daß „sich keine
Gruppe so stark benachteiligt sieht, daß sie den
Konsens verweigert” (Habisch/Homann 1994, 116–
117). Weil auch kleine Gruppen und sogar einzelne
wegen der Verletzlichkeit der modernen Gesell-
schaft ein erhebliches Drohpotential aufbauen könn-
ten, müßten in den Vergesellschaftungsprozeß alle
Menschen einbezogen werden – und zwar so, daß
sie diese Integration gegenüber dem Zustand der
Nicht-Kooperation vorziehen. Auf diesem Wege
können Ansprüche für eine sekundäre Einkom-
mensverteilung, für soziale Absicherung und für Ent-
wicklungshilfe begründet werden. Die zunehmende
Interdependenz, so wird weiter argumentiert, führe
zu einer Eigendynamik, die immer mehr Kooperation
erfordere. „Es liegt daher im langfristigen Interesse
der Dritten und der Ersten Welt, weltumspannende
dauerhafte Austauschbeziehungen aufzubauen, in
solche Beziehungen zu investieren, sie verfassungs-
mäßig zu gestalten und auf diese Weise berechtigte
Erwartungen zu konstituieren.” (ebd., 129)

Dieser Ansatz der Argumentation hat natürlich viele
Vorteile, zumal im Kontext eines das ökonomische
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Denken in den Vordergrund stellenden, neolibera-
len main-streams. Die Frage, ob gesellschaftliche
Institutionen auch dann funktionieren, wenn sich die
Beteiligten eigeninteressiert verhalten, ist ein sinn-
volles Kriterium für die Spielregeln moderner Ge-
sellschaften. Aber das Interessenkalkül reicht nicht
aus, um zu begründen, dass tatsächlich alle Men-
schen am Vergesellschaftungsprozess gleichbe-
rechtigt beteiligt werden müssen. Wenn anstelle
des moralischen Universalitätsprinzips nur der Nut-
zen der Kooperation (oder die Abwendung mög-
licher Gefahrenpotentiale) als Argument zugelas-
sen wird, ist nicht garantiert, dass bestimmte Indivi-
duen nicht doch ausgeschlossen bleiben bzw. nicht
nur im Status subalterner Wesen minderen Rechts
einbezogen werden. Dafür müßten ja tatsächlich
entsprechende Nutzen- bzw. Gefahrenpotentiale
vorliegen und überzeugend deutlich gemacht sowie
alternative Nutzungs- bzw. Abwehrstrategien als
weniger lukrativ ausgewiesen werden können. Sehr
viel deutlicher als Karl Homann wird dieser Sach-
verhalt etwa von dem kontraktualistischen Ethiker
Peter Stemmer eingestanden (Kruip 2001a).

Zwar wäre schon viel gewonnen, wenn die „In-
dustrieländer” wenigstens ihrem „wohlverstande-
nen Eigeninteresse” – zum Beispiel hinsichtlich dro-
hender Klimaveränderungen – folgten, dem Prinzip
der Gerechtigkeit entspricht ein Handeln jedoch
erst, wenn der „Schritt vom Eigeninteresse zum
Allgemeininteresse, von der begrenzten zur globa-
len Solidarität”, vom nutzenorientierten Standpunkt
zum „moral point of view” vollzogen wird (Deutsche
Kommission Iustitia et Pax 1991).

Die Option für die Armen verlangt in jedem Fall eine
faire Einbeziehung der Armen als Subjekte mit un-
veräußerlicher Würde und gleichen Rechten. Ein
vielversprechender Kandidat für ein Begründungs-
modell, das die je egoistischen Nutzenkalküle über-

schreitet und tatsächlich einen „moral point of view”
einnimmt und von daher die gleichmäßige Berück-
sichtigung wirklich aller Menschen begründet, ist die
bekannte Gerechtigkeitstheorie von John Rawls
(Rawls 1993). Der „moral point of view” ist im Schlei-
er des Nichtwissens der imaginären Anfangssitua-
tion des Vertragsabschlusses aufgehoben. Während
die Beteiligten über die Prinzipien ihrer Gesellschaft
verhandeln, wissen sie nicht, welche Position sie
später in ihr einnehmen werden. Wenn man dieses
Gedankenexperiment auf das Verhältnis von „Erster”
und „Dritter” Welt anwendet, kommt man sicherlich
zu einer Kritik der derzeitigen Ungleichheitssituation
(vgl. u.a. Schaber 1991). Niemand würde unter dem
Schleier des Nichtwissens eine Welt mit solch extre-
men Ungleichheiten akzeptieren, weil er ja genau so
gut das schlechtere Los ziehen könnte.

Rawls kommt mit seiner Konstruktion bekanntlich zu
einem Gerechtigkeitsprinzip, das als Differenzprin-
zip bekannt ist und vielfach mit der „Option für die
Armen” in Verbindung gebracht wird: Soziale und
wirtschaftliche Ungleichheiten müssen folgender-
maßen beschaffen sein: (a) sie müssen den am we-
nigsten Begünstigten den größtmöglichen Vorteil
bringen, und (b) sie müssen mit Ämtern und Posi-
tionen verbunden sein, die allen gemäß fairer Chan-
cengleichheit offen stehen.

Wenn die „Option für die Armen” mindestens die
Integration aller Menschen in einen fairen Gesell-
schaftsvertrag verlangt, dann muss dafür minde-
stens dieses Rawls'sche Differenzprinzip gelten.
Wer aus christlicher Motivation die „Option für die
Armen” besonders stark machen möchte, könnte
sich vor die Frage gestellt sehen, ob den Armen
möglicherweise mehr zustehen sollte. Diese Frage
kann eindeutig mit Nein beantwortet werden. Denn
jede andere Verteilung, auch eine solche mit gerin-
gerer Ungleichheit, würde die Armen definitionsge-
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mäß schlechter stellen. Das Differenzprinzip gilt also
auch in einer hypothetischen christlichen Gesell-
schaft, in der alle die „Option für die Armen” für rich-
tig halten und sich motiviert fühlen, sie auch in die
Praxis umzusetzen. Es könnte jedoch sein, daß das
formale Differenzprinzip in einer solchen Gesell-
schaft zu anderen Ergebnissen führt, so daß sich
möglicherweise eine größere Gleichheit ergeben
könnte. Warum? In einer Nullsummenökonomie
führt das Differenzprinzip zu Gleichverteilung. Un-
gleichheit kann die Situation der Armen nur verbes-
sern, wenn durch sie Anreize geschaffen werden,
die die Menschen (oder zumindest einige) effizien-
ter, produktiver und innovativer werden lassen. Die
Höhe der dafür notwendigen Anreize (und der damit
verbundenen Ungleichheiten) dürfte aber stark von
den Präferenzen der Bessergestellten, ihren Wert-
vorstellungen, ihren Tugenden abhängen.

Dies bedeutet nichts anderes, als daß die
Rawls'sche Gerechtigkeitskonzeption hinsichtlich
ihres konkreten Ergebnisses stark abhängt von
den Vorstellungen guten Lebens der Gruppe, für
die sie angewandt werden soll. In einer hypotheti-
schen, idealen christlichen Gesellschaft, in der alle
die „Option für die Armen” praktizierten, die Barm-
herzigkeit Gottes durch eigenes barmherziges
Handeln bezeugten und durch intrinsische Motiva-
tion zu höherem Einsatz für das Gemeinwohl moti-
viert wären, müßte dann eigentlich ein geringeres
Maß an Ungleichheit ausreichend sein, um die nö-
tigen produktiven Effekte zu erzeugen8.

5 Umsetzung: Armenorientierte
Entwicklungspolitik

Die Armen selbst müssen in den Stand versetzt
werden, zu Subjekten ihrer Entwicklung zu wer-
den. Sie wissen selbst am besten, was in ihrer

konkreten Situation eine normativ als positiv be-
stimmte „Entwicklung” sein könnte. Sie allein sind
es letztlich, die den Verteilungskoalitionen und
korporatistisch organisierten Eigeninteressen der
nationalen Eliten etwas entgegensetzen können,
die bisher in vielen Ländern die bestehenden In-
terdependenzen zwischen Nord und Süd vor allem
zu ihrem eigenen Vorteil auszunutzen und
notwendige Reformen zu verhindern verstanden.
Eine Entwicklung zu Gunsten der Armen muß
deren „reale Freiheiten” (Sen 2000) stärken. Die
Aufgabe der reichen Nationen, der zivilgesell-
schaftlichen Bewegungen dort und insbesondere
der Kirchen besteht deshalb darin, die Solidaritäts-
bewegungen der Armen in dieser Subjektwerdung
zu unterstützen, ohne der Gefahr paternalistischer
Bevormundung zu erliegen.

In dieser Richtung einer Solidarität mit den Armen
als Subjekten ihrer eigenen Entwicklung muß das
Konzept einer „armutsorientierten” oder besser „ar-
menorientierten” Entwicklungspolitik verstanden
werden, das die „Grundbedürfnisstrategie” der 70er
Jahre fortschreibt. Es hat breite Anerkennung
gefunden, denn es wurde vom Deutschen Bundes-
tag in einem Beschluß vom 10.05.90 bekräftigt9,
vom Zentralkomitee der Deutschen Katholiken
unterstützt10 und bildet offiziell auch weiterhin die
Basis der Arbeit des Bundesministeriums für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung.

Internationale Organisationen wie die Weltbank, die
Commission on Global Governance, die UN-Vollver-
sammlung mit ihrer Proklamation des „Internatio-
nalen Jahres der Beseitigung der Armut 1996” oder
das Development Assistance Committee der
Organization for Economic Cooperation and De-
velopment (OECD) haben das Ziel der Armutsbe-
kämpfung an die erste Stelle ihrer Prioritätenliste
gerückt.
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„Armenorientierte Entwicklungspolitik” bedeutet
zunächst, daß alle entwicklungspolitischen Maß-
nahmen daraufhin überprüft werden müssen, wel-
che Folgen sie für die Schwächsten einer Gesell-
schaft haben. Aber als „Hilfe zur Selbsthilfe” nimmt
es die Armen nicht nur als Betroffene ernst. Es geht
aus von den Initiativen und Organisationen der Ar-
men und ihren Fähigkeiten zur gegenseitigen Soli-
darität (Hemmer/Kötter 1990). Sie kommen in einer
unübersehbaren Zahl von phantasievollen Aktivitä-
ten von Elendsviertelbewohnern im informellen
Sektor der Wirtschaft, in Landbesetzungen durch
landlose Bauern, in Gewerkschafts- und Genossen-
schaftsgründungen, Sparkassen und politischer
Mobilisierung zum Ausdruck.

Solche Initiativen können von außen mit humanen
und finanziellen Ressourcen behutsam unterstützt
und durch Bildungsangebote gefördert werden.
Projekte, die die Partizipation der Armen vorausset-
zen und fördern, stärken deren Selbsthilfepotentiale
und die Chancen politischer Veränderungen von
unten. Selbsthilfe hat deshalb unverzichtbar eine po-
litische Dimension, die nicht selten den Interessen
der Herrschenden zuwiderläuft. „Selbsthilfe margina-
ler Gruppen bedeutet ex definitione immer einen
Konflikt mit dem dominierenden System.” (Ebd.,
119) Solche Basisinitiativen der Armen werden des-
halb häufig politisch unterdrückt. In rechtsstaatlich
ungesicherten Gesellschaften sind sie der Willkür
der Verwaltungen und der wirtschaftlich und politisch
Mächtigen ausgeliefert. Deshalb ist es von größter
Bedeutung, daß die Entwicklungsländer durch inter-
ne wirtschaftliche, politische und soziale Reformen
diese Selbsthilfe-potentiale freilegen und fördern,
was erhebliche Anstrengungen in Bildung und Aus-
bildung (Humankapital), Aufbau von Gesundheits-
diensten, Aufbau sozialer Sicherungssysteme, v.a.
aber strukturelle Veränderungen erfordert (z.B.
Landreformen), da es auch für die wirtschaftliche

Entwicklung im Sektor der Armen entscheidend auf
die Rahmenbedingungen ankommt. Es genügt nicht,
allein auf die Liberalisierung der Märkte zu setzen,
da deren Funktionieren von den „Anfangsbedin-
gungen” abhängt. Die formale Garantie marktmäßi-
ger Reziprozität allein führt bei einseitiger Abhängig-
keit und damit einseitiger stärkerer Verwundbarkeit
zu möglichen Ausgrenzungen, nicht zum sozialen
Ausgleich (Korff 1992, 7). Die „Tauschordnung” muß
durch eine „Distributionsordnung” (ebd., 10) ergänzt
werden, ohne daß letztere die Vorteile marktmäßiger
Koordination der Wirtschaftsabläufe zunichte
machen dürfte. Deshalb muß auch in den Entwick-
lungsländern mit dem Aufbau sozialer Sicherungs-
systeme begonnen werden (Sachverständigen-
gruppe Weltwirtschaft und Sozialethik 1997).

6 Problemanzeige: Ökonomische
Rekonstruktion von Moral, univer-
selle Moral und christliche Ethik –
oder: Wie vermeiden Christen die
Fundamentalismus-Falle?

Moderne Gesellschaften werden sich mindestens
solche Spielregeln geben, die sich als rational im
Sinne effizienter Zweck-Mittel-Relationen begrün-
den lassen. Sie geben sich also Regeln, die ohne
idealisierende Zusatzannahmen als Vertrag zum
Nutzen der vertragsschließenden Parteien rekon-
struiert werden können. Ich habe jedoch an anderer
Stelle in Auseinandersetzung mit dem kontraktuali-
stischen Ansatz Peter Stemmers versucht zu zei-
gen, daß man noch einen Schritt weiter gehen kann
(Kruip 2001a). Ganz knapp formuliert: Weder wer-
den einzelne Individuen in der Herausbildung ihrer
Identität auf wechselseitige Anerkennung noch
moderne Gesellschaften als ganze auf die
Ressource verständigungsorientierter Kommunika-
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tion verzichten können. Deshalb läßt sich auch eine
über den reinen Kontraktualismus hinausgehende
Moral auf der Basis der Forderung nach der
Einnahme eines unparteilichen „moral point of
view”, wie ihn etwa Kant, Rawls oder die Dis-
kursethik einklagen, „rational” begründen. Auch
diese Moral ist deshalb für moderne Gesellschaften
prinzipiell rational möglich und deshalb den in ihnen
lebenden Menschen zuzumuten. In diesen
Gesellschaften gilt dann auch die „Option für die
Armen” im Sinne des Rawls'schen Differenzprinzip.
Eine besondere christliche Motivation ist für sie
nicht erforderlich.

Wegen der weltanschaulichen Pluralität moderner
Gesellschaften, die um der Freiheit ihrer Mitglieder
auch aus ethischen Gründen unaufgebbar ist, ist
es aber nicht möglich, allen diejenigen Präferenzen
aufzuzwingen, die ein christlicher Lebensentwurf
beinhalten würde (vgl. Kruip 1998b). Universelle,
rational begründbare Moral ist allen zumutbar, das
christliche Ethos aber nicht. Diese Unterscheidung
nicht zu treffen, würde die Gefahr eines christlichen
Fundamentalismus mit sich bringen. Nach den
Überlegungen in Punkt 3 wird eine pluralistische
Gesellschaft also eine weniger gleiche Verteilung
mit sich bringen als dies in einer christlichen Ge-
sellschaft möglich erscheint, ohne daß sie deshalb
weniger gerecht wäre. Möglicherweise ist unsere
Situation in Deutschland heute dadurch gekenn-
zeichnet, daß unter dem Druck der bekannten Pro-
bleme nicht nur manche, bislang zum Zwecke der
Solidarität installierten Regelungen (z.B. Kündi-
gungsschutz) unsolidarische Auswirkungen haben
(z.B. gegen Arbeitslose), sondern im Zuge von
Individualisierungs- und Pluralisierungsprozessen
auch ein bestimmter, bislang von Christen und
Nichtchristen getragener Sozialstaatskonsens aus-
einander bricht und deshalb neu justiert werden
muß, was an allgemeiner gesellschaftlicher Solida-

rität noch für alle plausibel institutionalisiert werden
kann. Für die Christen in der modernen Gesell-
schaft ist dies vielleicht eine Chance. Sie können
durch eigenständiges soziales Engagement und
ein offensives Werben für einen weniger materiali-
stisch ausgerichteten und solidarischeren Lebens-
stil Profil und Glaubwürdigkeit zurückgewinnen, oh-
ne jedoch ihr Ethos für alle verpflichtend machen
zu können.

Anmerkungen

1 Ich greife im folgenden auf einige Vorarbeiten zurück, auf
die ich im späteren Text nicht mehr einzeln verweise
(Kruip 1990; 1995; 1996a; 1996b; 1997; 1998a; 2000a).
Dort finden sich auch jeweils einschlägige Literaturhinwei-
se, die ich hier nur dann wiederhole, wenn dies für das
Verständnis des Textes notwendig ist.

2 Actae Apostolicae Sedis 54(1962), 682. Vgl. Chenu
(1977).

3 Zur Entstehung und Entwicklung der Theologie der Be-
freiung am Beispiel der mexikanischen Kirche: Kruip
(1988).

4 Zum folgenden vgl. v.a. Collet (1992) (dort auch die wich-
tigste weiterführende Literatur), Lois (1986) und Bucher
u.a. (Hrsg.) (1991).

5 El neoliberalismo en América Latina. Carta de los
Provinciales de la Compañía de Jesús de América Latina.
In: Revista Latinoamericana de Teología (RELAT) 172,
wie alle Nummern der RELAT abrufbar im Internet unter
http://www.uca.edu.ni/koinonia/relat. Auch in: Christus
(México) 62(1997)1 [698], 51–54. Deutsch in: Weltkirche
16(1996)10, 304–308 (Die Übersetzung ist leider sehr
schlecht). Der Brief wurde gemeinsam mit einem ausführ-
licheren und differenzierteren Arbeitsdokument „Neoli-
beralismo en América Latina. Aportes para una Reflexión
Común” verabschiedet (RELAT 171), das jedoch meist
nicht mit abgedruckt wird.

6 Ein interessantes Beispiel dafür ist Bolivien. Vgl. Kruip
(2001b).

7 Heavily Indebted Poor Countries

8 Ich habe bewußt immer von einer hypothetischen und
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idealen christlichen Gesellschaft gesprochen. Leider ist es
ja so, daß gerade die katholischen Länder Lateinamerikas
kein gutes Beispiel für diese größere Gleichheit sind, die
unter Christen möglich sein sollte. Gerade sie sind bedau-
erlicherweise besonders ungleiche Gesellschaften
(Mols/Öhlschläger 1997).

9 Der Beschlußtext entspricht dem Antrag „Armutsbekämp-
fung in der Dritten Welt durch Hilfe zur Selbsthilfe”. Deut-
scher Bundestag Drucksache 11/6137 vom 19.12.89.

10 Offensive für die Armen. In: Herder-Korrespondenz
45(1991), S. 79–84.
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Die Marktwirtschaft ist schon immer von Fundamen-
talismen bedroht gewesen. Die klassischen Funda-
mentalismen waren religiös begründet und / oder
konnten sich nur in autoritären oder totalitären Staa-
ten bilden. Heute begegnet uns ein Fundamentalis-
mus anderer Prägung: Die Gegner der Marktwirt-
schaft formieren sich in den westlichen Demokratien
selbst und zwar in neuer Weise. Die Globalisierungs-
gegner um ATTAC etwa sind auf den G7-Konferen-
zen präsent, und diese Präsenz führt zu gewalttätiger
Eskalation. Gleiches gilt auch für die Terroristen des
11. September 2001. Zwar war dieser Terrorismus
auch – wie die klassischen Fundamentalismen – reli-
giös begründet,1 aber wir müssen berücksichtigen:
Die religiöse Begründung ist nicht das letzte Wort
und ist nicht Selbstzweck. Die Terroristen des 11.
September konnten nur in dieser Weise handeln,
weil sie unterstützt wurden durch ein Umfeld von
Menschen, die sich durch die Modernisierung maß-
geblich bedroht fühlen. Will man den Terrorismus be-
kämpfen, so kann man sich nicht nur auf Terrorab-
wehr verlassen, sondern muß auch das Umfeld be-
kämpfen, in der Weise, daß wir mit politischen Maß-
nahmen den Fundamentalismus in theoretischer
Hinsicht argumentativ zurückdrängen. Ein erster Bei-
trag dazu soll hier geleistet werden.

Eine der wichtigsten (impliziten oder expliziten)
Behauptungen der fundamentalistischen Globali-
sierungskritik ist, daß zwischen Moral und Eigenin-
teresse ein grundsätzlicher Widerspruch besteht.
Diese These soll im folgenden widerlegt werden. Im
ersten Abschnitt stelle ich die klassische Auflösung
dieses Widerspruchs im Rahmen der Wirtschafts-
ethik dar. In einem zweiten Abschnitt erweitere ich
dieses Bild um Aspekte einer Unternehmensethik,

insbesondere in Zeiten der Globalisierung. Im drit-
ten Abschnitt schließlich werde ich einige
grundsätzliche Bemerkungen zum Verhältnis von
Moral und Eigeninteresse einfügen.

1 Wirtschaftsethik: die klassische
Auflösung des Widerspruchs
zwischen Moral und Eigeninteresse

Nicht nur Fundamentalisten gehen von einem
Widerspruch zwischen Moral und Eigeninteresse
aus. Warum glauben auch viele Befürworter etwa
von Toleranz und Demokratie, daß sich Moral und
Eigeninteresse widersprechen? Der ordnungsethi-
sche Ansatz in der Wirtschaftsethik2 antwortet hier:
Die These vom Widerspruch zwischen Moral und
Eigeninteresse begründet sich für viele Menschen
mit ihrer alltäglichen Erfahrung. Sie erfahren, daß
sie selbst als Akteure, daß Unternehmen, Organi-
sationen, ausbeutbar werden, wenn sie Vorleistun-
gen – insbesondere nach traditioneller Auffassung
moralische Vorleistungen – liefern. Sie merken,
daß der Ehrliche der Dumme ist, daß derjenige, der
sich moralisch verhält, anschließend über den
Tisch gezogen wird.

Die Wirtschaftsethik erklärt diese Befunde unter Be-
rufung auf das Modell des Gefangenendilemmas.
Im Gefangenendilemma erodiert Moral zwingend
aufgrund der spezifischen Anreizstrukturen der
Situation. Diese verhindert eine Kooperation zwi-
schen den Akteuren. Die Interaktionspartner stellen
sich, wenn sie aus Eigeninteresse handeln, kollek-
tiv schlechter, als es möglich gewesen wäre.3 Zur

Zur Vereinbarkeit
von Moral und Eigeninteresse
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Auflösung dieses Dilemmas sind verschiedene
Wege vorgeschlagen worden:

Eine Ethik der Mäßigung empfiehlt paradigmatisch,
den Wettbewerb abzuschaffen oder zumindest ihn
zu bändigen oder zu bremsen. Die Ordnungsethik
dagegen geht den umgekehrten Weg. Sie behaup-
tet, daß Wettbewerb im Rahmen geeigneter Re-
geln gerade Solidarität erzeugt, daß also der Wett-
bewerb keineswegs abgeschafft werden darf, son-
dern nur durch geeignete Regeln in die moralisch
gewünschten Bahnen gelenkt werden muß. Solida-
rität – als grundlegendes Ideal abendländischer
Moral – emergiert aus eigeninteressierten Hand-
lungen der Akteure, sofern diese durch geeignete
Regeln kanalisiert werden.

Ordnungsethik ist daher grundsätzlich zweistufig
anzusetzen: Sie unterscheidet fundamental zwi-
schen Handlungen und Regeln. Die moralische
Bewertung muß sich auf die Regeln beziehen, die
einzelnen Handlungen unter Regeln hingegen lau-
fen im Prinzip moralfrei ab. Auf diese Weise wer-
den Moral und Eigeninteresse grundsätzlich mit-
einander vereinbar. Das von vielen Menschen
erfahrene Problem der Ausbeutbarkeit wird nun
beherrschbar, da die Regeln für alle Wettbewerber
gleichermaßen gelten sollen und ihre Übertretung
mit den entsprechenden Sanktionen belegt wird.
Damit trennt die Ordnungsethik – anders als viele
andere Strömungen der Ethik – Motiv und Er-
gebnis voneinander ab. Es kommt nicht darauf an,
Motive zu ergründen und sie dann zu bewerten –
etwa in der Art, daß versucht wird festzustellen,
wie weit die Akteure aus Eigeninteresse oder aus
Altruismus handeln – dies ist für die Ordnungs-
ethik irrelevant. Die Motive sind nicht entschei-
dend, es kommt vielmehr darauf an, ob die Ak-
teure sich an die Regeln halten. Ob sie dies tun,
um ihren Gewinn zu maximieren, um sich an die

zehn Gebote zu halten, um ihre gesellschaftliche
Rolle einzunehmen oder um ihre genetische Fit-
neß zu maximieren, ist nicht von Bedeutung. Ent-
scheidend ist nur: Wer die Regeln übertritt, wird
bestraft. Das heißt, wir haben es hier mit einer
theoretischen Umstellung zu tun: Die Frage nach
der moralischen Qualität von Handlungen der Ak-
teure wird überführt in eine Frage nach der Quali-
tät der Regeln.

Diese Frage ist grundsätzlich im Rahmen der posi-
tiven Theorie lösbar. Es geht darum, ob die Regeln,
ob die Rahmenordnung, unzureichend, unvollstän-
dig oder gar kontraproduktiv ist. Regeln, die Korrup-
tion belohnen (etwa durch die steuerliche Absetzbar-
keit von Bestechungsgeldern) oder die es gerade
nicht belohnen, wenn Arbeitnehmer trotz leichter Un-
päßlichkeit zur Arbeit gehen, sind ungeeignet.

Man kann auf diese Weise den Widerspruch zwi-
schen Moral und Eigeninteresse auflösen: Die Mo-
ral wird in die Regeln verlagert, innerhalb der Re-
geln können die Akteure ihre eigenen Interessen im
Prinzip moralfrei verfolgen. Die Frage ist allerdings,
was ist hiermit gewonnen? Welchem Zweck, wel-
chem Nutzen dienen die Regeln?

Regeln bieten Verläßlichkeit, Berechenbarkeit,
Sicherheit. Regeln liefern jedem Interaktionsteilneh-
mer Informationen darüber, wie sich die anderen
verhalten sollen und wie sie sich – bei hinreichender
Regeldurchsetzung – auch tatsächlich verhalten.
Bei geeigneten Regeln kann ich davon ausgehen,
daß der andere fair spielt, wenn ich auch fair spiele.
Ungeeignete Regeln hingegen bestrafen ein sol-
ches Verhalten und können etwa Betrug, Umwelt-
verschmutzung oder Korruption befördern.

Auf diese Weise können sich wechselseitige Ver-
haltenserwartungen bilden und stabilisieren, im In-
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teresse der Besserstellung aller Beteiligten, im In-
teresse von Wohlstand und gesellschaftlichem Fort-
schritt. Regeln ziehen Stabilitätselemente in das
Gerüst von Gesellschaften ein. Ihre Bedeutung wird
jedoch gerade in der philosophischen Ethikdiskus-
sion unterschätzt.

Die Gegner einer auf Vorteilen und Anreizen basie-
renden Ordnungsethik könnten an dieser Stelle
einwenden: Die Akteure dürfen zwar im Rahmen
der Regeln ihre eigenen Interessen verfolgen, aber
beim Zustandekommen der Regeln (beim „choice
of rules”4) müßten die einzelnen ihre eigenen Inter-
essen transzendieren und moralisch-altruistische
Erwägungen berücksichtigen. Die Ordnungsethik
teilt diese Auffassung jedoch nicht: Sie begründet
auch die Regeln selbst mit Vorteilen. Die Zu-
stimmung jedes einzelnen Mitglieds der Gesell-
schaft, jedes einzelnen Betroffenen, ist das einzige
und letzte Kriterium für die Auswahl von Regeln in
modernen Gesellschaften. Diese Zustimmung er-
folgt nur, wenn sich die Akteure davon langfristig
Vorteile versprechen. Nur solche Regeln stabilisie-
ren, die dauerhaft und systematisch allen ihnen
Unterworfenen Vorteile liefern.

Damit ist der erste Schritt zu einer Klärung des
Verhältnisses von Moral und Eigeninteresse – als
Antwort auf die Kritik von Fundamentalisten – er-
folgt: Die Marktwirtschaft, die westliche Wirtschafts-
ordnung, ist grundsätzlich gerechtfertigt dadurch,
daß sie Moral und Eigeninteresse verbindet und
ihre simultane Verfolgung erlaubt. Dies wird durch
adäquate Regeln garantiert.

Die Frage ist, ob damit schon alles gesagt wurde.
Denn ist es nicht so, daß oftmals Unternehmen Hand-
lungen vornehmen, denen das Prädikat „moralisch”
zugesprochen werden muß, die also nicht nur
„moralfrei” erscheinen? Unternehmen sponsern et-

wa kulturelle Veranstaltungen aller Art, sie unterstüt-
zen Bildungsprogramme in Drittweltländern und
finanzieren sogar philosophische Lehrstühle. Können
solche Handlungen im Rahmen der hier vorgelegten
Konzeption als moralisch qualifiziert werden?

2 Unternehmensethik:
Moral als Investition

Tatsächlich läßt sich auch in einer Ordnungsethik,
die auf dem Kerngedanken der Regelsteuerung mo-
derner Gesellschaften aufbaut, ein theoretischer Ort
für Unternehmensethik finden. Unternehmensethik
läßt sich aufbauen auf dem Gedanken, daß Interak-
tion durch Regeln und Verträge nicht vollständig be-
stimmt sind. Das heißt, es bleiben – nach Festlegung
der Regeln – den Unternehmen immer noch unter-
schiedliche Wege zur Verfolgung ihres Eigeninteres-
ses innerhalb der Regeln offen. Bei vielen Verträgen,
die sie abschließen – und Regeln selbst sind Verträ-
ge der Gesellschaft – sind weder Leistungen und Ge-
genleistungen vollständig festgelegt (etwa nach In-
halt und Zeitpunkt), noch ist die Vertragserfüllung im-
mer hinreichend präzise feststellbar, noch sind selbst
gerechtfertigte Ansprüche immer mit hinreichender
Sicherheit durchsetzbar. Als Beispiel können Trans-
aktionen im Internet dienen. Dort beruht die Durch-
setzbarkeit – gerade bei den vielen grenzüberschrei-
tenden Transaktionen – auf zahlreichen Unwägbar-
keiten der genannten Art. Dennoch werden solche
Verträge täglich in großer Zahl abgeschlossen und
über das Internet erfolgreich abgewickelt. Generell
kann man sagen, daß unter Bedingungen der Globa-
lisierung mit vielen unvollständigen und mit äußerst
unterschiedlichen Rahmenordnungen zu rechnen ist.

Die Theorie unvollständiger Verträge trägt diesen
Bedingungen Rechnung. Sie bezeichnet als unvoll-
ständige Verträge jene Verträge, bei denen
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a) Leistung und Gegenleistung nicht exakt festge-
legt sind (weil sich äußere Bedingungen wie
Preise ändern können),

b) bei denen es nur zu hohen Kosten feststellbar
ist, ob der Vertrag erfüllt worden ist,

c) bei denen man damit rechnen muß, daß man
selbst unstrittige Ansprüche nur mit großem
Aufwand durchsetzen kann.

Nun sind viele, wenn nicht gar die meisten
Verträge, die in der globalisierten Wirtschaft von
Bedeutung sind, unvollständig. Das gilt insbeson-
dere für langfristige Kooperationsverträge, Verträge
über strategische Allianzen, aber auch für durchaus
alltägliche Verträge wie Arbeits- und Dienst-
verträge. Alle diese Verträge können einseitige
oder wechselseitige Abhängigkeiten erzeugen. Das
heißt, wenn ein Partner sich an die Abmachung
hält, kann er sich nicht sicher sein, daß der andere
seine Verpflichtung ebenfalls erfüllt. Unvollständige
Verträge können unterschiedlich ausgelegt werden:
Vertragslücken können unterschiedlich interpretiert,
die Erfüllung von Vertragsleistungen unterschied-
lich gesehen werden. Wer also einen unvollständi-
gen Vertrag abschließt, geht ein Risiko ein.

Ein rationaler Akteur dürfte somit, insbesondere
wenn er als risikoscheu modelliert wird, unvollstän-
dige Verträge gar nicht abschließen, da er befürch-
ten muß, ausgebeutet zu werden. Hier ist im Ansatz
eine Dilemmastruktur erkennbar, denn unvollständi-
ge Verträge können im Interesse beider Seiten lie-
gen. Was können rationale Akteure tun, um solche
Verträge dennoch abschließen zu können?

Der Ausweg, die Verträge vollständig zu machen,
ist nur ein scheinbarer. Es wäre sehr teuer, alle Ver-
tragslücken zu schließen und die Durchsetzung der

Verträge – insbesondere in der Globalisierung – für
alle Eventualitäten zu sichern. Zum anderen ginge
damit aber auch gerade der Vorteil unvollständiger
Verträge verloren: Sie bieten gerade jene Spiel-
räume, die in der Globalisierung notwendig sind,
um sich auf wechselnde Rahmenbedingungen
schnell einstellen zu können. Sich bietende neue
Chancen müssen beim Schopf gepackt, plötzlich
drohende Katastrophen abgewehrt werden können.
Es wäre somit nicht rational, alle Verträge vollstän-
dig zu machen.

Der bessere Ausweg ist daher, an dieser Stelle die
Unternehmensethik zur Geltung kommen zu las-
sen. Für den Abschluß unvollständiger Verträge ist
Vertrauen zwischen den Interaktionspartnern not-
wendig, und bei ihrer Befolgung in der Praxis ist
Fairneß erforderlich. Die beteiligten Unternehmen
müssen versuchen, diese Bedingungen – Vertrau-
en und Fairneß – herzustellen und zu stabilisieren.
Das heißt: Die Verläßlichkeit wechselseitiger Ver-
haltenserwartung wird hier nicht durch formelle
Regeln – wie im Bereich der Wirtschaftsethik – her-
gestellt, sondern durch Selbstbindung der beteilig-
ten Unternehmen. Ein Unternehmen, das sich indi-
viduell auf bestimmte Maßnahmen und Verhaltens-
weisen festlegt, die seinen Interaktionspartnern
Fairneß und Vertrauen signalisieren, bietet sich als
verläßlicher Interaktionspartner dar. Es baut auf
diese Weise eine Reputation auf, die in der globali-
sierten Wirtschaft zu seinem wichtigsten Kapital
werden kann.

Gerade in der Globalisierung kommt es darauf an,
daß sich Unternehmen – angesichts der vielfälti-
gen Unsicherheiten – als zuverlässig präsentieren,
und zwar sowohl gegenüber ihren Geschäftspart-
nern als auch gegenüber ihren Kunden, die beide
auf der ganzen Welt verteilt sein können. Kein Un-
ternehmen kann es sich leisten, seine Geschäfts-
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partner als auch seine Kunden dauerhaft immer
wieder über den Tisch zu ziehen. Dies wäre ledig-
lich eine kurzfristige Optimierung des Verhaltens.
Es entspräche etwa dem, was auch in der aktuel-
len Ethikdiskussion als „punktuelle Optimierung”
(Nida-Rümelin 2002) bezeichnet und kritisiert wird.
Ökonomische Kalkulation muß sich immer auf ei-
ne Sequenz von Handlungen beziehen, niemals
auf einzelne Handlungen. Jeder Akteur und jedes
Unternehmen kann investieren, d.h. Ressourcen
für künftige Zwecke aufbewahren und sie nicht
sofort verbrauchen, und solche Investitionen kön-
nen auch mit Hilfe ethischer Mechanismen vorge-
nommen werden. Ethisches Verhalten stellt eine
Investition in den nachhaltigen Erfolg des Unter-
nehmens dar.

Diese Selbstbindung des Unternehmens an be-
stimmte ethische Werte und Leitbilder oder Unter-
nehmensphilosophien muß allerdings richtig gema-
nagt und kommuniziert werden. Hier ergeben sich
vielfältige Möglichkeiten für Ansätze aus den Be-
reichen Unternehmenskultur und Wertemanage-
ment. Es kommt dabei vor allem darauf an, daß
nicht nur versucht wird, Individuen zu „erziehen”, et-
wa durch Manager-Seminare o.ä. Entscheidend ist
die Gestaltung der Unternehmensverfassung, jener
Regeln, die die Abläufe im Unternehmen wesentlich
bestimmen. Das heißt, auch hier kommt der ord-
nungsethische Ansatz zur Geltung, nur ist er jetzt
auf das einzelne Unternehmen oder eine Branche,
nicht mehr auf die gesamte Wirtschaft, bezogen.

Die Kommunikation der Selbstbindung des Unter-
nehmens nach außen hin, d.h. zu den Kunden und
zur Öffentlichkeit, erweist sich vor allem dann als
lohnende Investition, wenn dem Unternehmen in
der Zukunft Fehler unterlaufen. War vorher die Re-
putation untadelig, so werden einzelne Fehler von
der Öffentlichkeit auch eher verziehen.

Ich fasse zusammen: Die individuelle Selbstbin-
dung der Unternehmen an Werte und Leitbilder
kann – als unternehmensethische Maßnahme – die
kollektive Selbstbindung durch formelle Regeln –
als wirtschaftsethische Maßnahme – zumindest
wesentlich ergänzen, wenn auch nicht völlig erset-
zen. Am weitesten geht diese Entwicklung viel-
leicht im Internet: Dort werden in immer größerem
Ausmaß formelle Regeln durch eine Steuerung
über Reputationsmechanismen und Öffentlichkeit
ersetzt5.

Es bleibt nun die Frage offen, wie solche Handlun-
gen von Unternehmen bewertet werden sollen. In-
nerhalb der Ökonomik scheint dies weitgehend klar:
Investitionen, die sich auszahlen, sollten getätigt
werden, auch wenn sie sich auf ethische Verhal-
tensweisen beziehen. Innerhalb der philosophi-
schen Ethik liegen dagegen viele theoretische Un-
klarheiten vor. Nicht selten wird den Unternehmen
vorgeworfen, sie handelten ja nur aus Gewinninte-
resse, auch wenn sie damit letztlich der Moral dien-
ten. Insbesondere im Rahmen einer Ethik, die sich
auf Immanuel Kant beruft, wird das Handeln im
Eigeninteresse systematisch angeprangert, auch
wenn es sich aufgrund seiner Folgen als vorteilhaft
für alle erweist. Was kann eine Ordnungsethik zu
dieser Fragestellung sagen? Diese Frage ist Ge-
genstand des dritten Abschnitts.

3 Zur Kompatibilität von
Eigeninteresse und Moral

Sind die hier vorgestellte Konzeptionen von Wirt-
schaftsethik als Ordnungsethik und von Unterneh-
mensethik auf der Basis unvollständiger Verträge
mit der Tradition der abendländischen Ethik kompa-
tibel? Nicht selten wird diese Frage kategorisch ver-
neint. Dem kann ich jedoch nicht zustimmen. Mir

Zur Vereinbarkeit von Moral und Eigeninteresse
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scheint es hier eher um Interpretationsprobleme bei
der Sicht auf die ethische Tradition zu gehen als um
diese Tradition selbst. Wenn man sich aus der
Perspektive der hier vorgestellten Konzeption die
ethische Tradition erneut anschaut, stellt man über-
raschend fest: Weder die Goldene Regel noch der
kategorische Imperativ Kants, zwei der großen Prin-
zipien abendländischer Ethik, verbieten das indivi-
duelle Streben nach Vorteilen als solches. Für die
meisten Prinzipien der Ethik angelsächsischer Her-
kunft gilt dies ohnehin.6 Und wenn man sich auf die
Bibel berufen will: Das Liebesgebot heißt nicht „Du
sollst deinen Nächsten mehr lieben als Dich selbst”,
sondern „Du sollst deinen Nächsten lieben wie Dich
selbst”. Diese Prinzipien lenken das individuelle
Vorteilsstreben lediglich in bestimmte Bahnen – um
größerer Vorteile auf langer Sicht willen.

Der Unterschied zwischen der traditionellen Ethik
und einer Ethik unter Bedingungen moderner Ge-
sellschaften ist eher in den unterschiedlichen Rah-
menbedingungen zu suchen. Vormoderne Gesell-
schaften spielten – vielleicht mit Ausnahme des
römischen Reiches – Nullsummenspiele. Es han-
delte sich um Gesellschaften ohne nennenswertes
Wachstum. In einer solchen Gesellschaft konnte ein
einzelner nur zu großem Wohlstand kommen, wenn
er sich auf Kosten anderer bereicherte. Hier finden
das Zinsverbot des Aristoteles und der Scholastik,
das moralische Verbot der Kapitalbildung sowie
Luthers Verdammung von „Kauffshandlung und
Wucher” (Luther 1524/1987) ihre in ihrer Zeit durch-
aus plausible Begründung.

Die moderne in Funktionssysteme ausdifferenzierte
Gesellschaft dagegen ist eine Wachstumsgesell-
schaft. Sie hat bei beträchtlichem Bevölkerungs-
wachstum einen Pro-Kopf-Wohlstand hervorge-
bracht, den sich vormoderne Theoretiker nicht vor-
stellen konnten – und dies auf der Grundlage einer

Verfolgung der Eigeninteressen der Einzelnen unter
einer klug geschnittenen Rahmenordnung mit for-
ciertem Wettbewerb. Damit wird das Streben nach
individueller Besserstellung zum Motor der Solidari-
tätsmoral des Abendlandes. Wettbewerb wird zur
neuen, effektiveren Form der Caritas (Mildtätigkeit).
Dies kann theoretisch noch einmal anders wie folgt
begründet werden:

Das Grundproblem der Ethik kann nicht mehr, wie
bisher, an der Unterscheidung von Egoismus und
Altruismus festgemacht werden. Es kann nicht da-
rum gehen, daß wir von den einzelnen – insbeson-
dere von den Unternehmen – verlangen, daß diese
ihre eigenen Interessen zugunsten des Wohls an-
derer zurückstellen. Diese Auffassung ist unter den
Bedingungen moderner Gesellschaften nicht mehr
adäquat. Stattdessen kann nur gefordert werden,
daß die einzelnen ihren eigenen Vorteil so verfol-
gen, daß auch andere davon Vorteile haben, d.h.
wir differenzieren zwischen einseitigem und wech-
selseitigem Vorteilsstreben. Grundlegend bleibt je-
doch das eigeninteressierte Handeln, nicht der Al-
truismus. Auf diese Weise läßt sich auch das Ge-
winnstreben der Unternehmen ethisch rechtferti-
gen, ja, dieses Streben ist sogar gefordert, unter
zwei Bedingungen:

a) Die Unternehmen müssen die Regeln der Rah-
menordnung beachten, und

b) die Unternehmen müssen für die von ihren
Handlungen Betroffenen Vorteile liefern, die
diesen sonst nicht zugute gekommen wären.
Zu diesen Vorteilen zählen beispielsweise
gute, preiswerte, innovative Produkte, Arbeits-
plätze und Einkommen, Steuern und Abga-
ben, Ausbildung und dergleichen mehr. Dies
deckt sich mit Kernforderungen der abendlän-
dischen Ethiktradition.

Christoph Lütge
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Anmerkungen

1 Die Beziehungen zwischen Islam und Wirtschaftsordnung
werden an anderer Stelle in diesem Band (vgl. Hermann
2003) erörtert – hierauf werde ich nicht näher eingehen.

2 Vgl. Homann (2002).

3 Vgl. Holler/ Illing (1993).

4 Vgl. Brennan/ Buchanan (1993).

5 Vgl. Lütge (2002).

6 Vgl. etwa Mackie (1981) sowie Binmore (1994–1998).
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4 Schluß
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